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Stadtbezirksrat 213 Südstadt-Rautheim-Mascherode vor Satzungsbeschluss zu seiner Sitzung 
am 22.11.2011 als Mitteilung zur Kenntnis. 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift "Roselies -Süd", RA 27  
Stadtgebiet östlich des Möncheweges und südlich der ehemaligen Roselies-Kaserne 
 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 
 
"1. Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellung-
nahmen sind entsprechend den Vorschlägen der Verwaltung gemäß den Anlagen Nr. 6 und 
Nr. 7 zu behandeln. 

  2. Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Roselies-Süd“, RA 27, wird in der während 
der Sitzung ausgehängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 

  3. Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen." 
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Aufstellungsbeschluss und Planungsziel 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Roselies-Süd" existiert bereits seit dem 
25. August 1992 ein Aufstellungsbeschluss mit dem wesentlichen Ziel der Entwicklung von 
Wohnbauland. Darüber hinaus hatte die Grundstücksgesellschaft der Stadt Braunschweig 
(GGB) den Wunsch an die Stadt Braunschweig herangetragen, die planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für Wohnbebauung zu schaffen. Da weiterhin eine hohe Nachfrage nach geeig-
neten Baugrundstücken in der Stadt Braunschweig besteht, ist die Verwaltung diesem Wunsch 
gefolgt. 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig wird im Parallelverfahren geändert, da aus 
den derzeitigen Darstellungen ein Wohngebiet nicht entwickelt werden kann. 
 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB und sonstiger Stellen 
 
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 1. April bis zum 6. Mai 2011 durchgeführt. Die Stel-
lungnahmen sind in der Anlage 7 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem Vorschlag 
der Verwaltung versehen. 
 
Auf Grund der eingegangenen Stellungnahmen und Hinweise wurde der Entwurf weiter konkre-
tisiert. Wesentliche Konflikte im Zusammenhang mit der Planung traten nicht auf.  
 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Am 6. September 2011 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss der Stadt 
Braunschweig beschlossen und in der Zeit vom 16. September bis zum 17. Oktober 2011 
durchgeführt. 
 
In Absprache mit der zuständigen Fachbehörde und der GGB wurden Klarstellungen und Ver-
einfachungen hinsichtlich des passiven Schallschutzes und der Anwendung der DIN 4109 vor-
genommen. Diese Anpassungen betreffen die Anlagen 4 und 5 und sind dort grau hinterlegt. 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen. Wesentliche, die Planung betreffende Konflikte, traten 
nicht auf. 
 
Im Rahmen der Anhörung zum Bebauungsplan mit Gestaltungvorschrift „Roselies-Süd“, RA 27, 
hatte der Stadtbezirksrat 213 Südstadt-Rautheim-Mascherode Beratungsbedarf geltend ge-
macht. 
 
Der Stadtbezirksrat hat keine grundsätzliche Kritik an der Entwicklung eines Wohngebietes ge-
äußert, allerdings wurden die nachfolgend aufgelisteten Punkte beanstandet. Die vorgebrachten 
Anregungen sind mit einer Stellungnahme sowie einem Vorschlag der Verwaltung versehen. 
Der Stadtbezirksrat wird somit über den Umgang mit seinen Anregungen informiert, wie im 
PlUA am 31. August 2011 zugesichert. 
 
 
Anregungen des Stadtbezirksrates 
 
Anregung 1  
Durch die Planung gehen landwirtschaftliche Flächen verloren. Der Pächter dieser Flächen 
sieht dadurch die Existenz seines Vollerwerbsbetriebes gefährdet. Es sollen diesem von der 
Stadt Braunschweig Ersatzflächen zur Verfügung gestellt werden. 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Als Oberzentrum der Region ist es Aufgabe der Stadt Braunschweig, stadtnah ausreichend 
Siedlungsflächen auszuweisen, um einer weiteren Zersiedlung im Umland entgegen zu wirken 
und die Infrastrukturauslastung zu stabilisieren. Somit hat die Wohngebietsausweisung hier 
Vorrang vor der landwirtschaftlichen Nutzung. Dabei wird nicht verkannt, dass die Weiterver-
folgung dieses Zieles notwendigerweise auch zu Einschränkungen Anderer führen kann. Aller-
dings kann festgestellt werden, dass die geplante Fläche für die Ausweisung von Wohnbauflä-
chen im Laufe des Verfahrens zugunsten landwirtschaftlicher Flächen reduziert wurde. 
 
Vorschlag der Verwaltung 
Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen werden nicht verändert. Die Verwaltung bemüht 
sich außerhalb des Bebauungsplanverfahrens, dem Pächter adäquate Ersatzflächen bereitzustel-
len. Zu diesem Zweck werden derzeit Gespräche mit dem betroffenen Landwirt geführt. 
 
Anregung 2  
Es soll im Bereich der festgesetzten Feuerwehrzufahrt eine zugunsten der Allgemeinheit ge-
widmete Straßenverbindung zwischen dem Baugebiet „Roselies-Kaserne“ im Norden und dem 
Baugebiet „Roselies-Süd“ geben. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Eine solche Straßenverbindung ist aus verkehrstechnischen Gründen nicht erforderlich und 
würde Unruhe durch gebietsfremden Individualverkehr in die Baugebiete tragen. Es bestünde 
dann vielmehr die Gefahr, dass diese Verbindung als Schleichweg unter Umfahrung des Mön-
cheweges genutzt wird. Das Straßenverkehrssystem ist darauf ausgelegt, durch ein hierarchi-
sches System die jeweiligen Verkehre den dafür geeigneten Verkehrswegen aufzuerlegen. Ge-
rade der Kitastandort im nördlich angrenzenden Wohngebiet ist durch das Wegesystem und die 
festgesetzten Grünflächen sehr gut an das Fuß- und Radwegenetz angebunden, sodass so u.a. 
auch diese Verkehrsarten im Gebiet gefördert werden.  
 
Vorschlag der Verwaltung 
Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen werden nicht verändert. 
 
Anregung 3  
Entlang des Möncheweges soll die vorgesehene Stadtbahntrasse konkret dargestellt werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen bezüglich der vorgesehenen Stadtbahntrasse. 
Die Herstellung einer solchen Trasse bedarf vielmehr eines eigenen Planfeststellungsverfah-
rens. Um dennoch die Trasse freizuhalten, setzt der Bebauungsplan in diesem Bereich eine 
ausreichend breite öffentliche Grünfläche fest. Im Übrigen hat der Stadtbezirksrat 213 in seiner 
Sitzung am 25. Januar 2011 den Beschluss gefasst, die Verwaltung möge alle vorgehaltenen 
Stadtbahntrassen im Stadtbezirk streichen. Daher wird keine Notwendigkeit mehr gesehen, die 
Fläche für eine Stadtbahntrasse explizit festzusetzen. 
 
Vorschlag der Verwaltung 
Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen werden nicht verändert. 
 
Anregung 4  
Im Bereich des Kreisverkehres sollen zusätzlich zu den vorgesehenen Querungshilfen Zebra-
streifen hergestellt werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die Herstellung von Zebrastreifen ist keine Maßnahme, die im Rahmen eines Bebauungs-
planverfahrens abschließend bestimmt werden kann. Der Bebauungsplan sichert hier lediglich 
die erforderliche Verkehrsfläche. Soweit im Rahmen der weiteren Straßenausbauplanung die 
Notwendigkeit für Zebrastreifen bestätigt wird, lassen sich diese auch mit den getroffenen Fest-
setzungen realisieren. 
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Vorschlag der Verwaltung 
Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen werden nicht verändert. 
 
Anregung 5  
Die Straßen im Baugebiet sollen nicht verkehrsberuhigt ausgebaut werden. Es soll lediglich eine 
Tempo-30-Zone eingerichtet werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Neben der Verkehrsfunktion haben die Straßen in Wohngebieten zunehmend auch eine Auf-
enthaltsfunktion für Fußgänger und Radfahrer. Daher werden auch in anderen Wohngebieten 
zunehmend verkehrsberuhigte Straßen ausgewiesen. Die maximale Ost-West-Strecke von ca. 
400 m ist nicht so groß, dass hier erhebliche Zeitverluste für den Autofahrer entstehen. Dem 
Belang eines ruhigen, auch für den Aufenthalt in den öffentlichen Freiflächen geeigneten 
Wohngebietes wird an dieser Stelle größeres Gewicht eingeräumt als der schnellen Durchque-
rung des Gebietes mit dem Pkw. 
 
Vorschlag der Verwaltung 
Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen werden nicht verändert. 
 
Insgesamt schlägt die Verwaltung vor, den Planentwurf nicht zu verändern. 
 
 
Empfehlung 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 6 und 7 aufgeführten Stellungnahmen den Vor-
schlägen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit Gestaltungs-
vorschrift "Roselies-Süd", RA 27, als Satzung sowie die Begründung mit Umweltbericht zu be-
schließen. 
 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Übersichtskarte 
Anlage 2: Nutzungsbeispiel 
Anlage 3a: Zeichnerische Festsetzungen 
Anlage 3b: Planzeichenerklärungen 
Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 5: Begründung mit Umweltbericht 
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 

§ 3 (2) BauGB 
Anlage 7: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstiger 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Sommer 





Bebauungsplan „Roselies-Süd“, RA 27  Begründung, Stand: 7. November 2011 
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 Anlage 5 
 
 Stand 8. November 2011 
 
 
 
Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
„Roselies-Süd“ RA 27 
Begründung und Umweltbericht 
 
 
 
 
Klarstellungen und Vereinfachungen siehe Seiten 12, 31 und 33 
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1 Rechtsgrundlagen  - Stand: 2. November  2011 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 


 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 
 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 


1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 


in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830, zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2011 (BGBl. I S. 1474) und Art. 2 des 
Gesetzes vom 21. Juli 2011 (BGBl. I S. 1475) 


 


1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 6. Oktober 2011 (BGBl. I S. 1986) 


 


1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 6. Oktober 2011 (BGBl. I S. 1986) 
 


1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 


1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert 
durch Art. 26 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBI. S. 353) 


 


1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert 
durch Art. 29 Nr. 1 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. S. 353) 


 
 
2 Bisherige Rechtsverhältnisse  
 
2.1 Regional-  und  Landesplanung   


  
 Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen von 2008 und im Regiona-


len Raumordnungsprogramm von 2008 für den Großraum Braunschweig 
(RROP) ist die Stadt Braunschweig seit 2008 im oberzentralen Verbund mit 
Wolfsburg und Salzgitter als Oberzentrum der Region verbindlich festgelegt.  
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2.2 Flächennutzungsplan   
 


Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes gilt der Flächennutzungs-
plan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. April 1978. Er stellt in seiner derzeit geltenden Fassung für das Plangebiet 
Flächen für die Landwirtschaft und Hauptleitungen für Elektrizität dar.  


 
Die beabsichtigten Festsetzungen lassen sich nicht aus dieser Darstellung ent-
wickeln. Der Flächennutzungsplan wird daher im Parallelverfahren gemäß § 8 
Abs. 3 BauGB geändert. Zukünftig ist durch die 104. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes die Darstellung von „Wohnbauflächen“, „Grünflächen“ mit der 
Zweckbestimmung „Parkanlagen“ und „Hauptleitung für Elektrizität“ geplant. Mit 
der Änderung ist der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt.   
 


2.3 Bebauungspläne  
 


Innerhalb des Geltungsbereiches existiert kein gültiger Bebauungsplan. Die 
Flächen im Geltungsbereich werden derzeit als Außenbereich gemäß § 35 
BauGB beurteilt. Für den Geltungsbereich besteht ein Aufstellungsbeschluss für 
den Bebauungsplan „Möncheberg“, RA 15, beschlossen vom Rat am 
25. August 1992 mit dem wesentlichen Ziel, Wohnbebauung zu ermöglichen.  


  
 


 
3  Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 


 
Die zügige Vermarktung von Einfamilienhausgrundstücken in den letzten Jah-
ren belegt die nach wie vor hohe Nachfrage nach geeigneten Baugrundstücken.  
Damit der entsprechende Bedarf an Wohnraum gedeckt werden kann, müssen 
geeignete Standorte für die künftige Entwicklung von Wohnbauland gefunden 
werden. 
 
Die Vermarktung der Wohnbauflächen im Bereich der ehemaligen Roselies-
Kaserne ist nahezu abgeschlossen, sodass aus strategischer Sicht die Planung 
einer Erweiterung nach Süden geboten ist. Die Grundstücksgesellschaft der 
Stadt Braunschweig (GGB) hat daher die Stadt gebeten, die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für eine Wohnbebauung zu schaffen. Art und Maß der 
baulichen Nutzung orientieren sich im Wesentlichen an der im nördlich angren-
zenden Bebauungsplan „Roselies-Kaserne“, RA 25, vorgesehenen Bebauung. 
 
Durch die Neugestaltung des Ortsrandes des künftig arrondierten Siedlungs-
körpers der Lindenbergsiedlung und der ehemaligen Roselies-Kaserne sollen 
auch die Naherholungsfunktionen in diesem Bereich gestärkt werden. Die pla-
nerische Grundlage wird im Wesentlichen durch das „Rahmenkonzept 
Rautheimer Kasernen“ des Fachbereiches Stadtgrün vom Juli 2004 gebildet. 
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4  Umweltbericht 
 


4.0 Präambel  
 
Im vorliegenden Umweltbericht werden die aufgrund der Umweltprüfungen nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes 
dargelegt. 
 


4.1  Beschrei bung der Planung  
 
Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Lindenberg östlich des Möncheweges 
und südlich der ehemaligen Roselies-Kaserne, wo sich derzeit die Bebauung 
des Wohn- und Mischgebietes vollzieht. Die Fläche des Geltungsbereiches um-
fasst ca. 14,3 ha. Im Planungsgebiet sind landwirtschaftlich genutzte Flächen 
vorherrschend. Wesentliches Ziel der Planung ist die Schaffung eines Wohnge-
bietes für freistehende Einfamilien- und Doppelhäuser in Anlehnung an das im 
östlichen Teil der ehemaligen Roselies-Kaserne entstehende Wohngebiet.  


 
Da das Plangebiet im Süden durch mehrere Freileitungen durchschnitten wird, 
kann nur ein Teil als Wohngebiet ausgewiesen werden. Die übrigen Bereiche 
können zur qualitätvollen Ausgestaltung des Ortsrandes sowie für die erforderli-
chen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen herangezogen werden. Darüber hin-
aus soll auf die Grünstrukturen des angrenzenden Baugebietes "Roselies-
Kaserne" Bezug genommen werden, um die beiden Wohngebiete räumlich und 
funktional miteinander zu vernetzen.   
 


4.2  Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten   
 


In der Stadt Braunschweig besteht weiterhin eine große Nachfrage nach 
Grundstücken für Einfamilienhäuser und Doppelhäuser. Derzeit stehen nur we-
nige Baugebiete zur Verfügung, um die anhaltende Nachfrage zu befriedigen. 
Im Rahmen der parallel verlaufenden Änderung des Flächennutzungsplanes 
wurde die Eignung des Plangebietes als Wohnstandort hinsichtlich seiner Lage 
innerhalb der Stadt Braunschweig untersucht und mit anderen potentiellen 
Wohnbauflächen verglichen.   
 
Im Ergebnis ermöglicht das neue Wohngebiet die Chance einer besseren Aus-
lastung der vorhandenen Infrastruktur und somit einer Erhöhung von deren 
Wirtschaftlichkeit. Zudem liegt das Gebiet relativ zentrumsnah und ist gut an 
den ÖPNV angebunden. Im gesamtstädtischen Vergleich gehören die Flächen 
des Planbereiches somit zu denjenigen, die sich gut für die Ausweisung eines 
Wohnbaugebietes eignen. 


 
Aus städtebaulicher Sicht wird durch die Umsetzung des Baugebietes der Orts-
teil Lindenberg in sinnvoller Weise an seiner Südostseite arrondiert. Nach Er-
weiterung der Lindenbergsiedlung durch das Baugebiet auf dem Gelände der 
ehemaligen Roselies-Kaserne wird die entstandene Lücke zum südlichen Teil 
der Lindenbergsiedlung geschlossen, der Siedlungskörper komplettiert und ein 
abschließender Übergang zum Landschaftraum hergestellt.     
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Im Zuge der Erarbeitung des städtebaulichen Entwurfs wurde eine Vielzahl un-
terschiedlicher städtebaulicher Varianten entwickelt und hinsichtlich Erschlie-
ßung, Bebaubarkeit, städtebaulichen und freiraumplanerischen Qualitäten ge-
prüft. Bestimmende Entwurfsparameter waren dabei die relativ eingeschränkte 
Lage der Haupterschließung in Verlängerung der Dedekindstraße sowie die 
Begrenzung durch die südlich verlaufenden Freileitungen. Der vorliegende Ent-
wurf bietet eine dem künftigen Ortsrand angemessene, moderate Bebauungs-
dichte und ist durch großzügige öffentliche Grünbereiche gegliedert. Er nimmt 
dabei Bezug auf die nördlich angrenzenden Strukturen des Baugebietes 
„Roselies-Kaserne“.   
 


4.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichti gung  
 
Neben den grundsätzlichen Anforderungen an die Berücksichtigung der Ziele 
des Umweltschutzes in der Bauleitplanung sind die konkret für den Planungs-
raum formulierten Vorgaben und Entwicklungsziele der Fachplanungen auszu-
werten und bei der Planaufstellung zu berücksichtigen. Die nachfolgende Auf-
stellung gibt einen Überblick über die einschlägigen Fachgesetze und die für 
den Raum vorliegenden Fachplanungen und Gutachten. 


 
 Fachgesetze: 


 Baugesetzbuch 
 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
 Bundesnaturschutzgesetz 
 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz  
 Wasserhaushaltsgesetz 
 Niedersächsisches Wassergesetz 
 Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
 Niedersächsisches Straßengesetz 


 
 Fachplanungen und Gutachten:  


 Modellierung meteorologischer und lufthygienischer Felder im Stadtgebiet 
Braunschweig, GEO-NET, 2006 


 Klima- und immissionsökologische Funktionen im Stadtgebiet Braun-
schweig, GEO-NET, Juli 2007 


 Regionales Raumordnungsprogramm, 2008 
 Landschaftsrahmenplan, 1999 
 Schalltechnisches Gutachten, AMT Ingenieurgesellschaft mbH, Nr. 260817 


vom 29.03.2011 
 Bautechnisches Bodengutachten, Ingenieurbüro BGA, 21.12.2010 
 Gutachten für Artenschutz, Planungsgruppe Ökologie und Landschaft, 2011  
 Rahmenkonzept „Rautheimer Kasernen“, Fachbereich Stadtgrün, 2004 
 


4.4 Beschrei bung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der  
Informationsgrundlagen  
 
Gegenstand der Umweltprüfung sind die planungs- und abwägungserheblichen 
Umweltbelange. Sie schließen die Untersuchungen von Fauna und Flora inner-
halb des Geltungsbereiches sowie die schalltechnischen Untersuchungen unter 
Berücksichtigung relevanter Lärmquellen der Umgebung ein. Die Umweltbelan-
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ge werden unter Auswertung der vorliegenden Fachplanungen und Gutachten 
erfasst und gewichtet. Für die Beurteilung künftiger Vorhaben i. S. der Eingriffs-
regelung (siehe Kapitel 4.6) erfolgt eine vergleichende Bewertung des derzeiti-
gen Landschaftszustandes mit dem Planzustand auf Basis des bei der Stadt 
Braunschweig regelmäßig zur Anwendung kommenden Osnabrücker Modells. 
Das Osnabrücker Modell dient der Bemessung von Eingriffsfolgen und Aus-
gleichsmaßnahmen. Dabei wird für die zu bilanzierenden Planungsbereiche 
beim Vergleich zwischen Bestand und Planung vom baurechtlich maximal zu-
lässigen Nutzungs- und Versiegelungsgrad ausgegangen. Die Ergebnisse der 
Umweltprüfung sind auf Basis der verfügbaren Daten im vorliegenden Umwelt-
bericht zusammengestellt. 
 


4.5  Beschrei bung und Bewertung der Umwelt und Prognosen  
 


Die Ermittlung und Beurteilung der Umweltsituation der einzelnen Schutzgüter 
erfolgt nach gegenwärtigem Kenntnisstand und durch geeignete Prüfungsme-
thoden für die Umweltmerkmale, die voraussichtlich erheblich beeinflusst wer-
den. 


 
4.5.1 Mensch und Gesundheit 


 
Bestand und Bewertung: Der Landschaftsraum zwischen den Ortsteilen 
Rautheim, Mascherode und der Lindenbergsiedlung ist fast ausschließlich 
durch großflächige landwirtschaftliche Nutzungseinheiten geprägt. Eine Gliede-
rung durch Feldholzinseln oder Feldhecken existiert nicht, das Landschaftserle-
ben ist entsprechend eingeschränkt. Die großräumigen Ackerflächen dienen 
den Anwohnern der angrenzenden Ortsteile der landschaftsgebundenen Erho-
lung, auch wenn klassische Naherholungsfunktionen eingeschränkt sind. Im 
Zuge der Planungen des Wohngebietes erfolgt eine Neugestaltung des Orts-
randes. Als Vorbelastung sind sowohl die im südlichen Teil des Geltungsbe-
reichs querenden Freileitungen, der Verkehrslärm der angrenzenden Landes- 
und Kreisstraßen sowie der BAB 39 als auch der Schienenverkehrslärm der 
nördlich des Plangebietes verlaufenden Bahnstrecken zu nennen.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vorlie-
genden Verhältnisse bleiben unverändert. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Die geplante 
Bebauung wird zur Reduzierung der landschaftsgebundenen Erholungsmög-
lichkeit auf der derzeit landwirtschaftlich genutzten Fläche sowie zu einer Ver-
schlechterung der lufthygienischen und bioklimatischen Situation führen. Durch 
geeignete Maßnahmen wie der umfassenden Begrünung des Gebietes, offene 
Regenwasserrückhaltung, optionale Dachbegrünung etc. sollen mögliche nega-
tive bioklimatische Auswirkungen weitgehend minimiert werden. 
 
Das Plangebiet ist durch Straßen- und Schienenverkehrslärm vorbelastet. Um 
die Schutzanforderungen für ein allgemeines Wohngebiet zu erfüllen, sind zum 
Teil je nach Plangebietsbereich bauliche (Gebäude-/ Raumorientierung) und/ 
oder passive (Schalldämmung gemäß DIN 4109) Schallschutzmaßnahmen vor-
zunehmen. 
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Zum Schutz vor elektromagnetischen Feldern von Freileitungen sind die Anfor-
derungen zur Vorsorge gemäß 26. BImSchV (Verordnung des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes über elektromagnetische Felder) zu erfüllen.  
 
 


4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 
 
Bestand und Bewertung:  
 
Tiere und Pflanzen  
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes in Bezug auf Arten- und Lebens-
gemeinschaften ist im Landschaftsrahmenplan als stark bis sehr stark einge-
schränkt beschrieben (überwiegend Ackerbau). Mit Ausnahme des im Norden 
des Plangebietes verlaufenden Feldweges sind im Plangebiet nur Ackerflächen 
mit wenig ausgeprägten Ruderal- /Ackerrandstreifen vorhanden. Die landwirt-
schaftlichen Flächen bieten Arten der freien Feldflur Lebensraum. 
 
Im Geltungsbereich sind keine Schutzgebiete (NSG, LSG, EU-Vogelschutz- 
oder FFH-Gebiete), keine Naturdenkmale und keine geschützten Landschafts-
bestandteile betroffen. Zur Klärung der artenschutzrechtlichen Belange wurde 
ein Fachgutachten erarbeitet, das die hier ggf. vorkommenden geschützten Ar-
ten der freien Feldflur, insbesondere Brutvögel, Feldhamster, Feldhase und Blü-
tenpflanzen der Niedersächsischen Roten Liste, erfasst. 
 
Feldhamster: Die Untersuchung hat ergeben, dass keine Feldhamster im Plan-
gebiet beheimatet sind.  
 
Feldlerche: Die Untersuchung hat ergeben, dass im Plangebiet drei Feldler-
chenpärchen beheimatet sind.  
 
Weitere Arten: Die Untersuchung hat ergeben, dass darüber hinaus im Plange-
biet Feldhasen beheimatet sind.  
 
Landschaft  
Der Landschaftsraum zwischen den Baugebieten "Rautheim-Weststraße", 
"Roselies-Kaserne", der Lindenbergsiedlung und dem Rautheimer Holz und 
stellt sich als ausgeräumte und intensiv genutzte Feldflur dar. Einzelbäume, 
Baumreihen und Feldholzinseln fehlen vollständig. Topographisch weist das 
Gelände keine Besonderheiten auf. Als vorhandene Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes sind die das Plangebiet im südlichen Bereich querenden und 
den umgebenden Landschaftsraum dominierenden Freileitungstrassen zu nen-
nen. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vorlie-
genden Verhältnisse bleiben unverändert. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung:  
 
Tiere und Pflanzen  
Durch die Planung wird Lebensraum für Tiere der freien Feldflur zerstört. Trotz 
der aus gesamtökologischer Sicht nicht unproblematischen Situation der inten-
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siv genutzten artenarmen und ausgeräumten Feldflur, haben verschiedene Tier-
arten hier ihren Lebensraum. Durch die Umwandlung der Ackerflächen in 
Hausgärten und öffentliche Grünflächen verkleinert sich das Lebensraumange-
bot für diese Tierarten, Arten des Siedlungsraumes werden zunehmen. Im Be-
reich der Maßnahmenflächen besteht die Möglichkeit zur Entwicklung von ar-
tenreichen Ruderal- und Gehölzflächen. Als begrenzender Faktor für Baum- 
und Feldheckenpflanzungen sind jedoch die maximalen Bewuchshöhen inner-
halb des Sicherheitsbereiches der Freileitungen zu beachten. Insbesondere auf 
den Flächen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft, aber auch auf den umfangreichen öffentlichen Grünflächen entste-
hen vielfältige neue Lebensräume. Diese Aufwertung kann als Ausgleich für die 
erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Tiere und Pflanzen angese-
hen werden.  
 
Auf den im Bebauungsplan vorgesehenen Flächen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft A 3 werden die erforderli-
chen Maßnahmen für die besonders betroffenen Arten Feldlerche und Feldhase 
in qualitativer und quantitativer Hinsicht umgesetzt, um den Eingriff in den Le-
bensraum dieser Arten der freien Feldflur auszugleichen. 
 
Landschaft  
Aus landschaftsplanerischer Sicht ist die durch die Planung vorgesehene Ver-
netzung öffentlicher Grünflächen von Bedeutung. Die vorgesehenen Grünflä-
chen südlich und östlich der Wohnbauflächen dienen der verträglichen Einbin-
dung des neuen Baugebietes in das Landschaftbild und stellen eine Pufferfunk-
tion gegenüber den angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen dar. 
Die Grünstrukturen im Bereich der Freileitungen haben zudem die Aufgabe, ein 
Verschmelzen der Ortsteile Lindenbergsiedlung und Rautheim zu verhindern. 
Unter Berücksichtigung der maximalen Bewuchshöhe im Sicherheitsbereich der 
Freileitungen sollen Baum- und Gehölzpflanzungen sowie extensiv gepflegte 
Wiesen- und Ruderalstrukturen zu einer visuellen Aufwertung der baulich nicht 
nutzbaren und für die Freiraumversorgung des Gebietes nicht erforderlichen 
Zone führen. 
 
Insgesamt sollen die Grün- und Maßnahmenflächen so konzipiert werden, dass 
sie ein wichtiges Teilstück innerhalb des Verbundsystems von der Oker im 
Westen bis zur Wabeaue im Osten darstellen und nördlich der Freileitungen 
möglichst viel des wohnumfeldnahen Erholungsbedarfes decken.  
 


 
4.5.3 Boden 


 
Bestand und Bewertung: Gemäß Landschaftsrahmenplan wird die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes in Bezug auf den Boden als eingeschränkt ange-
geben, es handelt sich um ertragreiche Flächen mit entsprechender Bedeutung 
für die Landwirtschaft. Die vorhandene Ackernutzung stellt ein hohes Beein-
trächtigungsrisiko hinsichtlich des Schadstoffeintrages dar. Weiterhin wird ein 
Beeinträchtigungsrisiko hinsichtlich Wassererosion (mittel bis sehr hoch) ange-
geben. Geologisch gesehen liegen größtenteils Schmelzwasserablagerungen 
über Kreidetonen vor. In diesen drenthezeitlichen Schmelzwassersedimenten 
haben sich Parabraunerden gebildet, ein Bodentyp, der im Süden der Stadt zu 
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den häufigsten zählt und somit keinen seltenen, also besonders schützenswer-
ten Bodentyp darstellt. Derzeit werden die Flächen landwirtschaftlich genutzt 
(Ackerland). Sofern die Schmelzwasserablagerungen ausreichend mächtig 
sind, ist der Untergrund für eine Niederschlagswasserversickerung geeignet. 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen sind im Geltungsbereich nicht 
bekannt.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die natürli-
chen Bodenfunktionen bleiben im bisherigen Umfang erhalten.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Die derzeitig 
landwirtschaftlich genutzten Flächen werden in Wohnbauflächen und Flächen 
für naturnahe Freiraumnutzungen oder Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz 
umgewandelt. Durch die Bebauung von Ackerland erfolgt ein weitgehender Ver-
lust natürlicher Bodenfunktionen. Unvermeidliche Bodenfunktionsbeeinträchti-
gungen sollten daher durch geeignete Maßnahmen, wie zum Beispiel der Re-
duzierung des Versiegelungsgrades, verringert werden.  
 
Die Festsetzung von Verkehrs- und Wohnbauflächen führt zu einem vollständi-
gen und dauerhaften Verlust der natürlichen Bodenfunktionen durch Versieg-
lung und Bebauung auf ca. 3,96 ha (27,65 %) des Geltungsbereiches. Die Ein-
griffsfolgen für das Schutzgut Boden sind somit erheblich. Dem gegenüber ste-
hen die umfangreichen öffentlichen Grünflächen sowie die Flächen zum Schutz, 
zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft. Unter diesen 
Flächen bleiben die natürlichen Bodenfunktionen erhalten oder können in Ver-
bindung mit umfangreichen Ruderal- und Gehölzflächen in ihrer Funktion ge-
stärkt werden.   
 
Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass die Eingriffe in das Schutz-
gut Boden durch die ökologischen Aufwertungen auf Teilen der öffentlichen 
Grünflächen und Teilen der Maßnahmenflächen als ausgeglichen angesehen 
werden können. 
   
Im Geltungsbereich ist mit Kampfmitteln aus dem 2. Weltkrieg zu rechnen. Da-
her ist das Gebiet flächendeckend auf Kampfmittel zu untersuchen. Am südli-
chen Rand der ehemaligen Roselies-Kaserne waren zahlreiche Bombentrichter 
aus dem 2. Weltkrieg zu finden. Daher besteht die Möglichkeit, dass Spreng-
bombenblindgänger im Ackerboden vorhanden sind. Eine Gefahrenerkundung/ 
Oberflächensondierung ist aus Sicherheitsgründen vor Beginn von Baumaß-
nahmen durchzuführen.  
Das erstellte Bodengutachten hat ergeben, dass im gesamten Areal mit zeit-
weise hohen Grund- oder Stauwasserständen gerechnet werden muss. Bei un-
terkellerten Bauweisen sind daher besondere Maßnahmen zur Trockenhaltung 
der Keller einzuplanen. Im größten Teil des Areals werden wasserundurchlässi-
ge Bauweisen erforderlich werden.  
 
 


4.5.4  Wasser 
 
Bestand und Bewertung: Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vor-
handen. Die potentielle Grundwasserneubildungsrate wird im Landschaftsrah-
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menplan als gering bis sehr gering beschrieben, die Empfindlichkeit des 
Grundwassers gegenüber Verschmutzung wird als gering angegeben. Die Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushaltes zum Erhalt von qualitativ hochwertigem 
Grundwasser ist mäßig eingeschränkt. Das Plangebiet befindet sich in der 
Schutzzone III B des Wasserwerkes „Bienroder Weg“. Boden- und Grundwas-
serbelastungen sind nach erster Einschätzung nicht zu erwarten.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vorlie-
genden Verhältnisse bleiben unverändert.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Durch die Um-
wandlung von derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen in Wohnbauflächen 
kommt es zu einer Verringerung der Grundwasserneubildungsrate und zu einer 
Erhöhung des Oberflächenwasserabflusses mit verminderter Qualität. Auf 
knapp einem Drittel der Plangebietsfläche wird die natürliche Versickerung des 
Niederschlagswassers zukünftig nicht mehr möglich sein. Durch die Anlage ei-
nes Rückhaltebeckens mit Sedimentrückhaltung und Versickerungsanteil sollen 
die Eingriffsfolgen für das Schutzgut minimiert werden.  
 
Im Bereich der öffentlichen Grünflächen und der Flächen zum Schutz, zur Pfle-
ge und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft wird das vorhandene - 
zwar geringe - Beeinträchtigungsrisiko für Stoffeinträge durch Aufgabe der 
landwirtschaftlichen Nutzung aufgehoben. 
 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser werden durch die Begrenzung der 
baulichen Grundstücksausnutzung und die geplante Regenrückhaltung mini-
miert. Die Pufferwirkung der umfangreichen, dauerhaft mit Vegetation bedeck-
ten Grün- und Maßnahmenflächen führt zu einer Verbesserung der Situation für 
den örtlichen Wasserhaushalt. Insgesamt werden verbleibende Beeinträchti-
gungen auf ein hinnehmbares Maß reduziert.  
 
 


4.5.5  Klima, Luft 
 
Bestand und Bewertung: Auf den Flächen im Geltungsbereich herrscht über-
wiegend Freilandklima. Klimaschützende Gehölze kommen mit Ausnahme der 
doppelreihigen Baumallee im nördlichen Abschnitt des Möncheweges nicht vor. 
Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine Fläche mit hoher Kaltluftproduktion 
ohne immissionsökologische Belastung. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vorlie-
genden Verhältnisse bleiben unverändert.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Durch die Be-
bauung werden die Flächen zur Kaltluftproduktion reduziert, was im Vergleich 
zur freien Landschaft zu einer Erwärmung führt. Die Emissionen von Luftschad-
stoffen werden durch den zusätzlichen Verkehr und die Verbrennung von 
Heizmaterial ansteigen. Zum Erhalt der stadtklimatischen Bedingungen soll 
durch die umfangreiche Begrünung des Gebietes eine Reduktion negativer 
Auswirkungen auf das Mikroklima und die Erhöhung des Staubbindevermögens 
erreicht werden. Grenzwertüberschreitungen sind für die Luftschadstoffe hin-
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sichtlich Feinstaub und Stickstoffdioxid nicht zu erwarten. Bedenken hinsichtlich 
der Belange Klima und Luft bestehen nicht. 
  
Durch die Festsetzungen von umfangreichen öffentlichen Grün- und Maßnah-
menflächen mit entsprechenden Rasen-, Wiesen- und Gehölzflächen (ca. 6,14 
ha) sowie den begrünten Hausgärten (ca. 3,27 ha) werden großflächig Vegeta-
tionsflächen mit klimatisch ausgleichender Funktion geschaffen, sodass die 
Eingriffsfolgen weitgehend innerhalb des Plangebietes minimiert und ausgegli-
chen werden können (Ausnahme: die Poolfläche (A 2) , sie kann nicht als Flä-
che zur Minimierung des Eingriffs aufgrund des RA 27 herangezogen werden, 
da sie hier zum Ausgleich nicht benötigt wird und als Ausgleich für andere Vor-
haben vorgehalten wird).   
 
 


4.5.6 Lärm 
 


Bestand und Bewertung: Auf das Plangebiet wirken vorwiegend Immissionen 
des öffentlichen Straßenverkehres der angrenzenden Landes- und Kreisstraßen 
(Möncheweg, Rautheimer Straße, Braunschweiger Straße), aber auch der Bun-
desautobahn BAB 39 ein. Als weitere für das Plangebiet zu berücksichtigende 
Geräuschquellen sind der Schienenverkehr sowie die im weiteren Umfeld be-
stehenden oder planungsrechtlich vorgesehenen gewerblichen Nutzungen zu 
betrachten. Weitere immissionsrelevante Schallquellen, die auf das Plangebiet 
einwirken, sind nicht ersichtlich.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Bei Verzicht 
auf die Durchführung der Planung ergeben sich keine Änderungen gegenüber 
dem Bestand.  
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: Im Rahmen der 
Planung sind die oben erwähnten Lärmquellen zu berücksichtigen, die sich un-
mittelbar auf das Plangebiet auswirken. Maßgebliche Beurteilungsgrundlage für 
die Planung ist die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, mit ihren dazugehö-
rigen Orientierungswerten (ORW) für „allgemeine Wohngebiete“ von tags 
55 dB(A) und nachts 45 dB(A) (Straßen- und Schienenverkehrslärm) bzw. 
40 dB(A) (Anlagen- und Freizeitlärm). 
 
Aufgrund der baulichen Nutzung als allgemeines Wohngebiet (WA) ist davon 
auszugehen, dass aus dem Plangebiet heraus keine immissionsrelevanten Ge-
räusche im Umfeld des Plangebietes auftreten. 
Darüber hinaus sind für allgemeine Wohngebiete hinsichtlich des Straßen- und 
Schienenverkehrslärms die Immissionsgrenzwerte (IGW) der 16. BImSchV 
(59/ 49 dB(A)) sowie die Sanierungsgrenzwerte (SGW) der VLärmSchR 97 
(70/ 60 dB(A)), hinsichtlich des Anlagenlärms die Immissionsrichtwerte (IRW) 
der TA Lärm (55/ 40 dB(A)) und hinsichtlich des Freizeitlärms die Immissions-
richtwerte (IRW) der Niedersächsischen Freizeitlärmrichtlinie (55/ 40 dB(A)) 
einzuhalten. 
 
Zur Ermittlung der zu erwartenden Lärmbelastung durch das Planvorhaben 
wurde eine schalltechnische Untersuchung (AMT Ingenieurgesellschaft mbH, 
Schalltechnisches Gutachten Nr. 260817 v. 29.03.2011) durchgeführt. Berück-
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sichtigt wurden dabei der auf das Plangebiet einwirkende Straßen- und Schie-
nenverkehrslärm sowie der Anlagenlärm der Gewerbebetriebe aus der Umge-
bung. Immissionsrelevante nachteilige Auswirkungen durch Lärm aus dem 
Plangebiet auf die Umgebung sind aufgrund der baulichen Nutzung als allge-
meines Wohngebiet nicht zu erwarten. Die geplanten Spielflächen für Kinder 
und Jugendliche innerhalb des Plangebietes wurden im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens lärmtechnisch nicht untersucht; dies ist ggf. im Bauge-
nehmigungsverfahren vorzunehmen. 
 
Die schalltechnische Untersuchung ergab hinsichtlich der relevanten Lärmquel-
len nachfolgende Ergebnisse, die gemäß der geplanten Ausweisung von allge-
meinen Wohngebieten jeweils einzeln mit den gesetzlichen sowie normativen 
Vorgaben zu vergleichen sind: 


 
Lärmart Höhe Zeit Immissionen ORW IGW SGW IRW 


  
 


 
DIN 


18005 
16. 


BImSchV 
VLärmSc


hR TA Lärm 


Straße 


2,0 m 
Tag 


44 - 62 dB(A) 
55 dB(A) 59 dB(A) 70 dB(A) 


- 
5,0 m 44 - 63 dB(A) 
2,0 m 


Nacht 
44 - 52 dB(A) 


45 dB(A) 54 dB(A) 60 dB(A) 
5,0 m 44 - 53 dB(A) 


Schiene 


2,0 m 
Tag 


36 - 43 dB(A) 
55 dB(A) 59 dB(A) 70 dB(A) 


- 
5,0 m 36 - 44 dB(A) 


2,0 m 
Nacht 


40 - 48 dB(A) 
45 dB(A) 54 dB(A) 60 dB(A) 


5,0 m 40 - 48 dB(A) 


Anlagen 
(Gewerbe) 


2,0 m 
Tag 


39 - 61 dB(A) 
55 dB(A) 


- - 
55 dB(A) 


5,0 m 40 - 61 dB(A) 
2,0 m 


Nacht 
24 - 44 dB(A) 


40 dB(A) 40 dB(A) 
5,0 m 25 - 44 dB(A) 


 
Die o. g. maximalen Immissionswerte beziehen sich auf die Grenze des 
Geltungsbereiches, an den Grenzen der allgemeinen Wohngebiete liegen 
sie zum Teil deutlich niedriger. 
 
Straßen- und Schienenverkehrslärm 
Anhand der Ergebnisse der durchgeführten schalltechnischen Berechnungen, 
unter Beachtung der prognostizierten Verkehrsmengen für das Jahr 2020, ist 
unter Betrachtung des gesamten Geltungsbereiches festzustellen, dass durch 
die Straßenverkehrsgeräusche die für die städtebauliche Planung maßgebli-
chen Orientierungswerte im Geltungsbereich mit bis zu 8 dB(A) in der Tag- als 
auch in der Nachtzeit deutlich überschritten werden. Der Immissionsgrenzwert 
der 16. BImSchV wird am Tage mit bis zu 4 dB(A) überschritten, in der Nacht 
jedoch um mindestens 1 dB(A) unterschritten. Die Sanierungsgrenzwerte der 
VLärmSchV 97 werden deutlich unterschritten.  
 
Bei der Berechnung zeigt sich, dass die Überschreitungen nur im westlichen 
Bereich des Plangebietes auftreten und somit der Verkehr auf dem Möncheweg 
pegelbestimmend ist. Bezogen auf die westliche Plangebietsgrenze werden die 
Orientierungswerte tags erst in einer Entfernung von ca. 40 m und nachts von 
ca. 100 m eingehalten.  
 







- 13 - 


Bebauungsplan „Roselies-Süd“, RA 27  Begründung, Stand: 7. November 2011 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 


Durch den Straßenverkehr ergeben im westlichen Bereich der an den 
Möncheweg angrenzenden Baugrundstücke tagsüber Überschreitungen der 
Orientierungswerte von bis zu 4 dB(A), nachts in Teilen um bis zu 5 dB(A). Der 
Immissionsgrenzwert für die Tagzeit hingegen wird im Bereich der privaten 
Baugrundstücke eingehalten. Nachts wird der Immissionsgrenzwert um maxi-
mal etwa 4 dB(A) überschritten, der maßgeblich Sanierungsgrenzwert hingegen 
deutlich unterschritten.  
 
Durch Schienenverkehrslärm (Prognosedaten für das Jahr 2015) wird lediglich 
der Orientierungswert in der Nachtzeit um bis zu 3 dB(A) überschritten. Die 
Überschreitungen begrenzen sich auf den nordwestlichen Bereich des Plange-
biets, mit einer Ausdehnung in östlicher Richtung von bis zu ca. 280 m und in 
südlicher Richtung von bis zu ca. 300 m. Die Immissionsgrenzwerte der 16. 
BImSchV werden deutlich unterschritten. 
 
Aufgrund der Ergebnisse des Schallgutachtens hinsichtlich der zum Teil hohen 
Belastung durch Verkehrslärm sind zur Einhaltung der Orientierungswerte aus-
reichende aktive, bauliche und/ oder passive Lärmschutzmaßnahmen vorzu-
nehmen. 
 
Gewerbelärm 
Die prognostizierten gewerblichen Geräuschimmissionen (Anlagenlärm) erga-
ben im nordwestlichen Teil des Geltungsbereiches für die festgesetzten allge-
meinen Wohngebiete Überschreitungen der maßgeblichen Orientierungs- und 
Immissionsrichtwerte. Im Bereich der privaten Baugrundstücke werden die 
Orientierungs- und Immissionsrichtwerte sowohl tagsüber als auch nachts 
überwiegend eingehalten. Geringfügige Überschreitungen von 1-2 dB(A) wer-
den am nördlichen Rand der südlich des Regenrückhaltebeckens gelegenen 
Baugrundstücke prognostiziert. Dies hängt mit den als Mischgebiet ausgewie-
senen Baufeldern im nördlich angrenzenden Baugebiet „Roselies-Kaserne“ zu-
sammen.  
 
Der Schutz vor Anlagenlärm liegt 0,5 m vor dem geöffneten Fenster des 
nächstgelegenen schutzbedürftigen Raumes. Demgemäß kann ein ausreichen-
der Schutz nur mittels aktiver und/ oder baulicher Lärmschutzmaßnahmen er-
reicht werden. 
 
 


4.5.7  Kulturgüter und sonstige Sachgüter  
 
Bestand und Bewertung: Das gültige Verzeichnis der Baudenkmale nach § 4 
Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz enthält für den Planbereich keine Ein-
träge. Auch in der Nachbarschaft befinden sich keine Kulturdenkmale. 
 
Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung: Die vorlie-
genden Verhältnisse bleiben unverändert.   
 
Prognose über die Entwicklung bei Durchführung der Planung: 
Auswirkungen auf Kulturgüter sind nicht bekannt. Nach derzeitigem Kenntnis-
stand sind auch keine archäologischen Belange berührt. Bei Durchführung der 
Planung ist nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische 
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Denkmale auftreten, die dann unverzüglich der Kreisarchäologie oder dem eh-
renamtlich Beauftragten für archäologische Denkmalpflege gemeldet werden 
müssen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). Mit Realisierung der Bebauung gehen landwirt-
schaftlich genutzte Produktionsflächen unwiederbringlich verloren. 
 
 


4.5.8  Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 
Durch das komplexe Beziehungsgeflecht zwischen den einzelnen Schutzgütern 
können Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunächst ein Schutzgut ausübt, 
auf andere Schutzgüter weiterwirken. Auswirkungen können aufgrund dieser 
Verkettungen gesteigert werden. Aus diesem Grund müssen die Schutzgüter 
nicht nur einzeln, sondern im Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen be-
trachtet werden. 
 
Gravierende Wechselwirkungen sind im Rahmen der Aufstellung des Be-
bauungsplanes weder für den Geltungsbereich selbst noch für die angrenzen-
den Bereiche zu erwarten. Grundsätzlich ist jedoch festzustellen, dass die vor-
gesehene Neuversiegelung zu einem Verlust von Lebensraum für Arten der of-
fenen Feldflur und zum Verlust der natürlichen Bodenfunktion führt und gleich-
zeitig die örtliche Wasserhaushaltsfunktion stark beeinträchtigt (z.B. Grundwas-
serneubildung). 
 
Weitere erhebliche, über das Plangebiet hinausgehende Wechselwirkungen 
sind nicht erkennbar. 
 
 


4.6 Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der  
nachteiligen Umweltauswirkungen:  


 
Im Rahmen der Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetzt (BNatSchG) 
werden Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich von fest-
gestellten Eingriffen in die Schutzgüter Tiere/ Pflanzen/ Landschaft, Boden, 
Wasser, Klima/ Luft bewertet. Die hierfür erforderlichen Flächen und Maßnah-
men werden im Bebauungsplan festgesetzt.  
 
Die gemäß den gesetzlichen Vorgaben (§§ 1 und 1 a BauGB) bei einer Plan-
aufstellung zu berücksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind im vor-
liegenden Bebauungsplan mit den nun folgenden Ergebnissen angewendet 
worden. 


 
 
4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1 a Abs. 3 BauGB i. V. m. BNatSchG) 


 
Nach § 13 und §15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, 
vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen, un-
vermeidbare Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu kompensieren (Ausgleichs- oder Ersatzmaßnah-
men).  
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Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 
Funktionen des Naturhaushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind 
und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestal-
tet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 
Funktionen des Naturhaushaltes in dem betroffenen Naturraum in gleichwerti-
ger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu ge-
staltet ist. 
 
In Kapitel 4.5 sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwarten-
den Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit seinen Schutzgütern und auf das 
Landschaftsbild dargestellt und bewertet worden. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Umweltauswirkungen  
Um die zu erwartenden Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes zu mindern, 
werden folgende städtebauliche und grünordnerische Maßnahmen ergriffen: 
 
- Beschränkung des Maßes der baulichen Ausnutzung zur Begrenzung von 


Eingriffen insbesondere für die Schutzgüter Boden, Wasser, und Klima; 
- Begrünung des öffentlichen und privaten Raumes zur Minimierung der 


Eingriffsfolgen von Versiegelung/ Bebauung für alle Schutzgüter des Na-
turhaushaltes; 


- Mindestbegrünung der öffentlichen Verkehrsflächen; 
- sachgerechter Umgang mit Abfällen; 
- Sammlung von Niederschlagswasser und offene Regenwasserrückhaltung 


zur Minimierung der Eingriffsfolgen für den Wasserhaushalt;  
 - Verwendung von hauptsächlich einheimischen und standorttypischen 


Pflanzen für Neuanpflanzungen im öffentlichen Raum zur Vermeidung von 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Tiere und Pflanzen und Land-
schaftsbild; 


- Versorgung des Gebietes durch eine zentrale Wärmeversorgung (Fern-
wärme) zur Sicherung der derzeit guten lufthygienischen Situation; 


- Möglichkeit einer konsequenten Südausrichtung der Dachflächen zur Op-
timierung solarer Gewinne und somit Unterstützung von Niedrigenergie- 
und Passivenergiebauweise, soweit städtebaulich vertretbar; 


- Festsetzung zum Schutz der privaten Freibereiche an der dem 
Möncheweg abgewandten Gebäudeseite. 


 
Die mit der Umsetzung der Planung zu erwartenden erheblichen Beeinträchti-
gungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes 
werden durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes und die genannten 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen reduziert. 
 
 


4.6.2 Ausgleich und Ersatz auf Flächen innerhalb des Geltungsbereiches  
 
Auf den etwa 1,85 ha großen Maßnahmenflächen A 1 und A 3 südlich der ge-
planten Wohnbebauung sollen Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz des pla-
nungsrechtlich vorbereiteten Eingriffs umgesetzt werden.  
  
Die mit Umsetzung der Planung zu erwartende Beeinträchtigungen des Natur-
haushaltes und des Landschaftsbildes können durch die oben beschriebenen 
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Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung verringert werden. Jedoch 
verbleiben teilweise erhebliche Eingriffsfolgen, insbesondere für das Schutzgut 
Boden, mit einem entsprechenden Kompensationserfordernis. Aus der Progno-
se der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch den Bebauungsplan ei-
nerseits erhebliche Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von 
§ 14 BNatSchG vorbereitet werden, andererseits aber innerhalb des Plangebie-
tes Ausgleichsmaßnahmen in erheblichem Umfang möglich sind.  
 
Innerhalb der Maßnahmenfläche A 1 wird im Bereich der Sicherheits- und Ab-
standszone zu den Freileitungen angestrebt, hochwertige extensiv zu pflegende 
Wiesen-/ Ruderal- und Gehölzflächen zu entwickeln. Innerhalb der Maßnah-
menfläche A 3 werden Maßnahmen für die Arten der freien Feldflur, insbeson-
dere für die Feldlerche und den Feldhasen vorgesehen.  
 
Insgesamt weist der Bebauungsplan RA 27 umfangreiche Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft aus. Somit können die Eingriffsfolgen durch die Festsetzung der Grün- 
und Maßnahmenflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans selbst aus-
geglichen werden (Maßnahmenfläche A 1 und A 3). Die 0,8 ha große Maßnah-
menfläche A 2 ist nicht für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Roselies-Süd“, RA 27, erforderlich (Über-
kompensation) und kann somit als Poolfläche im Vorgriff auf ggf. später vor-
stellbare bauliche Entwicklungen im betroffenen Landschaftsraum vorgehalten 
werden.  
 
Die Maßnahmenflächen A 1- A 3 sind auf Grund der darüber verlaufenden Frei-
leitungen nicht für eine Bebauung geeignet und sind zudem gemäß land-
schaftsplanerischem Zielkonzept in einem Bereich für eine zu entwickelnde 
stadtteilübergreifende Grün- und Freiraumverbundachse vorgesehen.  


 
 


4.7  Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen  
(Monitoring)  


 
Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltaus-
wirkungen, die auf Grund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten. Dieses 
sogenannte Monitoring ist notwendig für die Überwachung des Erfolges der er-
forderlichen Artenschutz- und Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Im Rahmen der Eingriffsregelung nach BNatSchG werden Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von festgestellten Eingriffen in die 
Schutzgüter Tiere/ Pflanzen/ Landschaft, Boden, Wasser, Klima/ Luft bewertet. 
Die hierfür erforderlichen Flächen und Maßnahmen werden im Bebauungsplan 
festgesetzt.  
 
 


4.8  Zusammenfassung  
 
Die vorliegende Planung sieht die Schaffung eines Wohngebietes südöstlich 
der Ortslage Lindenberg bestehend aus Einfamilien- und Doppelhäusern vor. 
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In Kapitel 4.5 sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwarten-
den Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit seinen Schutzgütern und auf das 
Landschaftsbild dargestellt und bewertet worden. Unter Berücksichtigung der 
genannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen und der Ausgleichs-
maßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind die mit der Umset-
zung des Bebauungsplanes zu erwartenden Auswirkungen auf die Schutzgüter 
des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild abschließend wie folgt zu bewer-
ten: 
 
Mensch und Gesundheit: 
Negative Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
Tiere, Pflanzen: 
Durch die Umsetzung der Planung gehen Lebensräume für Tiere und Pflanzen 
verloren. Diesen negativen Auswirkungen stehen Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft im Plangebiet 
selbst gegenüber. Hier kann mit entsprechenden Maßnahmen der erforderliche 
Ausgleich erbracht werden.  
 
Landschaftsbild: 
Beeinträchtigungen durch die vorgesehene Bebauung sind durch die Begrü-
nung umfangreicher das Baugebiet umgebenden öffentlichen Grün- und Aus-
gleichsflächen nicht zu erwarten. Unterstützt wird dies durch die Festsetzung 
von privater Begrünung und von Hecken als Einfriedung der Grundstücke an-
grenzend an die öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen.  
 
Boden: 
Das Schutzgut Boden ist nicht vermehrbar, Bodenverluste durch Versiegelung 
und Bebauung sind insofern kaum ausgleichbar. Der Vermeidung von Eingriffen 
in das Schutzgut Boden kommt daher eine besondere Bedeutung zu. Dem Ver-
lust der Bodenfunktionen unter den versiegelten/ bebauten Flächen von ca. 
3,96 ha steht die Verbesserung der natürlichen Bodenfunktionen auf den öffent-
lichen Grünflächen und im besonderen Maße auf den Flächen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden und Natur und Landschaft gegenüber. 
Dort ist durch Aufgabe der bestehenden landwirtschaftlichen Nutzung und die 
Entwicklung einer dauerhaften Vegetationsdecke eine Aufwertung zu erwarten. 
Insgesamt können die Eingriffsfolgen für das Schutzgut Boden daher als kom-
pensiert angesehen werden.  


 
Wasser: 
Eingriffe in das Schutzgut Wasser resultieren insbesondere aus der Versiege-
lung/ Bebauung bisher offener Bodenflächen mit Auswirkungen auf den lokalen 
Wasserhaushalt und mit möglichen Folgen für das betroffene Wasserschutzge-
biet. Durch die umfangreichen Vermeidungsmaßnahmen und die allgemein po-
sitive Wirkung öffentlicher Grün- und extensiv genutzter Maßnahmenflächen 
auch auf den Wasserhaushalt können die Eingriffsfolgen für das Schutzgut 
Wasser auf ein insgesamt unerhebliches Maß reduziert werden. 


 
Klima, Luft: 
Insgesamt steht der Vollversieglung von ca. 3,96 ha die Umwandlung von ca. 
6,14 ha Ackerland in öffentliche Grünflächen und Flächen für Maßnahmen zum 
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Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit 
entsprechenden Vegetationsstrukturen gegenüber. Die Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter Klima und Luft werden durch die ausgleichende Wirkung der um-
fangreich Rasen-, Wiesen-, Baum- und Gehölzflächen innerhalb der öffentli-
chen Grün- und Maßnahmenflächen auf ein hinnehmbares Maß reduziert.  
 
Lärm 
Das Plangebiet wird vorrangig durch Straßenverkehrslärm des angrenzenden 
Möncheweges beeinträchtigt. Die aus dem Thema Lärm resultierenden Konflik-
te werden durch entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan gelöst.  
 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter: 
Landwirtschaftliche Nutzflächen gehen verloren. Weitere negative Auswirkun-
gen sind nicht zu erwarten. 
 
Mit Umsetzung der festgesetzten Maßnahmen zur Grünordnung sowie den 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft auf den Ausgleichsflächen sind die durch den Bebauungsplan zu-
lässigen Vorhaben im Sinne der Eingriffsregelung als ausgeglichen einzustufen. 
Darüber hinaus werden ca. 0,8 ha Poolfläche innerhalb des Geltungsbereichs 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft für andere Projekte vorgehalten. 


 
 
5 Begründung der Festsetzungen 
 
 
5.0 Grundkonzeption des städtebaulichen Entwurfes  


 
Das Baugebiet „Roselies-Süd“ setzt die im nördlich angrenzenden Baugebiet 
„Roselies-Kaserne“ begonnene, klar gegliederte orthogonale Struktur nach Sü-
den fort. Das Baugebiet besteht dabei aus zwei Abschnitten, die durch einen öf-
fentlichen Grünzug, der ebenfalls aus dem nördlich angrenzenden Gebiet fort-
gesetzt wird, miteinander verbunden werden. 


 
Die verkehrliche Erschließung erfolgt über einen Kreisel auf Höhe der 
Dedekindstraße vom Möncheweg aus in östliche Richtung, wobei die Haupter-
schließungsachse an zwei platzartigen Aufweitungen, die jeweils den Auftakt zu 
den zwei Abschnitten bilden, verspringt. An diesen Plätzen beginnen jeweils Er-
schließungsschleifen, mit denen die nicht an der Hauptachse liegenden Grund-
stücke erschlossen werden. 
 
Die Erschließungsschleifen grenzen an ihrem östlichen Rand jeweils direkt an 
einen öffentlichen Grünzug. Dies erleichtert die Orientierung innerhalb des Ge-
bietes und wertet durch die entstehenden Sichtbeziehungen die Erschließungs-
schleifen als Stadträume qualitativ auf. Sämtliche öffentliche Verkehrsflächen 
sollen als verkehrsberuhigte Bereiche ausgebaut werden. Für Fußgänger und 
Radfahrer soll neben den verkehrsberuhigten Bereichen ein engmaschiges 
Wegenetz durch die öffentlichen Grünbereiche vorgehalten werden.  
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Die großzügigen öffentlichen Grünbereiche erfüllen vielfältige Naherholungs-
funktionen und steigern den Wohnwert des Gebietes. Im Süden und Osten stel-
len sie einen behutsamen Übergang in die freie Landschaft dar. In die Grünzü-
ge können verschiedene Freiraumnutzungen integriert werden. 
 
Aus Sicht der Freiraum- und Landschaftsplanung besteht das Ziel, am Rande 
der Freileitungen einen Grünzug als Bestandteil des städtischen Freiraumsys-
tems zu entwickeln. Diese Maßnahme stellt ein wichtiges Teilstück in der Grün-
vernetzung von der Oker bis zur Wabeaue dar. 
 
Die erforderlichen Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz grenzen südlich an die 
öffentlichen Grünräume an und leiten in die freie Landschaft über. 
 


 
5.1 Art der baulichen Nutzung  
 


Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung von Wohnbauflächen, folglich wer-
den sämtliche Bauflächen im Plangebiet als „allgemeine Wohngebiete“, analog 
zum östlichen Bereich des im Norden anschließenden Baugebietes „Roselies-
Kaserne“, festgesetzt.  
 
Die in der angrenzenden Lindenbergsiedlung vorherrschende Klassifizierung 
als ‚reine Wohngebiete’ (WR) wird mittlerweile üblicherweise nicht mehr ge-
wählt. Allgemeines städtebauliches Ziel ist es, auch in Wohngebieten ein ver-
trägliches Maß an Nutzungsmischung zuzulassen, was durch die Ausweisung 
eines reinen Wohngebietes nicht möglich wäre. 
 
Um diese Flexibilität hinsichtlich der Nutzungsmischung zu ermöglichen, wer-
den nicht störende Handwerksbetriebe und Kioske ebenfalls als allgemein zu-
lässig festgesetzt. Ausnahmsweise können auch sonstige nicht störende Ge-
werbebetriebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke zugelassen werden. So kann bei entsprechendem Be-
darf beispielsweise eine Kindertagesstätte zugelassen werden, sollte die dafür 
vorgesehene Fläche im Bereich des nördlich angrenzenden Baugebiet 
„Roselies-Kaserne“, RA 25, nicht ausreichend groß sein.      
 
Darüber hinaus sind die wesentlichen Versorgungseinrichtungen bereits im 
Siedlungszentrum und im nördlich angrenzenden Gebiet (Mischgebiet im Be-
reich der ehemaligen Roselies-Kaserne) vorhanden. Es ist daher nicht zu er-
warten, dass sich die über Wohngebäude hinaus zulässigen Nutzungen (Kios-
ke, nichtstörende Handwerksbetriebe) am Ortsrand der Siedlung Lindenberg in 
einem Maß ansiedeln würden, durch das die umliegenden Wohngebiete beein-
trächtigt würden. Vielmehr ist zu erwarten, dass durch die zusätzlichen Bewoh-
ner das örtliche Zentrum mit den dort angesiedelten Infrastruktureinrichtungen 
gestärkt und langfristig gesichert werden.  
 
Um eine möglichst hohe Wohnqualität durch Vermeidung von Nutzungskonflik-
ten im Bereich der besonderen Ortsrandlage zu sichern, werden folgende Nut-
zungen ausgeschlossen: die der Versorgung dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für 
Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen. Die ausgeschlossenen Nut-
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zungen können überwiegend im nördlich angrenzenden Baugebiet „Roselies-
Kaserne“ oder an anderen Stellen im Stadtgebiet sinnvoller umgesetzt werden.  
Hinzu kommt, dass die knapp bemessene innerverkehrliche Erschließung des 
Plangebietes nur einen Anschluss an den Möncheweg vorsieht und insgesamt, 
vom Möncheweg her gesehen, eine Sackgasse darstellt.   
 


 
5.2 Maß der baulichen Nutzung  
 
5.2.1 Grundflächenzahl GRZ 
 


Für die allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 wird eine Grundflächenzahl 
von 0,3 festgesetzt. Diese entspricht einer für ein Einfamilien- und Doppelhaus-
gebiet typischen Ausnutzungsmöglichkeit der Grundstücke mit den entspre-
chenden Spielräumen in der baulichen Gestaltung. Die Überschreitungsmög-
lichkeiten gem. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO werden nicht eingeschränkt. 
Gleichzeitig fällt die Ausnutzbarkeit für die Hauptgebäude geringer aus als im 
nördlich angrenzenden Gebiet. Mit dieser lockereren Bebauung wird der be-
sonderen Lage am Ortsrand entsprochen und ein harmonischer Übergang in 
den Landschaftsraum sichergestellt.  


 
5.2.2 Geschossflächenzahl GFZ 
 


Die Geschossflächenzahl in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 
beträgt 0,6. Dies ermöglicht eine Zweigeschossigkeit und entspricht somit einer 
sinnvollen Ausnutzung der versiegelten Fläche bei der geplanten Bebauung mit 
Einfamilien- und Doppelhäusern. Da die Geschosshöhen baurechtlich nicht be-
schränkt sind, die Silhouette des Ortsrandes aber eine gewisse harmonische 
Homogenität aufweisen sollte, werden darüber hinaus maximale First- und 
Traufhöhen festgesetzt. 
 


5.2.3 Zahl der Vollgeschosse 
 


Die Zahl der Vollgeschosse in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 
beträgt maximal zwei Vollgeschosse. Dies entspricht der geplanten Art der bau-
lichen Nutzung. Die Festsetzung maximaler Trauf- und Firsthöhen alleine reicht 
aber nicht aus, um eine überhöhte, das Gebiet störende Ausnutzung zu verhin-
dern. 
  


5.2.4 Höhen baulicher Anlagen 
 
Im gesamten Baugebiet werden besondere Ansprüche an eine harmonische 
Höhenentwicklung der räumlich besonders wirksamen Hauptbaukörper gestellt, 
auch, weil die Fernwirkung der Ortsrandlage Berücksichtigung finden soll.  
Einerseits sollen die Spielräume, die durch die bauliche Ausnutzung eröffnet 
werden, nicht zu stark beschränkt werden, andererseits sollen zu große Abwei-
chungen voneinander vermieden werden. In den allgemeinen Wohngebieten 
WA 1 und WA 2 werden somit die maximal zulässigen Trauf- und Firsthöhen 
der geneigten Dächer durch textliche Festsetzungen begrenzt.  
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5.3 Überbaubare Grundstü cksflächen, Bauweise, Anzahl der Wohneinheiten  
 


Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen definiert. Sie 
sind so zugeschnitten, dass genügend Spielräume für die Bebauung der priva-
ten Grundstücke vorhanden sind.  
 
Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind grundsätzlich auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, müssen aber zu den öffentlichen 
Flächen einen Abstand von mindestens 3,0 m einhalten. Hierdurch soll sicher-
gestellt werden, dass beispielsweise Gartenhäuser nicht an die Grenze zu öf-
fentlichen Flächen platziert werden und so unmittelbar in den öffentlichen Raum 
hineinwirken. Gleichzeitig sollen entsprechende Nebenanlagen in den rückwär-
tigen Gartenbereichen, die außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
liegen, zulässig sein.  
 
Die Baufelder der von Süden erschlossenen Grundstücke weisen durchweg ei-
ne größere Tiefe auf, als die der von Norden erschlossenen. Diesen Grundstü-
cken soll eine höhere Flexibilität hinsichtlich der Stellung der Baukörper zuge-
standen werden. Zwischen der Nord- und der Südbebauung eines Baublockes 
soll der innere Bereich von höherer Bebauung freigehalten werden und gärtne-
risch genutzt werden.  
 
Garagen, offene Garagen (Carports) und Stellplätze sind grundsätzlich nur in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. In besonderen Lagen 
können sie jedoch auf eigens ausgewiesenen Baufeldern bis auf 1,0 m an öf-
fentliche Flächen heranrücken. Ist der Abstand zu öffentlichen Flächen geringer 
als 3,0 m, so ist die der öffentlichen Fläche zugewandte Seite vollflächig zu be-
grünen, damit das Bauwerk optisch zurücktritt. Dies gilt auch für baulich inte-
grierte Geräteräume, die im Zusammenhang mit den Garagen/ Carports auf 
den extra ausgewiesenen Flächen ermöglicht werden sollen.   
 
Die festgesetzte offene Bauweise in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 
WA 2 sichert den planerischen Willen, Einfamilien- und Doppelhausbebauung 
im Gebiet zu ermöglichen.  
 
Damit die Wohnhausgrößen überschaubar bleiben, sind in den allgemeinen 
Wohngebieten WA 1 und WA 2 je Wohngebäude maximal zwei Wohnungen zu-
lässig. Somit sind Einliegerwohnungen für Mehrgenerationswohnen oder tem-
poräre Vermietungen möglich, die Entstehung von sogenannten „Wohnanlagen“ 
hingegen wird ausgeschlossen.  


 
Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung sind in den allgemeinen Wohn-
gebieten WA 2 wahlweise Einzel- und Doppelhäuser zulässig. Hiermit wird zur 
Flexibilität bei der Vermarktung und zur Umsetzung individueller Wohnvorstel-
lungen beigetragen. Lediglich in dem am Möncheweg gelegenen WA 1 sind 
Wohngebäude nur als Doppelhäuser zulässig. Hiermit soll auf die gegenüber-
liegenden großmaßstäblicheren Bauformen der Lindenbergsiedlung Bezug ge-
nommen werden.  
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5.4 Stellplätze, offene Garagen (Carports) und Garagen   
 
Stellplätze, offene Garagen (Carports) und Garagen müssen an ihrer Zufahrts-
seite einen Abstand von 5,0 m von der öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. 
Hierdurch wird dafür Sorge getragen, dass ein Teil der notwendigen Rückstoß-
flächen auf privaten Grundstücksflächen liegt, was wiederum die Verkehrssi-
cherheit erhöht. Zudem besteht die Möglichkeit, das Auto kurzzeitig vor der Ga-
rage abzustellen, ohne den Verkehr zu beeinträchtigen. Ebenso kann bei-
spielsweise bei Besuch ein zusätzlicher Abstellplatz auf privatem Grund ange-
boten werden.  
 
Je Grundstück ist eine Zufahrt in einer maximalen Breite von 4,0 m zulässig. 
Hierdurch wird gewährleistet, dass auch eine Doppelgarage angefahren werden 
kann. Die Lage dieser Ein- und Ausfahrt ist im Benehmen mit dem Straßenbau-
lastträger festzulegen, damit dabei auch die Standorte notwendiger Bestandtei-
le des öffentlichen Straßenraumes berücksichtigt werden können, wie Beleuch-
tungsmasten, Verkehrszeichen, Begrünung, Besucherparkplätze, Schaltkästen, 
Straßenbäume usw.  
 
Durch die Reduzierung der Anzahl der Grundstückszufahrten und deren Breite 
ist beabsichtigt, den öffentlichen Straßenraum eher durch Vorgärten und die 
damit verbundenen Grünstrukturen zu prägen sowie eine größere Verkehrssi-
cherheit für Fußgänger zu erreichen. 


 
 
5.5 Bauverbotszone/ Zu- und Abfahrt sverbote   


 
Die Bauverbotszone gemäß § 24 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) 
beträgt im südlich der Dedekindstraße gelegenen Abschnitt des Möncheweges 
(freie Strecke) 20,0 m. Nach NStrG dürfen keine Hochbauten in der Bauver-
botszone errichtet werden, auch wenn Sie sich auf privaten Grundstücken be-
finden. Dies betrifft auch Nebenanlagen und nach NBauO genehmigungsfreie 
Hochbauten.  


 
Entlang des Möncheweges gilt ein Zu- und Abfahrtsverbot für die an die öffent-
lichen Grünflächen Nr. 5.1 und Nr. 5.2 anschließenden Grundstücke. Die Er-
schließung dieser Grundstücke wird über die Planstraßen innerhalb des Bau-
gebietes sichergestellt. Zusätzliche Erschließungen laufen den städtebaulichen 
und freiraumplanerischen Zielen einer durchgängigen Begrünung am 
Möncheweg entgegen. Im Bereich der platzartigen Aufweitungen (Planstraßen 
C und D) werden Zu- und Abfahrtsverbote zeichnerisch festgesetzt, um Nut-
zung und Gestaltung dieser Bereiche nicht durch individuelle Zufahrten einzu-
schränken. 
 


 
5.6 Öffentliche Verkehrsflächen und Erschließung   
 
5.6.1 Motorisierter Verkehr 
 


Die Haupterschließung des Gebietes erfolgt über einen Kreisverkehr im Bereich 
der jetzigen Einmündung Möncheweg/ Dedekindstraße. Die sich anschließen-
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den Wohnstraßen sollen als verkehrsberuhigte Bereiche ausgebildet werden 
und somit auch eine hohe Aufenthaltsqualität für Fußgänger und Radfahrer 
aufweisen. Über die öffentlichen Grünflächen Nr. 1 und Nr. 2.1 wird eine weitere 
Verbindung für Rettungsfahrzeuge von dem nördlich angrenzenden Gebiet ge-
schaffen. Auf diese Weise soll das neue Baugebiet auch im Falle eines Unfalles 
im Bereich der Hauptzufahrt für Rettungskräfte erreichbar bleiben. Durchgangs-
verkehr durch motorisierten Individualverkehr in das nördlich angrenzende 
Baugebiet muss in diesem Bereich vermieden werden, da es den Wohncharak-
ter erheblich stören würde.  
 
Da die geplante Kreisverkehrsanlage im südlichen Teil Flächen der Landes-
straße L 632 (freie Strecke) tangiert, wird nach Abschluss des Bebauungsplan-
verfahrens die Anpassung der Ortsdurchfahrtsgrenze vorgenommen. Ziel ist es, 
dass auch der südliche Teil der Kreisverkehrsanlage komplett im Bereich der 
Ortsdurchfahrt liegt und die freie Strecke der Landesstraße unberührt bleibt.  
 


5.6.2 Fuß- und Radverkehr 
 
Die Grundschule, Kindertagesstätten sowie weitere Infrastruktureinrichtungen 
für das neue Baugebiet befinden sich in der Lindenbergsiedlung und in dem 
nördlich angrenzenden Baugebiet. Um eine gute Erreichbarkeit der Lindenberg-
siedlung für nicht motorisierte Verkehrsteilnehmer (u. a. Grundschülerinnen und 
Grundschüler) zu gewährleisten, soll eine sichere Querung des Möncheweges 
mit einer Fuß- und Radwegeverbindung im Bereich des Kreisels eingeplant 
werden. 
 


5.6.3 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
 
 Die Erschließung des geplanten Baugebietes erfolgt derzeit durch die Busli-


nien 412 und 442 über die am Möncheweg gelegenen Bushaltestellen Julius-
Elster-Straße und Dedekindstraße. Die Erreichbarkeit des Baugebietes durch 
den ÖPNV ist demnach als gut zu bezeichnen. Die Haltestelle Dedekindstraße 
liegt in unmittelbarer Nähe der Haupterschließung des Gebietes. 


 
5.6.4 Ver- und Entsorgung 
 


Die Ver- und Entsorgungsleitungen des Gebietes werden im Bereich von öffent-
lichen Straßenverkehrs- und Grünflächen vorgesehen.  
 
Neben Elektrizität, Telekommunikation und Frischwasser ist beabsichtigt, ana-
log zum nördlich angrenzenden Baugebiet den Bereich Roselies-Süd mit Fern-
wärme zu versorgen. 


 
Regen- und Schmutzwasser werden im Trennsystem zum Möncheweg hin ab-
geleitet. Das Regenrückhaltebecken wird in der nordwestlich gelegenen Ecke 
des Geltungsbereiches vorgesehen und freiraumplanerisch in die umgebenden 
öffentlichen Grünflächen eingebunden. Dies setzt einen möglichst geringen Bö-
schungswinkel und den Verzicht auf eine Einfriedung voraus.  
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Trafostation, Flächen für Versorgungsanlagen 
Zur Erschließung des Baugebietes mit Strom ist eine Trafostation erforderlich. 
Wegen der vorgesehenen Größe dieses technischen Gebäudes kann es nicht 
innerhalb der Nebenanlagen der öffentlichen Straße untergebracht werden, 
sondern benötigt eine eigene Fläche. Daher wird innerhalb der Grünfläche Nr. 
2.1 eine Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt. Da es sich bei der 
Trafostation um ein reines Technikgebäude ohne gestalterische Ansprüche 
handelt, ist eine Eingrünung mit einer Hecke aus einheimischen Laubgehölzen 
oder mit einem mindestens 1,6 m hohen und vollständig mit Schling- und Klet-
terpflanzen berankten Stabgitterzaun in Absprache mit dem zuständigen Lei-
tungsträger vorgesehen. 
  


 Wertstoffcontainer 
Im Bereich der Planstraße D sind Flächen für Wertstoffcontainer vorgesehen. 
Sie liegen somit zentral im neuen Baugebiet und sind fußläufig gut erreichbar.  
Damit sich der Wertstoffcontainerstandort in das Straßenbild einfügt und Beein-
trächtigungen der öffentlichen Verkehrsfläche sowie der angrenzenden Grünflä-
che minimiert werden, ist dieser dreiseitig mit einem mindestens 1,6 m vollstän-
dig mit Schling- und Kletterpflanzen berankten Stabgitterzaum zu umgeben. 


 
5.6.5 Leitungsrechte für Ver- und Entsorgungsleitungen 
 


 Da sich sämtliche vorhandenen Leitungen zukünftig in den öffentlichen Grünflä-
chen befinden, sind spezielle bauleitplanerische Sicherungen nicht erforderlich. 
Bei der Bepflanzung sind die entsprechenden Schutzbereiche der Leitungen zu 
beachten. In den Schutzbereichen ist die Art der Bepflanzung mit den zuständi-
gen Leitungsträgern abzustimmen. 


 
5.6.6  Freileitungen  


 
Im südlichen Abschnitt queren mehrere Mittel- und Hochspannungsleitungen 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes: 


 
-   zweifach oberirdische Hauptleitungen, Mittelspannung (20kV) 
-   zwei einfache oberirdische Hauptleitungen, Hochspannung (110kV) 
 
Eine Verlegung der Freileitungen wurde geprüft. Sie ist grundsätzlich aus tech-
nischer Sicht machbar, die zu erwartenden Mehrkosten von einigen Millionen 
Euro sind aber unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht vertretbar. 
Die Anforderungen zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen und zur Vorsorge gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen sind in der 26. BImSchV (Verordnung über elektromagnetische 
Felder) geregelt. Im Anhang der 26. BImschV sind Grenzwerte für die elektri-
sche Feldstärke (5 kV/m) und die magnetische Flussdichte (100 µT= mikro Tes-
la) festgelegt, die an Wohngebäuden nicht überschritten werden dürfen. Darü-
ber hinaus ist gemäß „Hinweise zur Durchführung der 26. BImSchV“ des Nie-
dersächsischen Umweltministeriums von 2004 sowie gemäß „Abstandserlass 
des Landes Nordrhein-Westfalen“ von 2007 zur Gewährleistung von gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnissen bei 110 kV-Leitungen ein Sicherheitsabstand 
erforderlich.  
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Die Bemessung des Sicherheitsabstandes basiert auf dem von der Strahlen-
schutzkommission (SSK) in ihren Empfehlungen zum Schutz vor niederfrequen-
ten elektrischen und magnetischen Feldern der Energieversorgung von 2008 
genannten Ermessensspielraum, um eine Reduktion der elektrischen Feldstär-
ke auf bis zu 1,5 kV/m und der magnetischen Flussdichte auf bis zu 10 µT zu 
erreichen. Der Vorsorgewert von 10 µT gewährleistet auch den Schutz elekt-
risch bzw. elektronisch betriebener Implantate vor den nachteiligen Wirkungen 
elektrischer und magnetischer Felder.  
 
Der somit erforderliche Sicherheitsabstand beträgt aufgrund der o.g. Bestim-
mungen 10,0 m zwischen dem jeweils äußeren ruhenden Leiter und den 
Wohngebäuden. Der Sicherheitsabstand beginnt dabei bereits am Rande der 
Wohngrundstücke. 
 
Aufgrund nicht vollständig erforschter Langzeitwirkungen und unter freiraum-
planerischen Gesichtspunkten wurde im Jahr 2000 von den zuständigen Fach-
behörden und der Stadt Braunschweig ein einheitlicher Abstand von 30,0 m zu 
den nächstgelegenen Wohngrundstücken bei Neuplanungen vereinbart. Dieser 
Abstand wird durch die vorliegende Planung eingehalten bzw. zum Teil stark 
überschritten und geht somit über die gesetzlichen Vorgaben hinaus. Der dau-
erhafte Aufenthalt von Personen im Bereich des 30-Meter-Abstandes soll da-
durch vermieden wird.  
 
Die Aufnahme von Arbeiten im Bereich der Ver- und Entsorgungsleitungen 
muss dem zuständigen Leitungsträger rechtzeitig (mindestens zwei Wochen vor 
Beginn der Bauarbeiten) angezeigt werden. 


 
 
5.7 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 


von Boden, Natur und Landschaft  
 
5.7.1 Grünordnung 


 
  Die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen erfüllen sowohl städtebauliche 


als auch ökologische Funktionen. Zu den wichtigsten Belangen zählen gemäß 
Baugesetzbuch nicht nur die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse, sondern auch die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes sowie die Belange von Umweltschutz, Naturschutz und Landes-
pflege. 


  Private Grünflächen  
 


Als Mindestbegrünung wird für die privaten Grundstücke die Pflanzung eines 
einheimischen Laubbaumes oder eines Obstbaumhochstammes festgesetzt. 
Die Festsetzung soll bei aller Gestaltungsfreiheit dazu beitragen, zumindest die 
Pflanzung eines Baumes, der Funktion als Lebensraum und Nahrungsquelle für 
heimische Tierarten bietet und von dem je nach Standort Gestaltungswirkung 
auf den öffentlichen Raum ausgehen kann, sicherzustellen.  


 
  Die nur als Hecken aus Laubgehölzen zulässigen Einfriedungen entlang von öf-


fentlichen Grün- und Verkehrsflächen dienen dem harmonischen Erschei-
nungsbild sowie der Einbindung des Wohngebietes in das Landschaftsbild.  
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  Auf weitergehende Festsetzungen zur privaten Grundstücksbegrünung wird 


verzichtet, da auf Grund der Grundstücksgrößen eine allgemeine Durchgrünung 
des Baugebietes angenommen werden kann. 


 
Öffentliche Verkehrsflächen 
 
Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind Parkplatzanlagen mit Baum-
pflanzungen zu gliedern. Damit ist gleichzeitig eine optische Verengung und 
Gestaltung des Straßenraumes verbunden. Darüber hinaus bewirken Bäume 
eine als angenehm empfundene Beschattung der Parkplätze und wirken positiv 
auf das Mikroklima.  
 
Der Eingangsbereich des Baugebiets soll durch eine platzartige Gestaltung und 
einen Baumhain geprägt werden, damit die Übergangszone vom Möncheweg 
(L632) in den verkehrsberuhigten Bereich des Wohngebietes erlebbar gemacht 
wird.  
 
Öffentliche Grünflächen 


   
  Es ist das Ziel der Freiraum- und Landschaftsplanung, am Rand des Plangebie-


tes und im Raum um die bestehenden Freileitungen einen Grünzug zu entwi-
ckeln, der Bestandteil des städtischen Freiraumsystems „Ringe und Achsen“ 
wird. Zugleich stellt er ein wichtiges Teilstück in dem Verbundsystem zur Ver-
netzung von Grünflächen von der Oker bis zur Wabeaue dar. Dieses Ziel wird 
mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes RA 27 aufgegriffen.  


 
  Der städtebauliche Entwurf greift die Struktur des nördlich angrenzenden Bau-


gebietes "Roselies-Kaserne", RA 25, auf und führt die dort festgesetzten Grün-
zuge nach Süden weiter. Im Einzelnen stellen sich die öffentlichen Grünflächen 
wie folgt dar:  


   
  Öffentliche Grünfläche   1  
 Am Nordrand des Plangebietes ist ein Feldweg vorhanden, der als wichtige 


Wegebeziehung für Fußgänger und Radfahrer dient und Rautheim mit der Lin-
denbergsiedlung verbindet. Diese Wegeverbindung soll auch langfristig sicher-
gestellt werden. Die Erschließung der landwirtschaftlichen Flächen im Osten 
soll künftig aus Richtung Rautheim erfolgen. 


 
  Öffentliche Grünflächen   2.1  und  2.2   


Die öffentlichen Grünflächen Nr. 2.1 und Nr. 2.2 übernehmen die Gestaltungs-
idee einer alleeartigen Bepflanzung aus dem im Norden angrenzenden Grün-
zug der Roselies-Kaserne. Hier sind vorzugsweise intensive Freiraumnutzun-
gen vorstellbar. Durch die stärker siedlungsgeprägte Gestaltung unterscheiden 
sich die Grünflächen Nr. 2.1 und Nr. 2.2 von den eher landschaftlich geprägten 
Grünflächen Nr. 4.1 bis Nr. 4.3 im Übergangsbereich zur freien Landschaft bzw. 
zu den für Ausgleich und Ersatz vorgesehenen Flächen. 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche Nr. 2.1 befindet sich eine Fläche für die 
zur Versorgung des Gebietes erforderliche Trafostation. Da es sich bei der 
Trafostation um ein reines Technikgebäude ohne gestalterische Ansprüche 
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handelt, ist eine Eingrünung mit einer Hecke aus Laubgehölzen oder mit einer 
mit Schling- und Kletterpflanzen begrünten Einfriedung erforderlich.  
 
Öffentliche Grünfläche   3   
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche Nr. 3 sind etwa 600 m² Spielflächen für 
Kinder und Jugendliche vorzusehen. Der Bedarf an Spielflächen durch die 
Ausweisung der neuen Bauflächen ist im Plangebiet zu erfüllen, kann aber 
sinnvoll durch die in erreichbarer Nähe festgesetzten und geplanten Spielflä-
chen des Bebauungsplangebietes „Roselies-Kaserne“, RA 25, funktional er-
gänzt und abgestimmt werden. Die Entwurfsplanung für die Spielflächen erfolgt 
auf Basis des in Braunschweig regelmäßig durchgeführten Beteiligungsverfah-
rens von Kindern und Jugendlichen. Neben der Herstellung von Spielbereichen 
bietet sich die Grünfläche Nr. 3 auf Grund ihrer Lage schwerpunktmäßig als 
Fläche für sonstige intensive Freiraumnutzungen an. 
 
Öffentliche Grünflächen   4.1 ,  4.2  und  4.3   
Die öffentlichen Grünflächen Nr. 4.1 bis Nr. 4.3 fungieren als Bindeglieder zur 
freien Landschaft und zu den Ausgleichsflächen (Flächen zum Schutz, zur Pfle-
ge und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft). Dementsprechend 
überwiegt hier die Funktion der landschaftsgebundenen Erholung. Die Fläche 
ist mit Bäumen, Rasen-, Wiesen- und Gehölzpflanzungen zu gestalten und teil-
weise extensiv zu pflegen. 


 
Im südlichen Bereich, zwischen Wohngebiet und Maßnahmenflächen, ist die 
Herstellung eines Jugendplatzes und eines allgemein nutzbaren Treffpunktes 
vorstellbar und mit den Zielen der Grünordnung vereinbar. Daher ist in der öf-
fentlichen Grünfläche Nr. 4.2 ein Jugendplatz mit etwa 600 m² Größe zu integ-
rieren. Als Nutzungselemente sind nur überdachte Sitzgelegenheiten, Boule-
Plätze, Tischtennisplatten, Fitnessgeräte, Beachvolleyballfelder sowie eine 
Ballspielwiese zulässig mit dem Ziel, einerseits ein vielfältiges generationen-
übergreifendes Angebot zu schaffen und andererseits die angrenzende Wohn- 
bebauung vor überhöhten Schallimmissionen zu schützen. Der Platz für Ju-
gendliche soll  so angelegt werden, dass eine Lärmbeeinträchtigung der be-
nachbarten schutzwürdigen Wohnnutzungen ausgeschlossen wird. Ein ent-
sprechender Nachweis hierüber ist im Baugenehmigungsverfahren zu erbrin-
gen. 


 
Öffentliche Grünflächen   5.1  und  5.2   
Die öffentlichen Grünflächen Nr. 5.1 und Nr. 5.2 erstrecken sich auf einen 
schmalen Streifen zwischen Möncheweg und den Wohnbauflächen. Im Norden 
ist ein Bereich vorgesehen, in dem Gedenksteine unter einem Baumhain plat-
ziert werden können. Dieser Standort wird als geeignet angesehen, um die Ge-
denksteine der Traditionsgemeinschaft Garnison Braunschweig e. V. zu beher-
bergen. Im Nördlichen Abschnitt wird diese Fläche durch die angrenzende dop-
pelte Lindenallee des Möncheweges geprägt. Gehölzpflanzungen sind hier auf 
Grund der in dem Grünstreifen vorhandenen Fernwärmeleitung nicht möglich, 
sodass hier eine extensiv gepflegte Ruderalstruktur entstehen wird. Im Ab-
schnitt südlich der Wohngebietserschließung stehen innerhalb der Straßenver-
kehrsfläche des Möncheweges zurzeit keine Flächen für Baumpflanzungen zur 
Verfügung, diese Flächen liegen zudem außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes. Um einerseits eine wahrnehmbare Trennung von Straße 
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und Wohngebiet herzustellen und anderseits die hier fehlende Baumreihe zu-
mindest einreihig weiterzuführen, sollen Linden in einem Regelabstand von 
10,0 m gepflanzt werden. 
 
Öffentliche Grünfläche  6   
Die öffentliche Grünfläche Nr. 6 soll mit einem Baumhain bepflanzt werden und 
als Bindeglied zwischen den Grünflächen Nr. 2.1 und 2.2, deren achsialer Ver-
lauf durch die Planstraße D unterbrochen wird, fungieren. Gleichzeitig soll die 
platzartige Gestaltung der Fläche zur Erhöhung der Aufmerksamkeit der Ver-
kehrsteilnehmer und somit zur Verkehrsberuhigung beitragen.  
 
Spielflächen für Kinder und Jugendliche 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird voraussichtlich aufgrund sei-
ner Lage dem neuen Spielplatzbereich 52-1 (Baugebiet "Roselies-Kaserne", 
RA 25) angegliedert. Es besteht ein Bedarf an öffentlicher Spielfläche für Kinder 
und für Jugendliche.  
 
Ausgehend von ca. 87 Wohneinheiten beziffert sich dieser Bedarf  gemäß der 
DIN 18034, die als Berechnungsgrundlage für eine gute, bedarfsangemessene 
und wünschenswerte Versorgung mit Spielflächen dient, auf 540 m² an Spielflä-
che für die jeweilige Altersgruppe. Die öffentliche Grünfläche Nr. 3 (Kinderspiel-
platz) und die öffentliche Grünfläche Nr. 4.2 (Jugendplatz) bieten somit ausrei-
chend Raum für die lockere Gruppierung von Spielgeräten. Angelehnt an die 
DIN 18034 werden somit pro Altersgruppe etwa 600 m² Fläche vorgesehen. 
 
Flächen des Regenrückhaltebeckens 
Für die Errichtung des Regenrückhaltebeckens wird die nordwestlich gelegene 
Teilfläche des Plangebietes benötigt. Es soll als Anlage mit unterschiedlich ge-
neigten flachen Böschungen ohne Einzäunungen und einer Dauerstauzone in 
die öffentliche Grünfläche integriert werden. Das Regenrückhaltebecken soll ein 
Volumen von etwa 1500 m³ umfassen. 


 
Öffentliche und private Grünflächen 
Um die Voraussetzungen für eine gute Entwicklung und langfristige Sicherung 
der festgesetzten Bäume auf den Parkplatzflächen zu gewährleisten, wird die 
Mindestgröße der offenen Vegetationsfläche mit 9,0 m² je Baum festgesetzt. 
Die Vegetationsfläche soll dabei mindestens 2,0 m breit sein, damit sich ein gu-
ter Wurzelansatz ausbilden kann und eine hohe Standfestigkeit der Bäume ge-
währleistet ist. 
 
Die festgesetzten Baumpflanzungen auf Privatgrundstücken sollen spätestens 
ein Jahr nach Bezugsfertigkeit des Hauptgebäudes hergestellt werden. Die öf-
fentlichen Grünflächen sind spätestens zwei Jahre nach Beginn der Erschlie-
ßungsarbeiten herzustellen und binnen zweier Jahre abzuschließen. Da der 
Endausbau der öffentlichen Verkehrsflächen frühestens nach Fertigstellung von 
mindestens 75% der Wohnhäuser erfolgen soll, muss ggf. eine zwischen den 
zuständigen Fachbereichen abgestimmte Fläche für Baustelleneinrichtungen 
verfügbar bleiben. Diese kann somit erst später hergestellt werden.  
 
Die festgesetzten Pflanzqualitäten für anzupflanzende Bäume und Sträucher 
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stellen einen Kompromiss zwischen zeitnaher Erreichung der gewünschten 
ökologischen und gestalterischen Wirkung und guter Anwuchsgarantie dar. 
Alle festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu erset-
zen. Mit diesen Festsetzungen sollen eine zeitnahe Umsetzung der Maßnah-
men sowie eine dauerhafte Mindestdurchgrünung des Baugebietes sicher ge-
stellt werden.  


 
Beispiele für großkronige einheimische Laubbäume sind: Bergahorn Acer 
pseudoplatanus, Gemeine Esche Fraxinus excelsior, Stieleiche Quercus robur, 
Winterlinde Tilia cordata. Als mittelkronige einheimische Laubbäume eignen 
sich beispielsweise: Feldahorn Acer campestre, Schwarzerle Alnus glutinosa, 
Hainbuche Carpinus betulus, Vogelkirsche Prunus avium, Traubenkirsche 
Prunus padus. Strauch- bzw. dichte Gehölzpflanzungen können beispielswiese 
aus folgenden Arten bestehen: Felsenbirne Amelanchier canadensis, Kornelkir-
sche Cornus mas, Hartriegel Cornuns sanguinea, Haselnuss Corylus avellana, 
Liguster Ligustrum vulgare, Zierjohannisbeere, Ribes rubrum, Hundsrose Rosa 
canina, Purpurweide Salix purpurea, Schwarzer Holunder Sambucus nigra, 
Spierstrauch Spirarea vanhouttei. 


 
 
5.7.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 


Landschaft, Zuordnung 
  
Das unter Berücksichtigung der eingriffsmindernden Wirkung der grünord-
nerischen Maßnahmen im Baugebiet verbleibende Ausgleichsdefizit wird durch 
Kompensationsmaßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplans innerhalb 
der Maßnahmenflächen ausgeglichen (siehe Umweltbericht). Innerhalb des Be-
bauungsplans wird insgesamt eine 1,85 ha große Teilfläche benötigt. Die Flä-
chen für Maßnahmen gehen in das Eigentum der Stadt Braunschweig über. Die 
Ausgleichsflächen und die darauf festgesetzten Maßnahmen werden den Ein-
griffsverursachern zugeordnet. 
 
Im Bebauungsplan werden folgende Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt:  
 
Maßnahmenfläche A 1  
Auf der 1,55 ha großen Maßnahmenfläche A 1, die sich südlich an die öffentli-
che Grünflächen Nr. 4 anschließt, sollen offene Wiesen- und Ruderalstrukturen 
mit vereinzelten Gehölzen und Gehölzgruppen entwickelt werden. Ziel ist es, 
neben den Aufwertungsfunktionen für die Schutzgüter Boden, Klima, Wasser 
und Landschaftsbild, Lebensraumstrukturen zu entwickeln, die von Tieren des 
Offenlandes (wie z. B. dem Feldhasen) als Teillebens- und Nahrungsraum an-
genommen zu werden. Der Gehölzanteil, der in der Artenzusammensetzung 
durch die Höhenbeschränkungen der Freileitungstrassen erheblich einge-
schränkt ist, soll dabei nicht mehr als 15 % der Fläche einnehmen. Insgesamt 
soll die Fläche über Initialpflanzungen, extensive Pflege und Sukzession vielge-
staltig entwickelt werden.  
 
Maßnahmenfläche A 2  
Ergänzend zur verbal-argumentativen Eingriffs- Ausgleichsbetrachtung ergab 
die rechnerisch durchgeführte Bilanzierung nach dem Osnabrücker Modell zur 
Quantifizierung des erforderlichen Ausgleichs eine rechnerische Überkompen-
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sation für die durch diesen Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe. Bei Zuord-
nung der Flächen A 1 (1,55 ha) und A 3 (0,3 ha) mit den darauf vorgesehenen 
Aufwertungsmaßnahmen kann ein vollständiger rechnerischer Ausgleich des 
ermittelten Eingriffs erreicht werden. Aus diesem Grund besteht die Möglichkeit, 
die Flächen mit den darauf geplanten Aufwertungsmaßnahmen, die nicht zum 
Ausgleich für den Bebauungsplan RA 27 benötigt werden, als Kompensations-
fläche für ein anderes Verfahren im Planungsraum vorzuhalten und zuzuord-
nen. Diese mit A 2 bezeichnete Poolfläche hat eine Größe von ca. 0,8 ha. 
 
Im Bereich der Maßnahmenfläche A 2 sind im Wesentlichen die gleichen Maß-
nahmen wie auf der Fläche A 1 festgesetzt. Neben offenen Wiesen- und 
Ruderalstrukturen können hier jedoch auf Grund der Höhenbeschränkungen  
unter den Freileitungstrassen ausschließlich Gehölze mit geringerer Endhöhe 
wie z. B. Hundsrose oder schwarzer Holunder wachsen.  
 
Maßnahmenfläche A 3  
Laut Artenschutzgutachten der Planungsgruppe Ökologie und Landschaft be-
steht für Maßnahmen zum Schutz der Arten der Feldflur, hier insbesondere 
Feldlerche, ein Flächenbedarf von 3.000 m². Dieser Wert wurde als Ausgleich 
für die durch den Bebauungsplan in Anspruch genommenen Feldlerchenbrutre-
viere ermittelt. Wenn die Ausgleichsmaßnahmen, wie vorgesehen, auf der Aus-
gleichsfläche A 3 südlich der Freileitungen durchgeführt werden, wird damit 
gleichzeitig auch ein Ausgleich für alle anderen hier vorkommenden Arten der 
freien Feldflur, wie z. B. Feldhase, erreicht. 
  
Innerhalb der ca. 3000 m² großen Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft A 3, die unmittelbar an Acker- und 
Grünlandflächen der offenen Feldflur angrenzt und ausreichenden Abstand zu 
Bebauung und hoher linearer Bepflanzung einhält, ist die Einsaat einer blüten-
reichen Saatgutmischung vorzunehmen. Zum Erhalt einer kargen Vegetation 
mit kleinflächigen offenen Stellen ist eine oberflächliche Bodenbearbeitung 
(grubbern) mit vorheriger Mahd zwischen dem 1. August und dem 31. März 
notwendig. Jeweils die Hälfte der Fläche ist jährlich wechselnd zur Verhinde-
rung von zu starker Vergrasung und Verfilzung der Pflanzendecke entspre-
chend zu bearbeiten und durch Einsaat einer blütenreichen Saatgutmischung 
zu bestellen. 
 
Um einen zeitnahen Ausgleich sicherzustellen, wird festgesetzt, dass sie spä-
testens zwei Jahre nach Beginn der Erschließungsarbeiten durchzuführen und 
binnen von zwei weiteren Jahren abzuschließen ist. 
 
Neben den artenschutzrechtlich bedingten Maßnahmen für die Feldlerche wird 
zur Aufwertung des Landschaftsbildes im Wirkbereich der Freileitungstrassen 
und zur Verbesserung der Erholungsfunktion des Landschaftsraums im südöst-
lichen Bereich der Maßnahmenfläche A 3 eine Dreiergruppe aus standortheimi-
schen Laubbäumen (z. B. Stieleiche, gemeine Esche) festgesetzt. Diese punk-
tuelle Maßnahme ist mit Ausgleichsmaßnahmen für die in Anspruch genomme-
nen Lerchenbrutreviere vereinbar. Darüber hinaus kann die Baumgruppe als 
strukturierendes Element Funktion als Trittsteinbiotop übernehmen.  
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Die Kompensationsmaßnahmen werden wie folgt zugeordnet: 
 
Allgemeine Wohngebiete   56% 
Planstraßen A-D      44%   
 
Die Zuordnung erfolgt  nur auf die Maßnahmenflächen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft A 1 und A 3. Die Flä-
chen A 2 werden nicht für Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz für den Be-
bauungsplan RA 27 benötigt und können für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men anderer Vorhaben verwendet werden.  
 


5.8 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sin-
ne des Bundesimmissionsschutzgesetzes  


 
5.8.1 Ausweisung von Lärmpegelbereichen 


 
Um die vorhandene Geräuschimmissionsbelastung im Plangebiet potentiellen 
Bauherren kenntlich zu machen, wurden Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 
ermittelt. Innerhalb des Plangebietes sind als maßgebliche Außenlärmpegel 
56 dB(A) bis 65 dB(A) schalltechnisch ermittelt worden. Diese ergeben sich im 
vorliegenden Fall aus den Gewerbe- und Schienenverkehrslärmimmissionen 
sowie den um 3 dB erhöhten Verkehrslärmimmissionen gemäß DIN 4109.  
Entsprechend werden in den relevanten Bereichen des Plangebietes folgende 
Lärmpegelbereiche (LPB) nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ in den 
Festsetzungen aufgeführt und gekennzeichnet: 
 


Maßgeblicher Außenlärmpegel Lärmpegelbereich 
56 – 60 dB(A) II 
61 – 65 dB(A) III 


 
Durch die Kenntlichmachung der Lärmpegelbereiche im Bebauungsplan kön-
nen sich Ansiedlungswillige auf die vorhandene Lärmsituation einstellen und in 
Anwendung der DIN 4109 für eine geeignete Schalldämmung der Umfassungs-
bauteile sorgen. Aus den Lärmpegelbereichen resultieren die erforderlichen 
Bauschalldämm-Maße R’w, res. Diese sind je nach Gebäudenutzung unter-
schiedlich. Differenziert wird in Wohnungen zwischen Aufenthaltsräumen und 
Nichtaufenthaltsräumen.  
 
a) Straßenverkehrslärm 


Im Plangebiet sind die Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Stra-
ßenverkehr (Bundesautobahn BAB 39, Möncheweg, Rautheimer Straße, 
Braunschweiger Straße, Nebenstraßen in den angrenzenden Wohn-/ 
Mischgebieten) ermittelt worden. Die Berechnung der Geräuschemissionen 
erfolgt auf Grundlage der im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung zur 
Nachnutzung der ehemaligen „Roselies-Kaserne“ prognostizierten Ver-
kehrsbelastungen für das Jahr 2020. Dabei sind die prognostizierten Ver-
kehre für die Nachnutzung des ehemaligen Eisenbahnausbesserungswer-
kes und dessen Anbindung über die Rautheimer Straße berücksichtigt.  
  
Die Ergebnisse der Untersuchung (s. Kap. 4.5.6) zeigen, dass aufgrund des 
Straßenverkehrslärmes Geräuschimmissionen oberhalb der Orientierungs-
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werte gemäß DIN 18005 von 55 dB(A) tags/ 45 dB(A) nachts sowie des 
Immissionsgrenzwertes gemäß 16. BImSchV von 59 dB(A) tags zu erwar-
ten sind. Den Hauptbeitrag hierzu leistet der Verkehr auf dem Möncheweg. 
Zum Schutz der geplanten Wohnhäuser gegenüber dem Straßenverkehrs-
lärm ist zwischen den Gebäudefassaden mit schutzwürdigen Räumen und 
dem Möncheweg ein Abstandsmaß von mindestens 12,0 m zur westlichen 
Plangebietsgrenze einzuhalten, um eine Überschreitung der Orientierungs-
werte um mehr als 5 dB(A) und des Immissionsgrenzwertes um mehr als 1 
dB(A) zu vermeiden. Die großzügige Tiefe der Baufelder erlaubt für die 
überwiegende Zahl der Wohnhäuser im  allgemeinen Wohngebiet WA 1 ei-
ne Platzierung weiter östlich auf den Grundstücken. Mit einem Abstand von 
20,0 m zur westlichen Plangebietsgrenze werden die Orientierungswerte 
dann maximal um 3 dB(A) überschritten und der Immissionsgrenzwert um 1 
dB(A) unterschritten. Aufgrund der Lärmvorbelastung durch den 
Möncheweg sind diese verbleibenden Überschreitungen von max. 3 dB(A) 
planerisch als akzeptabel zu bezeichnen, zumal passive Schallschutzmaß-
nahmen einen geeigneten Schutz vor Straßenverkehrslärm darstellen.   


 
Maßnahmen des aktiven Lärmschutzes (z.B. eine Schallschutzwand) sollen 
aus städtebaulichen Gründen vermieden werden. Gegenüber dem 
Möncheweg und der angrenzenden Bebauung der Lindenbergsiedlung 
würde das neue Baugebiet optisch isoliert werden. Das gewünschte Zu-
sammenwachsen des Siedlungskörpers würde verhindert.  
 


b) Schienenverkehrslärm 
In mindestens 600 m Entfernung zum Plangebiet befinden sich die Gleisan-
lagen des Güterbahnhofes Braunschweig sowie die Durchfahrtsgleise für 
den Güterverkehr. Die Haupteisenbahnstrecke über den Hauptbahnhof von 
Braunschweig führt nördlich des Güterbahnhofes entlang und befindet sich 
in ca. 1,8 km Entfernung zum Plangebiet, sodass von hier keine Geräusch-
immissionen im Plangebiet zu erwarten sind. 
 
Zur Ermittlung der Geräuschemissionen der DB-Strecken wurden für die 
schalltechnische Untersuchung die Angaben zur prognostizierten Strecken-
belastung für das Jahr 2015 aus dem „Streckenplan Braunschweig“ zur 
Lärmsanierung an den Strecken des Bundes als Erkenntnisquelle herange-
zogen. Neben dem Durchgangsverkehr wurden auch die Rangiertätigkeiten 
des Güterbahnhofs berücksichtigt. Die Ergebnisse der Untersuchung (s. 
Kap. 4.5.6) zeigen, dass aufgrund des Schienenverkehrslärmes im nord-
westlichen Bereich des Plangebietes in der Nachtzeit der maßgebliche 
Orientierungswert von 45 dB(A) um bis zu 3 dB(A) überschritten wird. Die 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV werden hingegen deutlich unter-
schritten. 
 
Aufgrund der Lärmvorbelastung durch den Schienengüterverkehr ist die 
Überschreitung in der Nachtzeit von max. 3 dB(A) planerisch als akzeptabel 
zu bezeichnen, zumal passive Schallschutzmaßnahmen einen geeigneten 
Schutz vor Schienenverkehrslärm bieten. 
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c) Gewerbelärm 
In der Nachbarschaft zum Plangebiet befinden sich verschiedene gewerbli-
che Nutzungen, die zu einer Verlärmung führen können.  


 
Für den Bereich des Plangebietes „Heinrich der Löwe Kaserne“ sind Ge-
werbegebiete bzw. eingeschränkte Gewerbegebiete vorgesehen. Im schall-
technischen Gutachten für das Plangebiet sind Emissionsansätze für eine 
Lärmkontingentierung ermittelt worden. Entsprechend der Vorgehensweise 
für das schalltechnische Gutachten zum nördlich anschließenden Plange-
biet „Roselies-Kaserne“, RA 25, werden diese Emissionskontingente auch 
für die vorliegende Untersuchung übernommen. 


 
Die Betriebe im Bereich der Borsigstraße werden hier aufgrund Ihrer Ent-
fernung von etwa 850 Meter zum Plangebiet nicht berücksichtigt. Neu an-
zusiedelnde Betriebe müssen den Schutzanspruch der reinen Wohngebiete 
der Lindenbergsiedlung berücksichtigen. Negative Auswirkungen auf das 
dahinter befindliche Plangebiet sind daher nicht zu erwarten.  
 
Der Omnibusbetriebshof Lindenberg der Braunschweiger Verkehrs AG 
(Lindenbergallee 50) liegt mindestens 450 Meter nordwestlich des Plange-
biets jenseits der BAB 39 und wird ebenso als nicht immissionsrelevant be-
urteilt.  
 
Im nördlich gelegenen Plangebiet „Roselies-Kaserne“, RA 25, ist die An-
siedlung eines Nahversorgers geplant. Im Bebauungsplan RA 25 ist im be-
troffenen Bereich ein Mischgebiet (MI) festgesetzt.  
 
Die Gewerbebetriebe im Gewerbegebiet Rautheim-Nord tragen aufgrund ih-
rer Entfernung nicht zur Geräuschbelastung des Plangebietes bei und wer-
den somit als nicht immissionsrelevant bewertet. 
 
Die Ergebnisse der Untersuchung (siehe Kapitel 4.5.6) zeigen, dass auf-
grund des Gewerbelärmes im nordwestlichen Bereich des Plangebietes der 
maßgebliche Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete überschritten 
wird. Im von den Überschreitungen betroffenen Bereich ist ein Regenrück-
haltebecken vorgesehen, sodass die geplanten Wohnnutzungen und Au-
ßenwohnbereiche nahezu komplett außerhalb des durch Anlagenlärm ver-
ursachten Überschreitungsbereiches liegen. Demgemäß sind bezüglich des 
Gewerbelärmes keine Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. 
 


 d) Maßnahmen 
Der komplette für die Bebauung vorgesehene Teil des Geltungsbereiches 
befindet sich in den Lärmpegelbereichen II und III. Besondere bauliche 
Maßnahmen des passiven Schallschutzes sind dabei je nach Orientierung 
für die Fenster schutzwürdiger Räume wie Schlafräume und Kinderzimmer 
im Lärmpegelbereich III zu treffen, um eine ausreichende Belüftung wäh-
rend der Nachtzeit zu gewährleisten. Die Fenster von Schlaf- und Kinder-
zimmer sind daher an der dem Möncheweg zugewandten und an den seitli-
chen Gebäudeseiten in den Lärmpegelbereichen III nur mit schallgedämm-
ten Lüftungseinrichtungen gem. VDI 2719 zulässig. 
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Der Nachweis zu eingehaltenen Schalldämmmaßen auch für Gebäudeau-
ßenbauteile nach der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist mittels ge-
eigneter nachvollziehbarer Bauvorlagen zugehörig zum Bauantrag/ zur 
Bauanzeige zu erbringen bzw. der Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. 


 
Im Lärmpegelbereich III müssen schutzwürdige Außenwohnbereiche wie 
z. B. Terrassen, Freisitze, Balkone und Loggien auf der dem Möncheweg 
abgewandten Seite des Gebäudes im direkten Schallschatten des Gebäu-
des liegen. Alternativ sind sie zulässig, sofern sie durch eine mindestens 
2,0 m hohe Abschirmmaßnahme (z. B. Wand oder Nebengebäude etc.) ge-
schützt sind.  


 
 
5.8.2   Schutz der umliegenden Nutzungen 


 
Aufgrund der vorgesehenen Gebietsart (allgemeines Wohngebiet) kann 
man aufgrund der zulässigen Nutzungen davon ausgehen, dass keine im-
missionsrelevanten Geräusche im Umfeld zum Plangebiet hervorgerufen 
werden.  
 
Bei dem zu unterstellenden Verkehrsaufkommen im Plangebiet ist selbst 
bei konservativen Annahmen nicht davon auszugehen, dass die maßgebli-
chen Immissionsgrenzwerte an den künftigen Wohnnutzungen überschrit-
ten werden, da i. d. R. erst bei einer Verkehrsmenge von mehr als 2.000 
Kfz/ Tag die Immissionsgrenzwerte (59 dB(A)/ 49 dB(A) für ein allgemeines 
Wohngebiet erreicht werden. Eine derartig hohe Verkehrsmenge ist für das 
Plangebiet jedoch nicht zu erwarten. Ebenso sind aufgrund des zu erwar-
tenden geringen Zusatzverkehrs aus dem Plangebiet gegenüber dem be-
stehenden Verkehr auf dem Möncheweg keine negativen Auswirkungen 
gemäß 16. BImSchV an den nächstgelegenen bestehenden Wohnnutzun-
gen zu erwarten.   
 


 
5.9 Gestaltungsvorschriften  


 
5.9.1 Geltungsbereich und Anlass 


 
Ziel der städtebaulichen Planung sind u. a. eine ansprechende Gestaltung und 
ein harmonisches Ortsbild. Dabei wird das Ortsbild u. a. durch die Dachform 
und -farbe aber auch durch die Nebenanlagen und Einfriedungen bestimmt. Da 
die städtebaulichen Festsetzungen allein nicht ausreichen, die gewünschte ge-
stalterische Ordnung zu sichern, werden sie durch Gestaltungsvorschriften er-
gänzt. Die Gestaltungsvorschriften gelten demnach für das gesamte Planungs-
gebiet. Durch ausgewogene gestalterische Festsetzungen können die Attraktivi-
tät des Wohngebietes und seine Vermarktbarkeit gesteigert werden. 
  


5.9.2 Dächer 
 
Ein herausragendes Gestaltungselement des Baugebietes ist die Dachland-
schaft. Sie prägt das Gesamtbild der Siedlung und ist aufgrund der Lage am 
Ortsrand weithin sichtbar. Auch die Straßen- und Freiräume innerhalb der Sied-
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lung werden durch das Aussehen von Farbe, Form und Volumen der einzelnen 
Dächer stark beeinflusst. 
 
Um den Bauherren einerseits genügend Gestaltungsspielraum zu gewähren, 
aber andererseits den Formenkanon der Dachlandschaft im Sinne eines har-
monischen Siedlungscharakters einzuschränken, sollen nur Satteldächer und 
gegeneinander versetzte Pultdächer mit einer Dachneigung von 35 - 45° zu-
lässig sein. Walmdächer und deren Varianten wie z. B. Krüppelwalmdächer 
werden bewusst ausgeschlossen, da sie bei den im Einfamilienhausbau vor-
herrschenden, kleinen Dachflächen zu unglücklichen Dachproportionen führen.    


 
Gauben und Zwerchgiebel sind nur mit einer Dachneigung bis max. 60° auf 
maximal der Hälfte der Länge der betroffenen Dachfläche, gemessen auf halber 
Höhe zwischen Trauf- und Firstlinie, zulässig. Auf diese Weise sollen, ohne die 
Dachlandschaft insgesamt zu beeinträchtigen, individuelle Gestaltungswünsche 
umgesetzt werden können. Darüber hinaus soll durch die Beschränkung der 
Dachgauben und Zwerchgiebel auf max. 50% der Länge der betroffenen Dach-
fläche sicher gestellt werden, dass die Dachfläche gegenüber diesen Ausbau-
ten dominant bleibt. 
 
Für überdachte Nebenanlagen, Garagen und offene Garagen (Carports) sind 
nur Flachdächer mit einer Neigung bis max. 6° zulässig. Nebengebäude und -
anlagen sollen auf diese Weise optisch in den Hintergrund treten und sich von 
den Hauptgebäuden absetzen. 
 
Bei den Farbtönen der Dachflächen sollen nur rot bis braun und anthrazit zuläs-
sig sein. Auf diese Weise sollen die Einheit des Wohngebietes und ein ge-
schlossenes Erscheinungsbild nach außen gesichert werden. Dacheindeckun-
gen, die der Energiegewinnung dienen, Gründächer sowie Schiefer- und Zink-
dächer sind von der Beschränkung ausgenommen, da sie sich nicht diesem 
Farbkanon zuordnen lassen bzw. nicht auf andere Art und Weise ausführbar 
sind. 
 


5.9.3 Einfriedungen 
   
  Im Sinne eines homogenen Erscheinungsbildes des Wohngebietes werden Art 


und Höhe der Einfriedungen im Bebauungsplan geregelt. Einfriedungen von 
Privatgrundstücken entlang der Grenzen zum öffentlichen Raum haben auf die 
Qualität von Straßen, Wegen und Plätzen, aber auch von öffentlichen Grünan-
lagen großen Einfluss. Die festgesetzte Art und Höhe der Einfriedungen be-
schränkt sich daher auf die Grenze zu öffentlichen Räumen, zwischen den pri-
vaten Grundstücken werden keine Festsetzungen getroffen. 


 
  Da die privaten Vorgartenzonen optisch mit den öffentlichen Verkehrsflächen 


als Einheit wahrgenommen werden, soll die Einfriedung in ihrer Höhe auf 1,2 m 
beschränkt bleiben, sofern eine Einfriedung gewünscht ist. Die offene Sicht in 
Verbindung mit einer gewissen sozialen Kontrolle des öffentlichen Raumes 
bleibt so gewährleistet. Ausgeführt als Hecke aus Laubgehölzen soll sie sich 
harmonisch in den Vorgarten einfügen. Im Bereich der Grundstückszufahrten ist 
die Höhe auf 0,8 m beschränkt, um ein ausreichendes Sichtfeld für ausparken-
de PKW zu gewährleisten und somit die Sicherheit von Fußgängern, Radfah-
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rern und spielenden Kindern zu erhöhen. Die Länge dieser Beschränkung ergibt 
sich aus den individuellen Erfordernissen der Grundstücke vor Ort.  


 
  Einfriedungen (Hecken mit oder ohne Maschendrahtzaun) dürfen zu öffentli-


chen Grünräumen eine Höhe bis maximal 1,6 m haben. Auf diese Weise soll 
den rückwärtigen, privateren Bereichen der Gärten eine bessere Möglichkeit zur 
Abschirmung gegeben werden.   


   
  Der optionale Maschendrahtzaun dient vor allem einer Sicherung in der 


Anwuchsphase der Hecke und um zu verhindern, dass im Garten spielende 
Kinder oder Hunde plötzlich auf die Straße laufen. 


   
  Um zum Möncheweg eine bessere Abschirmung zu erhalten, wird hier auf die 


Festsetzung der maximalen Höhe von 1,6 m verzichtet. 
 
    


6 Gesamtabwä gung 
 
Mit den Planungen zum Baugebiet „Roselies-Süd“ wird aufgrund der anhaltend 
hohen Nachfrage nach Baugrundstücken für Einfamilien- und Doppelhäuser ein 
angemessenes Angebot geschaffen, das der für Braunschweig nachteiligen 
Stadt-Umlandwanderung entgegengewirkt.  
 
Insbesondere durch die Nähe zur vorhandenen Lindenbergsiedlung, die leis-
tungsfähige Erschließung und die gute Anbindung an den ÖPNV kann eine 
nachhaltige Sicherung der vorhandenen Infrastruktur- und Versorgungsangebo-
te erreicht werden. Darüber hinaus wird durch die vorliegende Planung den 
Wohnbedürfnissen einer wachsenden Bevölkerung sowie den allgemeinen An-
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse Rechnung getragen. 
Die städtebauliche Arrondierung des Ortsteiles Lindenberg komplettiert den 
Siedlungskörper und definiert eine Grenze zum Landschaftsraum zwischen 
Rautheim, der Südstadt und der Lindenbergsiedlung. Im Sinne der gesamtstäd-
tischen Entwicklung wird der Schaffung von Wohnraum eine höhere Priorität 
eingeräumt als dem Verlust landwirtschaftlicher Produktionsflächen, mit dem 
die Umsetzung dieses Baugebietes zwangsläufig einhergeht.  
 
Aus den oben genannten Gründen ist die vorgesehene Entwicklung des Bau-
gebietes „Roselies-Süd“ mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung 
vereinbar. Anforderungen an den Umweltschutz, soziale und wirtschaftliche An-
forderungen sowie eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende Bodennutzung 
werden durch die vorliegende Planung erfüllt.  
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7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
  
 Plangebiet insgesamt ca. 14,32 ha 100,00 %  
 
 Nettobauland WA 1 und WA 2 ca. 5,95 ha    41,55 % 
  
 Öffentliche Grünflächen ca. 3,49 ha     24,37 % 
 
 Maßnahmenflächen für Ausgleich und Ersatz ca. 2,65 ha     18,51 % 
 davon Poolfläche: ca. 0,8 ha 
 
 Flächen für erforderliches Regenrückhaltebecken ca. 0,59 ha      4,12 % 
 
 Flächen für Versorgungsanlagen   ca. 0,01 ha     0,07 % 
 
 Verkehrsflächen insgesamt   ca. 1,63 ha   11,38 % 
 davon bereits vorhanden: ca. 0,36 ha 
 
 
8 Wesentliche Auswirk ungen des Bebauungsplanes (Stand 28. Juli) 
 
8.1 Maßnahmen  
 


Für die Verwirklichung des Baugebietes sind Grunderwerb, Erschließungsmaß-
nahmen wie der Bau von Straßen, Ver- und Entsorgungsleitungen und eines 
Regenrückhaltebecken erforderlich. Hinzu kommen die Anlage von Grünflächen 
und die Herstellung von Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz. 
 
Nach gegenwärtigem Stand ist beabsichtigt, dass die Kosten von der Grund-
stücksgesellschaft Braunschweig mbH (GGB) vorfinanziert werden. Im Folgen-
den wird der Gesamtbetrag mit dem jeweils bei der Stadt Braunschweig ver-
bleibenden Anteil benannt.  
 


 
8.2 Kosten und Finanzierung  


 
8.2.1 Grunderwerb 


 
Kosten 
Für den Grunderwerb für überörtliche öffentliche Grünflächen fallen folgende 
Kosten an: 
     ca. 50.000 € 
 
Ggf. fallen Kosten für den Ankauf zusätzlicher Flächen für die Bereitstellung von 
Kita-Plätzen im Bereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Roselies-
Kaserne“, RA 25, an:  
     ca. 35.000 € 
Finanzierung 
Die Mittel sind von dem zuständigen Fachbereich rechtzeitig zur Aufnahme in 
den Haushaltsplan bzw. das Investitionsprogramm anzumelden. 
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8.2.2 Kampfmittelräumung 
 
Nach gegenwärtigem Stand wird davon ausgegangen, dass die Kosten von der 
GGB übernommen werden. Nähere Einzelheiten regelt der Folgekostenvertrag. 


 
 
8.2.3 Öffentliche Straßenverkehrsflächen  


 
Kosten 
Die Kosten für die Herstellung von Baustraßen während der Bauphase sowie 
für den Endausbau der öffentlichen Straßenverkehrsflächen (ohne Kreisver-
kehr) inklusive des Straßenbegleitgrüns belaufen sich auf:   
       
      ca. 1.645.000 € 


 Finanzierung 
Von den o.g. Kosten für die Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen (ohne 
Kreisverkehr) verbleiben 10% bei der Stadt Braunschweig.    
 
Die Kosten für den Kreisverkehr sollen gemäß Folgekostenvertrag von der GGB 
übernommen werden. 
 
Die Mittel für die von der Stadt zu übernehmenden Kostenanteile sind von dem 
zuständigen Fachbereich rechtzeitig zur Aufnahme in den Haushaltsplan bzw. 
das Investitionsprogramm anzumelden. 
 
 


8.2.4 Öffentliche Grünflächen 
 
Kosten 
Für die Herstellung der öffentlichen Grünflächen (örtlich) werden folgende Kos-
ten angesetzt (Grünflächen Nr. 2 bis 4 und 6): 
 
      ca. 550.000 €  
 
Für die Herstellung der öffentlichen Grünflächen (überörtlich) werden folgende 
Kosten angesetzt (Grünflächen Nr. 1 und 5): 
 
      ca. 95.000 €  
Finanzierung 
Die Kosten für die Erstellung von örtlichen öffentlichen Grünflächen, die über 
den erschließungsbeitragsfähigen Anteil von 12,5 % der Bauflächen hinausge-
hen, verbleiben bei der Stadt Braunschweig. Die Kosten für die Herstellung der 
überörtlichen öffentlichen Grünflächen verbleiben zu 100% bei der Stadt.  
 
Die Mittel sind von dem zuständigen Fachbereich rechtzeitig zur Aufnahme in 
den Haushaltsplan bzw. das Investitionsprogramm anzumelden. 
 
Nach gegenwärtigem Stand wird davon ausgegangen, dass die Kosten für die 
Herstellung der Begrünung des Regenrückhaltebeckens über die in Punkt 8.2.7 
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angegebenen anteiligen Kosten hinaus, die Kosten für die Herstellung des Kin-
derspielplatzes und des Jugendplatzes sowie die Kosten der zusätzlichen Feu-
erwehrzufahrt (extern, im Geltungsbereich des RA 25) von der GGB übernom-
men werden. 
 
 


8.2.5 Ausgleichsmaßnahmen  
 
Kosten 
Die Kosten für die Herstellung der  Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz für öf-
fentliche Verkehrsflächen und Wohnbaulandflächen belaufen sich insgesamt 
auf:       


A 1 ca.   70.000 €  
A 2 ca.   30.000 €  
A 3  ca.     5.000 €  


Finanzierung 
Von der Gesamtsumme der Maßnahmenflächen A 1 und A 3 werden 44% den 
Verkehrsflächen und 56% den Wohnbaulandflächen zugeordnet. Die Finanzie-
rung der Ausgleichsmaßnahmen für die Wohnbaulandflächen wird vollständig 
durch die GGB übernommen, wohingegen von den Kosten für die Ausgleichs-
maßnahmen der Verkehrsflächen ein Anteil von 10% bei der Stadt verbleibt. 
 
Die Mittel sind von dem zuständigen Fachbereich rechtzeitig zur Aufnahme in 
den Haushaltsplan bzw. das Investitionsprogramm anzumelden. 
 
Die Herstellung der Poolflächen (Maßnahmenfläche für Ausgleich und Ersatz  
A 2) verbleiben vorerst komplett bei der Stadt, bis sie über die Zuordnung zu ei-
nem anderen Vorhaben refinanziert werden. 
 
  


8.2.6 Versorgungsleitungen 
 
Kosten und Finanzierung 
Die Kosten und die Finanzierung für die erforderlichen Maßnahmen werden von 
den jeweiligen Leitungsträgern übernommen. 


 
 
8.2.7 Entwässerung 


 
Kosten   
Für die Herstellung der Leitungen für Regen- und Schmutzwasser (Trennsys-
tem) werden folgende Kosten veranschlagt: 
 
      ca. 1.660.000 € 
(davon Regenwasserleitungen:   ca.    500.000 €) 


 
Für die Herstellung des Regenrückhaltebeckens inkl. anteiliger Begrünung fal-
len folgende Kosten an: 


ca. 145.000 € 
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Finanzierung 
Die genannten geschätzten Kosten für Entwässerungsmaßnahmen (so genann-
te besondere Maßnahmen gemäß Abwasserentsorgungsvertrag für Erschlie-
ßungsgebiete) werden von der Stadtentwässerung Braunschweig GmbH über-
nommen und über Abwassergebühren refinanziert. 
 
Von der Herstellung der Regenwasserleitungen und des Regenrückhaltebe-
ckens mit der anteiligen Begrünung verbleiben 50% bei der Stadt Braunschweig 
und sind durch den zuständigen Fachbereich rechtzeitig zur Aufnahme in den 
Haushaltsplan bzw. das Investitionsprogramm anzumelden. 
 


 
9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die 


Rechtsgrundlage bilden soll 
 
Bodenordnende Maßnahmen nach §§ 45 ff BauGB sind für den Bebauungsplan 
nicht erforderlich. 
 
Die Grundstücksgesellschaft Braunschweig (GGB) beabsichtigt, die Flächen zu 
erwerben und privat zu vermarkten. Die GGB verpflichtet sich vor Unterzeich-
nung des Folgekostenvertrages, die zukünftigen Flächen für öffentliche Zwecke 
der Stadt Braunschweig kosten- und lastenfrei zu übertragen.  


 
 


 








 Anlage 6 
 Stand: 28.Oktober 2011 
 
 
 
Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Roselies-Süd RA 27 
Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 (2) BauGB vom 16. September bis zum 17. Oktober 2011 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Vom 13. Oktober 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Begleitende Email: 
Die Nachbarschaft aus dem Baugebiet 
Roselies-Kaserne ist nicht glücklich über 
den Vorschlag des Stadtbezirksrats, eine 
Verbindungsstraße statt einer Feuer-
wehrzufahrt als Anbindung des Bauge-
biets Roselies-Süd an das Baugebiet 
Roselies-Kaserne zu realisieren. 
 
In dem angefügten Brief, den wir an die 
Vertreter der Fraktionen im neuen Stadt-
bezirksrat gesendet haben, werden Sie 
unsere Meinung diesbezüglich im Einzel-
nen nachlesen können. Wir bitten Sie, 
unsere Einwände bei Ihrer Planung mit 
zu berücksichtigen. 
 
Brief an den Stadtbezirksrat 213: 
Sehr geehrte Damen und Herren unseres 
Stadtbezirksrats, 
in der letzten Bezirksratssitzung wurde 
Ihnen die Änderung des Flächen-
nutzungsplans sowie ein Gestaltungsbei-
spiel für das Baugebiet Roselies-Süd er-
läutert. In der anschließenden Diskussion 
haben Sie viele sinnvolle Anregungen ge-
liefert, wie z.B. die Forderung nach der 
Fortsetzung des Rad- und Fußwegs auf 
der Ostseite des Mönchewegs bis ans 
neue Baugebiet heran oder die zusätzli-
che Sicherung des Fußgängerüberwegs 
am geplanten Kreisel durch Zebrastrei-
fen. 
Bezüglich der verkehrstechnischen An-
bindung des Baugebiets Roselies-Süd 
stellten einige Mitglieder des Bezirksrats 
fest, dass die zwischen Roselies-Süd und 
dem Wendehammer im südwestlichen 
Teil des Baugebiets Roselies-Kaserne 
geplante Feuerwehrzufahrt als vollwertige 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der von der Verwaltung erstellte Be-
bauungsplanentwurf sieht die Straßen-
verbindung zwischen den Baugebieten 
"Roselies-Kaserne" und "Roselies-Süd" 
nicht vor. Im fraglichen Bereich sind le-
diglich eine Geh- und Radwegeverbin-
dung sowie eine Zufahrt für die Feuer-
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Straße ausgeführt werden soll. lhre 
Hauptargumente dafür waren: 
 


1. Der Möncheweg soll nicht mit zu-
sätzlichem Verkehr belastet wer-
den (u.a. begrenztes Fassungs-
vermögen des Mönchewegs, 
Lärmbelästigung für die Anwoh-
ner). Fahrten der Roselies-Südler 
zum Supermarkt, Bäcker, Arzt, etc. 
sollen über unser Gebiet abgewi-
ckelt werden. 


2. Es ist eine Verschwendung von 
Ressourcen, wenn die Anwohner 
aus Roselies-Süd den Umweg 
über den Möncheweg fahren müs-
sen auf dem Weg zum Supermarkt 
oder in die nördliche Nachbar-
schaft. 


3. Nur durch eine verbindende Stra-
ße kann das Zusammenwachsen 
der Baugebiete sichergestellt wer-
den. 


 
Im Folgenden möchten wir als Neubürger 
bzw. Bald-Neubürger Ihnen unsere Sicht 
darstellen. 
 
Zu Punkt 1 (Überlastung Möncheweg): 
Sie sagten, dass bei Ihren Entscheidun-
gen für die Gesamtheit der Bürger grund-
sätzlich "das kleinere Übel" zu wählen 
sei. Natürlich kann man unterschiedlicher 
Meinung sein, was das "kleinere Übel" 
ist. Dass aber auf der letzten Sitzung des 
Bezirksrats ausschließlich die Meinung 
geäußert wurde, dass Autoverkehr eher 
durch Wohngebiete mit Familien und auf 
der Straße spielenden Kindern fließen 
soll als über Verkehrsadern wie den 
Möncheweg, verstört, offen gesagt, em-
pört uns als Neubürger und Bald-
Neubürger! Soll hier der Weg des kleins-
ten Widerstands beschritten werden nach 
dem Motto "Noch sind kaum Neusiedler 
da, noch haben sie keine Stimme."? Wir 
wollen uns das nicht vorstellen. 
 
Der Mehrwert einer Straße an angespro-
chener Stelle erschließt sich uns kaum, 
wie wir im folgenden darlegen: 
 
Das Verkehrsaufkommen aus Roselies-


wehr und andere Rettungsfahrzeuge in-
nerhalb eines Grünstreifens ohne stra-
ßenähnlich befestigten Untergrund wie 
beispielsweise Asphalt vorgesehen. 
 
Eine Straßenverbindung ist aus verkehrs-
technischen Gründen nicht erforderlich 
und würde gebietsfremden Individualver-
kehr in die bestehenden und geplanten 
Baugebiete tragen. Es besteht die Ge-
fahr, dass diese Verbindung dann als 
Schleichweg unter Umfahrung des 
Möncheweges genutzt wird. Das Stra-
ßenverkehrssystem ist darauf ausgelegt, 
durch ein hierarchisches System die je-
weiligen Verkehre auch den dafür geeig-
neten Verkehrswegen aufzuerlegen. Der 
Möncheweg ist so dimensioniert, dass er 
die relativ geringen Mehrverkehre, die 
durch das neue Baugebiet entstehen, 
mühelos aufnehmen kann. Eine Überlas-
tung des Möncheweges ist nicht zu be-
fürchten. Durch den vorgesehene Kreis-
verkehr am Ortseingang und die geplan-
ten baulichen Querungshilfen für Fuß-
gänger findet eine Entschleunigung und 
Beruhigung des überörtlichen Verkehres 
statt.  
Eine Trennung der Baugebiete aufgrund 
einer fehlenden Straßenverbindung wird 
nicht gesehen. Vielmehr dient der groß-
zügige öffentliche Grünraum mit Kinder-
spielplätzen dem Austausch und der 
Kommunikation unter den Anwohnern 
beider Baugebiete. 
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Süd wird aufgrund der wenigen Grund-
stücke eher gering sein. Der Möncheweg 
wird den Unterschied kaum verspüren. 
Das sind auch die Aussagen der Fachab-
teilung der Stadt. Aufgrund der Auto-
werkstatt und der Kirche ist die Zahl der 
Anwohner, die auf westlicher Seite direkt 
am Möncheweg wohnen, nicht sehr groß. 
Außerdem ist durch die Baumbepflan-
zung ein verbesserter Lärmpegelschutz 
gegeben. Nach dem Bau des Kreisels 
wird laut Fachabteilung aufgrund der 
Entschleunigung des Verkehrs sogar von 
einer Verringerung des Lärmpegels für 
die Anwohner am Möncheweg ausge-
gangen. 
 
Bei der von Ihnen befürchteten Überlas-
tung des Mönchewegs zur Rushhour wird 
mit einer Verbindungsstraße ein 
Schleichweg für Autofahrer aus 
Mascherode und der Südstadt geschaf-
fen, und das gerade zur Schulwegzeit! 
Über diese Straße und die Roselies-
straße kann man sicher ein paar Minuten 
gewinnen, wenn die Schlange am 
Möncheweg nur lang genug ist. Ob sich 
gerade die Autofahrer, die sich einen 
Zeitgewinn von dem Schleichweg ver-
sprechen, gewillt sind, sich an die Ge-
schwindigkeitsbegrenzung zu halten, sei 
dahingestellt. Besonders prädestiniert 
zum Zeit aufholen ist an dieser Stelle 
"unsere" Tempo-30-Zone, wie wir sicher-
lich nicht unberechtigt befürchten. 
 
Sollten wir hingegen die Roseliesstraße 
für gerade diesen "Ausweich-Verkehr" 
unattraktiv machen, z.B. durch Verkehrs-
beruhigung, wird genau diese Strecke 
nicht mehr als Ausweichstrecke genutzt. 
Nur dann wird diese Strecke mit Sicher-
heit auch nicht mehr von den Roselies-
Südlern zum Supermarkt benutzt. Entwe-
der diese Strecke ist konkurrenzfähig 
zum Möncheweg (dann mit Verkehrsauf-
kommen von Roselies-Süd und 
Mascherodern und Südstädtlern), oder 
eben nicht (dann ist sie überflüssig wie 
ein Kropf). 
 
Zu Punkt 2 (Ressourcenverschwendung): 
Aus ökologischer Sicht ist jede so kurze 
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Autofahrt schlecht. Nehmen Sie sich die 
Zeit. Schnappen Sie sich eine Karte und 
vollziehen Sie nach, welcher Roselies-
Südler welchen Umweg fahren müsste 
ohne diese Verbindungsstraße. Sie wer-
den zu einem überraschenden Ergebnis 
kommen. Für praktisch alle neuen An-
wohner ist der Umweg zum Supermarkt 
über den Möncheweg so klein, dass sich 
unter ökologischen Gesichtspunkten fak-
tisch nichts ändert. Es bleibt schlecht. 
 
Betrachtet man Ihre gewünschte Verbin-
dungsstraße durch die ökologische Brille, 
kommt man beim Thema Ressourcen-
verschwendung eher zu einem anderen 
Ergebnis: Sie ermutigen die Nachbarn, 
die kurzen Strecken (z.B. zum Kindergar-
ten) mit dem Auto zurückzulegen, anstel-
le auf das Rad oder die Füße auszuwei-
chen. Ihr Getränkekistenbeispiel aus der 
letzten [sic] Betriebsratssitzung zeigt, 
dass es natürlich Einkäufe gibt, für die ein 
Auto notwendig ist, klar. Stellen Sie bei 
jedem Einkauf eine Getränkekiste in Ih-
ren Kofferraum? Die meisten kleinen Ein-
käufe können wunderbar ohne Auto be-
wältigt werden. Glauben Sie es uns! Es 
funktioniert! Wir haben es selbst schon 
hunderte Male praktiziert und werden es 
auch weiterhin tun. 
 
Zu Punkt 3 (Zusammenwachsen): 
Eine verbindende Straße stellt keines-
wegs das Zusammenwachsen von Bau-
gebieten sicher. Ich lerne die Nachbarn 
nicht kennen, weil ich mit dem Auto auf 
dem Weg zum Supermarkt vor deren 
Haus vorbeifahre. Ein Zusammenwach-
sen findet statt in Vereinen, den Schulen, 
den Kindergärten, auf den Spielplätzen 
und den Grünanlagen, oder einem netten 
Gespräch, wenn man sich bei einem 
Spaziergang trifft. Insofern behindert eine 
Straße das Zusammenwachsen sogar. 
 
Dass ein Zusammenwachsen auch ohne 
vollwertige Straße prima funktioniert, zei-
gen wir doch gerade selbst: das westliche 
Gebiet und die beiden allgemeinen 
Wohngebiete leben trotz fehlender Ver-
bindungsstraße nicht nebeneinander her. 
Nein, wir reden miteinander, feiern mit-
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einander und treten miteinander für unse-
re Interessen ein! 
 
Sie sagten auf der letzten Bezirksratssit-
zung den Satz "Die Bewohner kennen Ih-
re Belange selbst am besten." Sie haben 
recht! Ein Beispiel: Der Wendehammer, 
der nach Ihren Wünschen bald eine 
Durchgangsstraße sein soll, hat für uns 
als zentraler Treffpunkt einen wichtigen 
sozialen Stellenwert. Hätten Sie das ge-
wusst? 
 
Wir appellieren an Sie: Lassen Sie die 
Forderung nach einer Verbindungsstraße 
fallen! Wir sind strikt gegen diese Verbin-
dungsstraße und bereit zu kämpfen! 
 
Wir bitten Sie zunächst um eine schriftli-
che Stellungnahme bis zum 15. Oktober 
2011. Wir bitten Sie weiterhin um eine 
Stellungnahme zu dem Thema auf der 
nächsten Stadtbezirksratssitzung. Wir 
werden sicherlich mit einer großen Dele-
gation vertreten sein. 
 
Wir möchten auch zukünftig gern mit Ih-
nen konstruktiv zusammenarbeiten und 
diskutieren. Wir sind uns sicher, dass das 
auch in Ihrem Sinne ist. Geben Sie sich 
einen Ruck! 
 
Es folgt eine Unterschriftenliste der An-
wohner. 
 Vorschlag der Verwaltung:  


 
Die Verwaltung wird an der bisherigen 
Planung ohne Straßenverbindung festhal-
ten und die Planung nicht verändern. Da-
her gilt die Stellungnahme als berücksich-
tigt. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Vom 12. Oktober 2011  


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Begleitende Email: 
Vielen Dank, dass Sie meine Stellung-
nahme zur Verbindung der Baugebiete 
berücksichtigen. Soweit es der Sache 
dienlicher ist, bitte ich, diese auch als of-
fizielle Stellungnahme während der Aus-
legungszeit zu betrachten. 
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Bei der Auslegung der Unterlagen im In-
ternet ist mir aufgefallen, dass meine 
Stellungnahme vom 17.01.11 (siehe un-
ten) und die Antwort der Verwaltung, für 
die ich mich hiermit bedanke, nicht mit 
ausgelegt sind. Beide wichtigen Doku-
mente sollten aber weiterhin berücksich-
tigt werden bzw. bleiben. 
 
1) Insbesondere wird auch heute 


(12.10.11) noch auf der Homepage der 
Stadt Braunschweig mit dem freien 
Blick in die offene Landschaft gewor-
ben, der mit Kaufentscheidend für das 
Grundstück war. 
http://www.braunschweig.de/leben/-
stadtplanung_bauen/wohnbaugebiete/-
bauland/roselies.html 
 
Es folgt ein Screen-Shot aus dem o.g. 
Internetartikel auf der Homepage der 
Stadt Braunschweig. 
 


2) Auf hochkronige Bepflanzung sollte in-
nerhalb des Baugebietes bzw. angren-
zend an das Baugebiet Roselies-
Kaserne (insb. Grünflächen 2.1 und 3) 
verzichtet werden, um Verschattungen 
von Gärten und Solaranlagen zu mini-
mieren. Sie widersprechen auch zu 
sehr dem versprochenen "freien Blick 
in die offene Landschaft". Leider wer-
den "mindestens mittelkronige Bäume" 
gefordert. Ein kleinerer Bewuchs (ma-
ximal mittelkronig) ist völlig ausrei-
chend und durchaus gewünscht. Die 
Bepflanzung kann innerhalb der Bau-
grundstücke erfolgen. Die Auswirkun-
gen von hochkronigen Bäumen lässt 
sich derzeit sehr gut anhand der Bäu-
me am Möncheweg und im Baugebiet 
selbst studieren: Ganze Grundstücke 
liegen bei Sonnenschein zeitweise völ-
lig im Schatten. 
 
Es folgt ein Bild von der o.g. Situation. 
 


3) Es ist derzeit keine motorisierte Ver-
bindung zwischen den Baugebieten 
geplant. Dies ist in Ihrer Stellungnah-
me vom 22.06.11 so bestätigt und soll 
so bleiben. Ergänzungen gab es in 
meiner Mail vom 31.09.11. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Text auf der Homepage wurde zwi-
schenzeitlich aktualisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Bebauungsplan RA 25 wird der von 
Nord nach Süd verlaufende Grünzug als 
öffentliche Parkfläche festgesetzt. Darü-
ber hinaus ist eine alleeartige Bepflan-
zung festgesetzt worden, die nach Süden 
in das neue Baugebiet fortgesetzt werden 
soll. Im Sinne eines optischen Zusam-
menwachsens der beiden Baugebiete 
wird bewusst ein fließender Übergang mit 
gleicher Gestaltung der Grünräume vor-
gesehen.  
Das Grundstück des Einwenders grenzt 
lediglich an die Grünfläche 1. Eine Be-
pflanzung der Grünfläche 1 mit groß-
kronigen Bäumen ist nicht vorgesehen. 
Durch die größere Entfernung der Grün-
flächen 2.1 und 3 ist nicht zu erkennen, 
dass es zu der befürchteten übermäßigen 
Verschattung kommt. 
 
 
 
 
 
Der von der Verwaltung erstellte Be-
bauungsplanentwurf sieht keine Straßen-
verbindung zwischen den Baugebieten 
"Roselies-Kaserne" und "Roselies-Süd" 
vor.  
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Am 30.09.11 wurde übrigens ein Arti-
kel in der Braunschweiger Zeitung ver-
öffentlicht, in dem sich die Autoren 
auch sehr besorgt gegen die Verbin-
dung zwischen den Baugebieten aus-
sprechen. 
 
Es folgt eine Kopie des o.g. Zeitungs-
artikels. 
 


O.g. Stellungnahme vom 17. 01.2011 im 
Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 (1) BauGB: 
Es ist erfreulich, dass im Braunschweiger 
Süden wieder Baugebiete zur Verfügung 
gestellt werden sollen. Mit Erstaunen ha-
ben wir aber festgestellt, dass der Flä-
chennutzungsplan jetzt für ein Baugebiet 
"Roselies-Süd" erweitert werden soll. Da 
sich die Planungen noch in einem frühen 
Stadium befinden, bitte ich als Käufer ei-
nes Grundstückes im Bereich der 
Roselies-Kaserne um Berücksichtigung 
folgender Punkte: 
 
1. Das angrenzende Baugebiet 


"Roselies-Kaserne" wird auf der 
Homepage der Stadt Braunschweig 
mit dem Satz beworben: "Die Lage 
zeichnet sich durch eine große Nähe 
zur Innenstadt aus und bietet gleich-
zeitig den Blick in die offene Land-
schaft und auf den Elm." 
(http://www.braunschweig.de/leben/-
stadtplanung_bauen/wohnbaugebie-
te/bauland/roselies.html ,17.01.2011). 
 
Durch die geplante Änderung des Flä-
chennutzungsplanes wird der Blick in 
die freie Landschaft stark beeinträch-
tigt. Die Entwicklung ist unverständlich 
und war aus folgenden Gründen nicht 
abzusehen: 
 
a) Obige Werbung verspricht einen 


freien Blick in die offene Land-
schaft. 


b) Der südlich der Kaserne angren-
zende Bereich im Flächen-
nutzungsplan wurde im Rahmen 
der Umweltprüfung zur Bebauung 
der Roselies-Kaserne erst kürzlich 
und ausdrücklich für die Zukunft 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der großen Nachfrage nach In-
nenstadt nahen Baugrundstücken ist es 
Ziel und Aufgabe der Stadt Braun-
schweig, entsprechende Siedlungsflä-
chen auszuweisen um einer Stadt-
Umland-Flucht entgegen zu wirken. Um 
dieser Aufgabe gerecht zu werden, sind – 
wie hier geschehen - mitunter auch kurz-
fristige Richtungsentscheidungen not-
wendig. Die Stadt Braunschweig übt da-
mit ihre kommunale Planungshoheit aus. 
Bei der Planung des neuen Wohngebie-
tes wird durch großflächige öffentliche 
Grünanlagen gerade auch zwischen den 
einzelnen Wohngebieten darauf Wert ge-
legt, dass die neue Bebauung nicht un-
mittelbar an das in Entstehung befindli-
che Baugebiet heranrückt. Mit den vorge-
sehenen Grünflächen ist weiterhin si-
chergestellt, dass das Grundstück des 
Einwenders nicht dauerhaft in einer en-
gen Nachbarschaftslage eingezwängt ist. 
Die geplanten Grünachsen sichern den 
Bezug zur freien Landschaft. Einen abso-
luten Anspruch auf freie Aussicht gibt es 
nicht. 
 
Größe und Dichte des geplanten Wohn-
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als landwirtschaftliche Fläche aus-
gewiesen: 
Zitat aus der Begründung und dem 
Umweltbericht zur 96. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Braunschweig „Roselies-
Kaserne“: "Die südlich außerhalb 
des eigentlichen Kasernenareals 
liegenden Teile der Sonderbauflä-
chen sollen zukünftig als „Flächen 
für die Landwirtschaft“ dargestellt 
werden." 


c) Zwischen der Südstadt und 
Rautheim ist bereits ein Wohn-
baugebiet im Flächennutzungsplan 
ausgewiesen, welches Priorität vor 
der Ausweisung neuer haben soll-
te. 


 
 


d) Bei Anfragen noch im Oktober 
2010 bei Stadtplanung, der 
Grundstücksgesellschaft Braun-
schweig mbH und der Beratungs-
stelle Bauen wurde versichert, 
dass eine Bebauung nicht abseh-
bar sei und keine Aktivitäten vorlä-
gen. 


e) Die Grundstücke in Richtung Sü-
den wurden mit dem Hinweis auf 
die Feldrandlage zu einem höhe-
ren Preis verkauft. Der Entfall der 
Feldrandlage würde eine Entwer-
tung der Grundstücke darstellen, 
noch bevor diese bebaut sind. 


 
Im Sinne des Vertrauensschutzes, der 
Orientierungskraft öffentlicher Pläne 
und Aussagen sowie Umweltberichten 
sollte die Feldrandlage in Richtung 
Süden weitest gehend erhalten blei-
ben. Dies kann durch eine vorzugs-
weise Bebauung der bereits geplanten 
und ausgewiesenen Wohnbauflächen 
zwischen der Südstadt und Rautheim 
erfolgen und - zu einem späteren Zeit-
punkt - durch einen großen Abstand 
zwischen den Baugebieten "Roselies-
Kaserne" und "Roselies-Süd". 
 


2. Bei einer Fortführung der Grünstreifen 
und einer eventuellen Abgrenzung der 
Baugebiete sollte auf einen niedrigen 


baugebietes sind gegenüber der nördlich 
angrenzenden Bebauung reduziert. Eine 
umfangreiche Eingrünung der zukünfti-
gen Bebauung mit öffentlichen Grünflä-
chen minimiert den Eingriff in das Land-
schaftsbild. 
 
 
 
 
 
 
Für die Aufstellung eines Bebauungspla-
nes im genannten Bereich sind die not-
wendigen Voraussetzungen (Grund-
stücksverfügbarkeit etc.) derzeit nicht ge-
geben. Der Zeithorizont für die Entwick-
lung dieses Gebietes ist momentan nicht 
absehbar.  
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
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Bewuchs geachtet werden, um Schat-
tenwürfe in Gärten und auf Solaranla-
gen zu minimieren. 
 


3. Eine eventuelle verkehrstechnische 
Erschließung sollte vom Möncheweg 
aus erfolgen, um den unvermeidlichen 
Verkehrslärm im Wohnbaugebiet so 
gering wie möglich zu halten. 


 
 
 
 
Die Erschließung erfolgt auf Höhe der 
Dedekindstraße vom Möncheweg aus. 
 
 
 
 


 Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt, ohne dass eine Änderung 
des Bebauungsplanes erforderlich wurde. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Vom 10.Oktober 2011 


Stellungnahme der Verwaltung  


 
Im Rahmen meiner Forschungstätigkeit 
an der NORDAKADEMIE Elmshorn ent-
wickeln wir neue Bauformen zum ener-
gieeffizienten Bauen. Dabei steht neben 
dem Einsatz neuer Materialien die passi-
ve Nutzung der Sonneneinstrahlung im 
Vordergrund. 
Wir haben bereits ein Haus in Braun-
schweig errichtet, außerdem werden in 
Kooperation mit der Universität Pescara 
Musterhäuser zur Zertifizierung und Op-
timierung bezüglich der speziellen klima-
tischen Verhältnisse in Italien erstellt. 
Ich möchte in Braunschweig zur privaten 
Nutzung und gleichzeitig zur Optimierung 
und für bauphysikalische Messungen an 
dieser Bauform ein Wohnhaus erstellen. 
Das Baugebiet Roselies-Süd würde sich 
wegen der Südlage perfekt eignen. Wir 
haben bereits eine Option auf einen Bau-
platz (südöstliche Randlage) abgegeben. 
Leider stehen die Vorschriften im Be-
bauungsplan (B Gestaltung, II Dächer, 
1. Dachformen) einer optimalen passiven 
Nutzung der Sonnenenergie im Wege. 
Diese Bauweise erfordert nach Süden ei-
ne großflächige Verglasung, die im not-
wendigen Umfang an einem Haus mit 
steiler Dachneigung nicht ausführbar ist. 
Auch an der Giebelseite wäre die Fläche 
nicht ausreichend. 
Ich kann verstehen, dass eine formale 
Einheitlichkeit im Baugebiet wünschens-
wert ist. Bei Besichtigung des direkt an-


 
Die Dachlandschaft ist ein herausragen-
des Gestaltungselement des Baugebie-
tes. Sie prägt das Gesamtbild der Sied-
lung und ist aufgrund der Lage am Orts-
rand weithin sichtbar und hat zudem Ein-
fluss auf die Qualität der öffentlichen Frei-
räume innerhalb des Gebietes. Zuguns-
ten eines harmonischen Siedlungscha-
rakters unterliegen die Dachformen und 
Ausführungen gewissen Beschränkun-
gen. Dabei wird nicht verkannt, dass die-
se Beschränkungen im Einzelfall potenti-
ellen Bauherren verwehren, ihre 
Wunschdachform umzusetzen. Eine bau-
liche Harmonisierung wird allerdings als 
wichtiger erachtet, als jedwede gestalteri-
sche Freiheit. Die im Bebauungsplan 
festgesetzten Beschränkungen sind mo-
derat und lassen in anderen Bereich ein 
großes Maß an baulicher Individualität 
zu. Im Übrigen ist nicht erkennbar, dass 
die Festsetzungen der so genannten 
Passivhausbauweise und damit einer op-
timalen Ausnutzung solarer Gewinne 
entgegenstehen. Großflächige Vergla-
sungen zur Erzielung solarer Gewinne 
sind weder im Bereich der Außenwände 
noch im Bereich der Dächer in irgendei-
ner Weise eingeschränkt.  
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grenzenden Neubaugebiets (östlich) fiel 
auf, dass in der Randlage nach Westen 
Häuser mit sehr geringer Dachneigung 
(Toscana-Häuser) und ein Haus mit 
Flachdach (oder nur ca. 5° Neigung) er-
richtet wurden. 
Ich möchte daher anregen, zumindest in 
der Randlage nach Süden und Osten die 
Vorschriften bezüglich der Dachform ent-
sprechend zu ändern, bzw. die Form frei-
zugeben. 
 Vorschlag der Verwaltung:  


 
An den Festsetzungen des Bebauungs-
planes wird festgehalten. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben der Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr, Sophien-
straße 5, 38304 Wolfenbüttel 
vom 26. September 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Unter der Voraussetzung, dass die Stel-
lungnahmen vom 24.01.2011 und vom 
13.04.2011 im weiteren Verfahren be-
rücksichtigt werden, stimme ich dem o.g. 
Bebauungsplan in straßenbau- und 
verkehrlicher Hinsicht zu. 


 
Stellungnahme der Verwaltung zu den 
genannten Stellungnahmen siehe Anla-
ge 7, Stellungnahme Nr. 5. 
 


  
Vorschlag der Verwaltung:  
 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 


 








 
 Anlage 7 
 Stand: 28.Oktober 2011 
 
 
 
Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Roselies-Süd RA 27 
Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen vom 1. April 
bis zum 6. Mai 2011 
 
Hinweis: Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zuge-
stimmt wird oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben von bs-energy, 
Taubenstraße 7, 38106 Braunschweig 
vom 7. April 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Im Zuge der Erschließung des Neubau-
gebietes Roselies-Kaserne erfolgte die 
Verlegung einer neuen Fernwärmelei-
tung. Wir beabsichtigen, den Bereich 
Roselies-Süd mit Fernwärme zu versor-
gen. Die vorhandene Fernwärmeleitungs-
führung entnehmen Sie bitte dem beige-
fügten Lageplan. Bitte berücksichtigen 
Sie die Fernwärme bei der weiteren Pla-
nung. 


 
Der Verlauf der vorhandenen Fernwär-
meleitung wurde in die zeichnerischen 
Festsetzungen übernommen, sofern die-
se nicht in öffentlichen Straßenverkehrs-
flächen liegt. 
 
Darüber hinaus wurde die Stellungnahme 
an das Ref. 0600 (Baureferat) zwecks 
Berücksichtigung bei der Koordinierung 
der Erschließungsmaßnahmen weiterge-
leitet.  
 


 Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben der Deutschen Telekom AG, 
Fr.-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig 
vom 6. April 2011  


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Zu o.g. Bebauungsplan haben wir keine 
Einwände. Bitte binden Sie uns möglichst 
frühzeitig bei dem weiteren Fortgang ihrer 
Planung ein, damit unsererseits entspre-
chende Strukturmaßnahmen eingeleitet 
werden können. 
Wir möchten in diesem Zusammenhang 
auf folgendes hinweisen: 
Zur telekommunikationstechnischen Ver-
sorgung des Planbereiches sowie der 
neu zu errichtenden Gebäude durch die 
Deutsche Telekom AG ist die Verlegung 


 
Der Verlauf der vorhandenen Telekom-
munikationsleitungen wurde in die zeich-
nerischen Festsetzungen übernommen, 
sofern diese nicht in öffentlichen Stra-
ßenverkehrsflächen liegen. 
 
Darüber hinaus wurde die Stellungnahme 
an das Ref. 0600 (Baureferat) zwecks 
Berücksichtigung bei der Koordinierung 
der Erschließungsmaßnahmen weiterge-
leitet. 
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neuer Telekommunikationslinien erforder-
lich. Leider stehen dazu die erforderli-
chen Leitungen nicht zur Verfügung, so-
dass zur Durchführung unserer Kabelver-
legungsarbeiten gegebenenfalls bereits 
ausgebaute Straßen wieder aufgebro-
chen werden müssen. 
Wir machen daher darauf aufmerksam, 
dass eine wirtschaftliche unterirdische 
Versorgung des Neubaugebietes durch 
die Deutsche Telekom AG nur bei Aus-
nutzung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung möglich ist. Wir bitten daher 
folgendes sicherzustellen, 


 dass für den Ausbau des Telekom-
munikationsliniennetzes im Erschlie-
ßungsgebiet eine ungehinderte, un- 
endgeldliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege mög-
lich ist, 


 dass auf den gemeinsamen Privatwe-
gen (Eigentümerwegen) ein Leitungs-
recht zugunsten der Deutschen Tele-
kom AG als zu belastende Fläche 
entsprechend § 9 (1) Ziffer 21 BauGB 
festgesetzt wird, 


 dass eine rechtzeitige Abstimmung 
der Lage und der Dimensionierung 
der Leitungszonen vorgenommen wird 
und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für Straßenbau und Lei-
tungsbau durch den Erschließungs-
träger erfolgt, d.h. für den rechtzeiti-
gen Ausbau des Telekommunikati-
onsnetzes sowie die Koordinierung 
mit dem Straßenbau und den Bau-
maßnahmen der anderen Leitungs-
träger ist es notwendig, dass Beginn 
und Ablauf der Erschließungsmaß-
nahmen im Bebauungsplangebiet der 
Deutschen Telekom AG, T-Com, 
Technische Infrastruktur Niederlas-
sung Nordwest,  Ressort PTI 23, 
Friedrich-Seele-Str. 7, 38122 Braun-
schweig so früh wie möglich, mindes-
tens 4 Monate vor Baubeginn, schrift-
lich angezeigt werden. 


Sollten Veränderungen oder Verlegungen 
der vorhandenen Telekommunikationsli-
nien der Deutschen Telekom AG not-
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wendig werden, so bitten wir Sie, sich so 
früh wie möglich, mindestens 3 Monate 
vor Baubeginn mit der Deutschen Tele-
kom AG, T-Com, PTI 23, Friedrich-Seele-
Str. 7, 38122 Braunschweig in Verbin-
dung zu setzen, damit alle erforderlichen 
Maßnahmen (Bauvorbereitung, Kabelbe-
stellung, Kabelverlegung usw.) rechtzeitig 
eingeleitet werden können. 
Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschädigungen an Telekom-
munikationslinien vermieden werden und 
aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle 
von Störungen) jederzeit der ungehinder-
te Zugang zu vorhandenen Telekommu-
nikationslinien möglich ist. Es ist deshalb 
erforderlich, dass sich die Bauausführen-
den über die zum Zeitpunkt der Bauaus-
führung vorhandenen Telekommunikati-
onslinien der Deutschen Telekom AG 
beim PTI 23 (T-COM, Technische Infra-
struktur Niederlassung Nordwest, Fried-
rich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig) 
über die Lage informieren. Die Kabel-
schutzanweisung der Deutschen Tele-
kom AG ist zu beachten. 
Anbei unsere derzeitige TK- Struktur in 
diesem Bereich. 
 Vorschlag der Verwaltung:  


 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben der BS-Netz GmbH, 
Taubenstraße 7, 38106 Braunschweig 
vom 6. Mai 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Hiermit nehmen wir zu Ihrem Schreiben 
vom 1. April 2011 wie folgt Stellung: 
 
Gasversorgung 
Im nördlichen und westlichen Bereich 
befinden sich in den Nebenanlagen bzw. 
Gehwegen Hochdruckgasversorgungslei-
tungen. Diese Leitungen dienen der Ver-
sorgung der Ortsteile Mascherode und 
Rautheim. Befinden sich diese Versor-
gungleitungen zukünftig im nicht-
öffentlichen Bereich, sind sie durch ein 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht bereits im 
Bebauungsplan zu schützen. Aufgrund 
der geplanten Erschließung mit Fern-
wärme sind hier keine weiteren Belange 


 
Der Verlauf der vorhandenen Leitungen 
wurde in die zeichnerischen Festsetzun-
gen übernommen, sofern diese nicht in 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen lie-
gen. 
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der Gasversorgung zu berücksichtigen. 
 
Stromversorgung 
Für die Sicherstellung der Stromversor-
gung der geplanten Bebauung ist eine 
Trafostation notwendig. Sie besitzt die 
Außenmaße (Länge x Breite x Höhe) 
3,00m x 2,00m x 1,60m. Bei diesem Sta-
tionstypen sind Schalthandlungen, War-
tungs- und Instandhaltungsmaßnahmen 
nur von außen möglich, daher sind drei 
Seiten der Station als Türen ausgebildet. 
Als Grundstücksfläche wird eine Fläche 
von 3,50m x 5,50m benötigt. Diese Flä-
che kann nicht bepflanzt werden und 
muss dauerhaft freigehalten werden. Es 
muss die Möglichkeit vorhanden sein, 
jederzeit mit einem LKW an diese Station 
heranzufahren. Dieser Standort muss im 
Bebauungsplan mit dem Symbol für 
Elektrizitätsanlagen ausgewiesen wer-
den. Erdverlegte Kabel müssen eine 
Mindestdeckung von 0,7m haben. 
Es wird davon ausgegangen, dass erfor-
derliche Kabelverlegungen in den öffent-
lichen Geh- bzw. Straßenbereichen, in 
den privaten Wohnwegen sowie im Be-
reiche der Grünzonen realisiert werden 
können. Ein Mittelspannungskabel ist im 
Bebauungsplanbereich vorhanden und 
bereits in der zeichnerischen Darstellung 
berücksichtigt. Im Hinblick der zukünfti-
gen Erschließung können sich Verände-
rungen aus der Sicht der Stromversor-
gung ergeben. 
 
Wasserversorgung 
Der Geltungsbereiche befindet sich in der 
Wasserschutzzone IIIb für das Wasser-
werk Bienroder Weg. Die entsprechen-
den Vorschriften der Schutzgebietsver-
ordnung sind zu berücksichtigen. 
Die Wasserversorgung obliegt im Gebiet 
Roselies-Süd dem Wasserverband 
Weddel-Lehre. 
 
Telekommunikation/ Betriebstelefon 
Zurzeit befindet sich im nördlichen Be-
reich ein Telekommunikationskabel, das 
nach Rautheim führt. Sofern sich das Ka-
bel später im nicht-öffentlichen Bereich 
befindet, ist es durch ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht bereits im Bebauungsplan 


 
 
 
In Absprache mit der BS-Netz GmbH 
wurden Größe, Lage und mögliche Be-
grünung der Fläche für die Trafostation 
festgelegt und in die Planunterlagen 
übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Sicherung der Berücksichtigung der 
Vorschriften der Schutzgebietsverord-
nung für die Wasserschutzzone IIIb für 
das Wasserwerk Bienroder Weg wurde 
ein entsprechender Hinweis in die textli-
chen Festsetzungen eingefügt. 
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zu schützen. 
 
Der Umfang einer möglichen Erschlie-
ßung des Gebietes kann zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht abgeschätzt werden. 


 
 
Darüber hinaus wurde die Stellungnahme 
an das Ref. 0600 (Baureferat) weiterge-
leitet zwecks Berücksichtigung bei der 
Koordinierung der Erschließungsmaß-
nahmen. 
 


 Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen, Helene-Künne-Allee 5, 
38122 Braunschweig 
vom 19. April 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Es wird auf den Inhalt der Stellungnahme 
vom 31. Januar 2011 verwiesen: 
 
Laut den uns zu gesandten Unterlagen 
beabsichtigt die Stadt Braunschweig den 
Bebauungsplan des Stadtgebietes 
„Roselies-Süd“ östlich des Möncheweges 
und südlich der ehemaligen Roselies-
Kaserne aufzustellen. Die Planungen ver-
folgen das Ziel einer Entwicklung von 
„WA-Gebieten“ östlich der Ortslage Lin-
denberg. 
 
Nach Sichtung der uns von Ihnen zuge-
sandten Unterlagen nehmen wir aus 
Sicht der von der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen zu vertretenden öffentli-
chen und fachlichen Belange im Folgen-
den Stellung. 
 
Gegenstand der Änderung ist, dass auf 
den Flächen des o.g. Gebiets, dass bis-
lang im Flächennutzungsplan Flächen für 
die Landwirtschaft dargestellt sind, nun 
zu „Wohnbauflächen“, „Grünflächen“, 
„Parkanlagen“, „Flächen für die Landwirt-
schaft“ und „Flächen für Elektrizität“ aus-
gewiesen werden sollen. Verfolgtes Ziel 
dieser Änderung ist es, die Möglichkeit 
einer Wohnbebauung auf den 19 ha gro-
ßem Areal zu schaffen. 
 
Gegen diese Vorhaben haben wir Be-
denken. Das Gebiet umfasst eine enorme 
Größe von ca. 19 ha - eine optimal zuge-


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der großen Nachfrage nach 
Innenstadt nahen Baugrundstücken ist es 
Ziel und Aufgabe der Stadt Braun-
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schnittene landwirtschaftliche Fläche. 
Der von Ihnen vorgesehene Ausschnitt 
„Fläche für die Landwirtschaft“ hat aus 
landwirtschaftlicher Sicht eine weitaus 
schlechtere Bewirtschaftung zur Folge. 
Von dem einst so großen und fast recht-
eckigen Areal verbleibt nach den neuen 
Planungen ein kleines Dreieck, welches 
mit modernen Landmaschinen nur unzu-
reichend genutzt werden kann. Diese 
Planung beeinträchtigt die Agrarstruktur 
und die Flächenbewirtschaftung erheb-
lich. 
 
Die Belange der Landwirtschaft sind hier 
massiv beeinträchtigt und können in der 
vorgelegten Form nicht mitgetragen wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächenzuteilung ist zudem fragwür-
dig, weshalb unter der Hochspannungs-
leitung in Zukunft keine Landwirtschaft 
mehr erfolgen sollte und diese Fläche für 
Kompensationsmaßnahmen und Erho-
lungsmaßnahmen vorgesehen ist. Wir 
sehen keinerlei Veranlassungen, dass 
diese Fläche aus der Nutzung genom-
men werden sollte und weitere Fläche 
der Landwirtschaft verloren geht. Uns ist 
bekannt, dass der Bebauungsplan bei der 
Umsetzung eine Kompensationspflicht 
mit sich bringt. Die Umsetzung dieser ist 
in den vorliegenden Unterlagen bislang 
nur für den Grünstreifen unterhalb der 
Hochspannungsleitung benannt worden. 
Wir bezweifeln, dass diese Fläche aus-
reichend ist und folgend weitere Flächen 
benötigt werden zum Ausgleichen und 


schweig, entsprechende Siedlungsflä-
chen auszuweisen um einer Stadt-
Umland-Flucht entgegen zu wirken. Um 
dieser Aufgabe gerecht zu werden, ist 
neben der in anderen Bereichen stattfin-
denden Revitalisierung von ehemals be-
bauten Brachflächen auch die Auswei-
sung neuer Wohngebiete auf bisher un-
bebauten Flächen notwendig. Durch die 
Lage in unmittelbarer Nachbarschaft zur 
Lindenbergsiedung und der bereits revita-
lisierten Fläche der ehemaligen Roselies-
Kaserne im Norden, arrondiert das Bau-
gebiet in städtebaulich sinnvoller Weise 
die Ortslage Lindenberg. Zudem wird 
durch das neue Baugebiet die Ausnut-
zung der vorhandenen städtischen Infra-
struktur verbessert. Gleichwohl wird nicht 
verkannt, dass dafür landwirtschaftlich 
genutzte Flächen unwiederbringlich verlo-
ren gehen. Die Schaffung von Bauland 
wird in diesem Bereich allerdings höher 
bewertet, als der Erhalt der landwirt-
schaftlichen Flächen. Die Stadt Braun-
schweig übt damit ihre kommunale Pla-
nungshoheit aus. Hinsichtlich des von der 
Stadt Braunschweig angestrebten spar-
samen Umganges mit Grund und Boden 
wurde während der Konkretisierung der 
Planung das östliche Flurstück aus den 
Planungen herausgenommen. Somit 
können gut 3,5 ha auch weiterhin in 
landwirtschaftlicher Nutzung verbleiben. 
 
Die Umweltbelange wurden unter Aus-
wertung der vorliegenden Fachplanungen 
und Gutachten erfasst und gewichtet. Für 
die Beurteilung künftiger Vorhaben i. S. 
der Eingriffs-/ Ausgleichsregelung erfolg-
te eine vergleichende Bewertung des 
derzeitigen Landschaftszustandes mit 
dem Planzustand auf Basis des bei der 
Stadt Braunschweig regelmäßig zur An-
wendung kommenden "Osnabrücker Mo-
dells". Das "Osnabrücker Modell" dient 
der Bemessung von Eingriffsfolgen und 
Ausgleichsmaßnahmen. Dabei wird für 
die zu bilanzierenden Planungsbereiche 
beim Vergleich zwischen Bestand und 
Planung vom baurechtlich maximal zu-
lässigen Nutzungs- und Versiegelungs-
grad ausgegangen. Die Eingriffs-/ Aus-
gleichsbilanzierung hat ergeben, dass die 
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Ersetzen. Als Vertreter der landwirtschaft-
lichen Belange muss zu diesem Sach-
verhalt beigetragen werden, dass die 
Kompensationsfläche nicht auf landwirt-
schaftlich genutzte Fläche durchgeführt 
werden soll. 
Nach § 15 Abs. 3 Bundesnaturschutzge-
setz ist bei den Ausgleiches- und Er-
satzmaßnahmen die Inanspruchnahme 
von land- oder forstwirtschaftlichen Flä-
chen auf agrarstrukturelle Belange Rück-
sicht geboten. Des Weiteren heißt es, 
dass der Bedarf an landwirtschaftlichen 
Flächen auf das notwendigste Maß be-
schränkt werden soll und zunächst ande-
re Maßnahmen zur Kompensation erfol-
gen sollten. Dazu zählen zum Beispiel die 
Entsiegelungen ungenutzter und Sanie-
rungen geschädigter Flächen. Es ist Ge-
bot, Flächen, soweit die Möglichkeit, in 
bestehender Nutzung zu erhalten. Diese 
Intention sollte nicht nur bei den eigentli-
chen Bauvorhaben berücksichtigt wer-
den, sondern auch mit der daraus folgen-
den Kompensationspflicht. 
In diesem Zusammenhang heben wir oh-
nehin den Zweifel, ob die Notwendigkeit 
eines Bebauungsplanes wirklich gegeben 
ist und es nicht noch ausreichend andere, 
kleinere und/oder einzelne Gebiete gibt, 
welche nicht eine solche Betroffenheit der 
Landwirtschaft auslösen. 
 
Mit der aufgestellten Änderung kommt es 
neben dem Verlust der Fläche auch zum 
Verlust und Schädigung natürlichen Bo-
denfunktionen. Die natürlichen und weite-
re Funktionen des Bodens sind mit dem 
Bundes-Bodenschutzgesetz unter Schutz 
gestellt. Ziel dieser Administration ist es, 
diese Funktionen nachhaltig zu sichern 
und wiederherzustellen und Beeinträchti-
gungen so weit wie möglich zu vermeiden 
(§1 BBodSchG). 
 
 
 
 
 
 
 
Einhergehend mit der veränderten Bo-
denfunktion kann es ebenso zu Beein-


Flächen im Schutzbereich der Freileitun-
gen und südlich davon für die aufgrund 
des Bebauungsplanes ermöglichten Ein-
griffe ausreichen. Dies gilt auch für die 
artenschutzrechtlichen Anforderungen, 
die aufgrund des Vorkommens von u. a. 
Feldlerche und Feldhase erforderlich 
werden. Für den artenschutzrechtlichen 
Ausgleich ist die Fläche so gewählt, dass 
Synergieeffekte genutzt werden, sodass 
die Inanspruchnahme landwirtschaftlich 
genutzter Fläche so gering wie möglich 
gehalten wird. Ein Ausgleich für die spe-
ziellen, hier beeinträchtigten Arten kann 
nur in Zusammenhang mit ackerbaulich 
genutzten Flächen erfolgen. Weitere Flä-
chen für Ausgleich und Ersatz sind somit 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die Bebauung von Ackerland er-
folgt ein weitgehender Verlust natürlicher 
Bodenfunktionen. Unvermeidliche Boden-
funktionsbeeinträchtigungen werden da-
her durch geeignete Maßnahmen, wie 
zum Beispiel der Reduzierung des Ver-
siegelungsgrades, verringert. Darüber 
hinaus werden durch umfangreiche öf-
fentliche Grünflächen sowie die Flächen 
zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft die 
natürlichen Bodenfunktionen erhalten 
oder in Verbindung mit umfangreichen 
Ruderal- und Gehölzflächen in ihrer 
Funktion gestärkt. Insgesamt wird somit 
der Eingriff in das Schutzgut Boden für 
vertretbar gehalten.   
 
Durch die Umwandlung von derzeit land-
wirtschaftlich genutzten Flächen in 
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trächtigungen im Wasserhaushalt führen. 
Das auf den versiegelten Flächen des 
zukünftigen Baugebietes anfallende Nie-
derschlagswasser kann nicht vom Boden 
des Baugebiets ausreichend aufgenom-
men werden und könnte somit die umlie-
genden landwirtschaftlichen Nutzflächen 
belasten. 
Wir weisen daher darauf hin, dass bei 
einer möglichen Änderung und Durchfüh-
rung des Bebauungsplanes, es zu keiner-
lei Störungen der umliegenden landwirt-
schaftlichen genutzten Areale durch evtl. 
Vernässungen und ähnlichem kommen 
darf. Bei weiterführender Planung ist zur 
Sicherstellung dieser Einflüsse eine aus-
reichende Größe von Rückhaltebecken 
zu berücksichtigen, um keinesfalls die 
umliegenden Ackerflächen zu belasten. 
Insbesondere bedarf dies einer Berück-
sichtigung, da die in diesem Gebiet gele-
gene Wabe als Hauptfluter bereits jetzt 
schon an ihre Grenzen stößt und weite-
ren (Zusatz-) Belastungen vermutlich 
nicht gewachsen ist. 
Des Weiteren sollte bei der Wasserthe-
matik auch die Dränage dieses Gebietes 
betrachtet werden. Sofern Dränagen an-
geschnitten werden, sind diese abzufan-
gen und eine geeignete Lösung für die 
Betroffenen umzusetzen. Wir empfehlen 
in diesem Zusammenhang, die örtliche 
Landwirtschaft einzubeziehen, da diese 
in der Regel aufschlussreiches Karten-
material zum Dränageverlauf zur Verfü-
gung stellen kann. 
 
Nachfolgend wird in den nächsten Ab-
schnitten die Nutzung von Wohnbauflä-
chen in unmittelbarer Nähe zu landwirt-
schaftlich genutzten Flächen bedacht 
werden. In diesem Zusammenhang treten 
die Aspekte der Immissionen, des Wege-
netzes, der Schaffung von Parkflächen 
und Hinweise zur Bepflanzung in den 
Fokus. 
Zum Punkt der Immissionen deuten wir 
daraufhin, dass durch eine möglich her-
anrückende Wohnbebauung ein Konflikt-
potential mit der örtlichen Landwirtschaft 
aufwerfen kann. Denn seitens der Land-
wirtschaft könnte durch die Bewirtschaf-
tung entsprechende Immissionen in Form 


Wohnbauflächen kommt es zu einer Ver-
ringerung der Grundwasserneubildungs-
rate und zu einer Erhöhung des Oberflä-
chenwasserabflusses. Die natürliche 
Versickerung des Niederschlagswassers 
wird durch die Versiegelung einge-
schränkt. Durch die Anlage eines Rück-
haltebeckens und dauerhafter Bepflan-
zung öffentlicher Grünflächen werden die 
Eingriffsfolgen für das Schutzgut mini-
miert. Negative Auswirkungen auf die 
angrenzende Landwirtschaft werden nicht 
befürchtet. Darüber hinaus wurde die 
Stellungnahme an die Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH zwecks Berücksich-
tigung eventueller Drainageleitungen wei-
tergeleitet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Planung des neuen Wohngebie-
tes wird durch breite öffentliche Grünan-
lagen ein ausreichender Abstand zwi-
schen der Wohnbebauung und den an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen 
geschaffen. Ziel ist unter anderem die 
Schaffung einer Pufferzone, um die Be-
einträchtigung der Wohnnutzung durch 
die angrenzende landwirtschaftliche Nut-
zung zu vermeiden und potentielles Kon-
fliktpotential zu minimieren. 
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von Gerüchen, Geräusche und Stäube 
ausgehen. Diese wären vom Planungs-
gebiet hinzunehmen und zu tolerieren. 
Spätere Anwohner sind so darüber auf-
zuklären, dass ein nachhaltiger Fortbe-
stand und eine Entwicklung der Landwirt-
schaft im und umliegend des Planungs-
gebietes. 
 
Der Gegenstand und die Situation des 
Wegenetzes muss aufgeworfen werden, 
um bei einer eventuellen Durchführung 
des Planes die Zuwegung zu den ver-
bleibenden Ackerflächen zu gewährleis-
ten. Sollte es zu einer neuen Straßenfüh-
rung kommen, machen wir Sie darauf 
aufmerksam, dass die Straßen für den 
landwirtschaftlichen Verkehr passierbar 
bleiben müssen, d.h. nicht nur, dass eine 
Mindestbreite der Wege von 3,5 m zu 
planen und zu schaffen sind. Sondern 
auch, dass diese Breite auch gewährleis-
tet wird. Damit ist exemplarisch gemeint, 
dass parkende Autos oder dergleichen 
das Erreichen der landwirtschaftlichen 
Flächen nicht be- und verhindern dürfen. 
Die zu beachtende Breite muss, eventu-
elle auch durch die Schaffung genügen-
den Parkraums, einkalkuliert werden und 
in die weiterführenden Planungen mit 
aufgenommen werden. 
 
Letztlich bedenken wir den Aspekt dem 
Hinweis der Bepflanzungen. 
Da eine Wohnbebauung immer auch die 
Bepflanzung auf privaten und ebenso auf 
öffentlichen Grundstücken zur Folge hat, 
fordern wir, dass von diesen keine Beein-
trächtigungen auf die landwirtschaftliche 
Produktion auf den umliegenden Pflan-
zen ausgehen. 
Bei der Anpflanzung verweist die Land-
wirtschaftskammer auf die Rücksicht-
nahme der in der beigefügten Anlage 
„Hecken und Feldgehölze“, um eventuelle 
phytosanitäre negative Beeinträchtigun-
gen zu verhindern. Einschließend dazu 
muss auch die Unterhaltung der geplan-
ten Grünstreifen gesichert sein, so dass 
die Bewirtschaftung der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen nicht mini-
miert wird. Sollten sich großkronige 
Laubbäume unter den zu pflanzenden 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erschließung der landwirtschaftlichen 
Flächen bleibt auch weiterhin in ausrei-
chender Dimension gewährleistet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Abstand zwischen privaten Gärten 
und landwirtschaftlicher Fläche wird als 
groß genug erachtet, um eine gesteigerte 
negative Beeinflussung von Feldfrüchten 
zu verhindern. Darüber hinaus wurde die 
Stellungnahme der zuständige Fach-
dienstelle hinsichtlich der Pflanzung von 
großkronigen Bäumen und dem Unterhalt 
der Grünflächen zur Kenntnis gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







- 10 - 
 


Gehölzen befinden, bitten wir um eine 
Anpflanzung nicht in unmittelbarere Nähe 
zu den umliegenden Ackerflächen, damit 
einhergehende Ertragseinbußen, z.B. 
durch Schattenwurf, vermieden bzw. ver-
ringert werden können. Bei eventueller 
Anlage von Gras- und Staudenfluren ist 
eine ein- bis zweischurige Mahd durchzu-
führen, um drohende Unkrautherde ein-
zudämmen. 
 
Mit den hier vorgetragenen Einwänden 
legen wir unsere Bedenken zu dem Plan-
vorhaben dar. 
Mit der Aufstellung des o.g. vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans mit dem Ziel 
der Entwicklung von Wohnbaufläche 
kommen Sie mit der Landwirtschaft in 
Berührung und gewähren dieser nicht die 
benötigte Berücksichtigung. 
 
Wir erheben Bedenken und bitten unsere 
Anregungen und Hinweise zu beachten 
und in Ihre Planungen einzubeziehen. 
 
Anlage: Hecken und Feldgehölze 
 
Hinweis: Die Anlage enthält eine Liste 
von Hecken und Feldgehölzen, die aus 
landwirtschaftlicher/ phytosanitärer Sicht 
nicht ausgewählt werden sollten. 
  


Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Hinweise wurden zur Kenntnis ge-
nommen. Darüber hinaus wurde die Stel-
lungnahme teilweise berücksichtigt, ohne 
dass eine Änderung des Bebauungspla-
nes erforderlich wurde. 
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben der Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr, Sophien-
straße 5, 38304 Wolfenbüttel 
Vom 13. April 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Es wird auf den Inhalt der Stellungnahme 
vom 24. Januar 2011 verwiesen: 
 
Der o.a. Bebauungsplan weist ein Bau-
gebiet innerhalb sowie außerhalb der 
Ortsdurchfahrtsgrenze östlich der freien 
Strecke der Landesstraße L632 von Sta-
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tion 2153 bis 2309 (OD-Grenze) im Ab-
schnitt 35 aus. 
Die Bauverbotszone ist an der freien 
Strecke gemäß § 24 (1) NStrG in den 
Bebauungsplan aufgrund des § 9 (1) 
Nr. 10 BauGB einzutragen. Nach dem 
NStrG dürfen Hochbauten entlang der 
Landesstraße in einer Entfernung bis zu 
20,0 m gemessen vom äußeren Rand der 
für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten 
Fahrbahn nicht errichtet werden. 
Es ist durch geeignete textliche und 
zeichnerische Festsetzungen sicherzu-
stellen, dass in der vorerwähnten Bau-
verbotszone auch Nebenanlagen, nach 
der NBauO genehmigungsfreie Hochbau-
ten, nicht errichtet werden dürfen. 
 
An der freien Strecke der Landesstraße 
gilt das Zu-und Abfahrtsverbot. 
 
 
Eine Erschließung ist nur innerhalb der 
Ortsdurchfahrtsgrenze und gegenüber 
der bestehenden Erschließungsstraße 
Dedekindstraße vorzusehen. 
 
Hierbei ist eine fußläufige Verbindung 
innerörtlich auf der Ostseite der L632 
einzuplanen. 
 
 
Im Einmündungsbereich der neuen Er-
schließungsstraße sind die Sichtdreiecke 
10/70m im Bebauungsplan aufgrund des 
§ 9 (1) Nr. 10 zeichnerisch sowie textlich 
darzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Desweiteren weise ich darauf hin, dass 
seitens des Straßenbaulastträgers der 
Landesstraße keine Lärmschutzmaß-
nahmen für den ausgewiesenen Be-


 
Die Bauverbotszone wurde unter Angabe 
des zugrundliegenden Paragraphen des 
NStrG in die Planzeichnung eingetragen. 
Darüber hinaus wurde in die textlichen 
Festsetzungen ein Hinweis zur Unzuläs-
sigkeit jedweder Arten von baulichen An-
lagen aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entlang des Möcheweges wurde ein Zu- 
und Abfahrtsverbot zeichnerisch festge-
setzt. 
 
Die Erschließungsstraße für das neue 
Baugebiet liegt innerhalb der Ortsdurch-
fahrt und gegenüber der Dedekindstraße. 
 
 
Analog zum nördlich angrenzenden Bau-
gebiet Roselies-Kaserne wird auf einen 
Geh- und Radweg auf der Ostseite des 
Möncheweges verzichtet.  
 
Die Darstellung von Sichtdreiecken im 
Einmündungsbereich der neuen Er-
schließungsstraße ist nicht erforderlich, 
da dieser Bereich als Kreisverkehr aus-
gebaut werden soll. Der Ausbau des 
Einmündungsbereiches als Kreisverkehr 
bedingt eine unwesentliche Verlegung 
der Ortsdurchfahrtsgrenze nach Süden, 
damit die gesamte Anlage zukünftig in-
nerhalb der Ortsdurchfahrt liegt. Dieses 
soll nach Rücksprache mit der Nds. Lan-
desbehörde für Straßenbau und Verkehr 
nach Abschluss der Maßnahme erfolgen. 
Ein entsprechender Textbaustein wurde 
in der Begründung zum Bebauungsplan 
ergänzt. 
 
Der vom Möncheweg auf die neue 
Wohnbebauung einwirkende Lärmeintrag 
wurde in einem Schallgutachten berück-
sichtigt. Die zu erwartenden Lärmpegel 
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bauungsplan errichtet und auch keine 
Kosten hierfür übernommen werden. An-
sprüche hinsichtlich der Emissionen wie 
Lärm, Staub, Gase oder Erschütterungen 
können gegenüber dem Baulastträger der 
Landesstraße nicht hergeleitet werden. 


wurden in die Planunterlagen eingetra-
gen, um potentielle Bauherrinnen und 
Bauherren ausreichend hierüber zu in-
formieren. 
 


 Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben der Stadtentwässer ung 
Braunschweig GmbH, Steinweg 26, 
38100 Braunschweig 
vom 3. Mai 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Zunächst wird auf den Inhalt der Stel-
lungnahme vom 25. Januar 2011 verwie-
sen: 
 
Die Erweiterung von Wohnbauflächen 
südlich der ehemaligen Roselies-Kaserne 
ist nur möglich, wenn aufgrund der hinzu-
kommenden befestigten Flächen leis-
tungsfähige Ableitungskanäle für das 
Niederschlagswasser hergestellt werden 
und bewirken, dass vorhandene Wohnbe-
reiche in der Lindenbergsiedlung von der 
Bauflächenerweiterung südlich der ehe-
maligen Roselies-Kaserne entkoppelt 
bleiben. Vorgesehen ist, eine Regenwas-
serkanaltrasse entlang des Mönchewe-
ges zu bauen, um nördlich der Linden-
bergsiedlung an das öffentliche Entwäs-
serungsnetz anzuschließen, welches wei-
ter in Richtung Regenrückhaltebecken 
Lindenbergallee verläuft. 
Die äußere Schmutzwasseranbindung ist 
aufgrund der geringen Entfernungen zum 
öffentlichen Entwässerungsnetz kosten-
günstiger, es sind verschiedene Anbin-
depunkte denkbar. 
Im Baugebiet selbst ist die Herstellung 
eines Regenwasserrückhaltebeckens 
erforderlich. Die Kosten für die innere 
Erschließung sind abhängig vom Verlauf 
der geplanten öffentlichen Erschlie-
ßungsstraßen. 
Dem Bebauungsvorhaben wird soweit 
zugestimmt. 
 
Ergänzend wird in der Stellungnahme 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Lage und Größe des Regenwasserrück-
haltebeckens wurden mit der Stadtent-
wässerung Braunschweig GmbH abge-
stimmt. Eine ausreichend große Fläche 
für die Wasserwirtschaft wurde hierfür 
ausgewiesen. 
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vom 3. Mai 2011 mitgeteilt: 
 
Eine Änderung im Bebauungsplan ist aus 
entwässerungstechnischen Gründen 
notwendig. Zwischen Planstraße A1 und 
Planstraße A3 ist eine nur 3,0 m breite 
Verkehrsfläche mit der besonderen 
Zweckbestimmung "Geh- und Radweg" 
ausgewiesen. Dieser Weg muss 3,50 m 
breit angelegt werden, um Entwässe-
rungskanäle für Schmutz- und Nieder-
schlagswasser verlegen zu können und 
die spätere Unterhaltung zu gewährleis-
ten. 
Die Anbindung an das vorhandene 
Schmutzwassernetz wird in Höhe der 
Kopernikusstraße erfolgen. 
Dem Bebauungsplanverfahren wird zu-
gestimmt. 


 
 
Dieser Weg und ebenso die weiteren ge-
planten Verkehrsflächen mit der beson-
deren Zweckbestimmung "Geh- und 
Radweg" wurden den entwässerungs-
technischen Anforderungen angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
Darüber hinaus wurde die Stellungnahme 
an das Ref. 0600 (Baureferat) zwecks 
Berücksichtigung bei der Koordinierung 
der Erschließungsmaßnahmen weiterge-
leitet. 
 


  
Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 7 
Schreiben der Alba Braunschweig 
GmbH, Frankfurter Straße 251, 38122 
Braunschweig 
vom 9. Mai 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Zu Ihrer Anfrage geben wir folgende Stel-
lungnahme ab: 
 
1. In dem aufgezeigten Bereich haben wir 


keine Planungsabsichten.  
2. Öffentliche Straßen-, Fahrrad- und 


Fußwegbereiche sind so zu gestalten, 
dass von der Anlage der Flächen und 
der Art des Belages ein maschinelles 
Reinigen mit einer Kehr- Saugmaschi-
ne möglich ist (Fugenproblematik). Die 
Fahrbahnbreiten sind für Fahrzeug-
breiten von 2,5 m (auch in Kurven) zu 
bemessen. Bäume und Sträucher sind 
in den Zuwegen so zu beschneiden, 
dass die Aufbauten an den Entsor-
gungsfahrzeugen nicht beschädigt 
werden.  


3. Die Abfallbehälter (Papierkörbe und 
dergleichen) sind so zu platzieren, 
dass sie von Sammelfahrzeugen gut 
erreicht werden können.  


 
 
 
 
Die Aussagen unter Punkt 1 werden zur 
Kenntnis genommen. 
Die unter den Punkten 2 und 3 aufgeführ-
ten Anforderungen können nicht im Rah-
men eines Bebauungsplanverfahrens 
geregelt werden. Die Stellungnahme 
wurde jedoch an den Fachbereich Tief-
bau und Verkehr mit der Bitte um Beach-
tung weitergeleitet.  
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4. Für die Flächen für die Abfall- und 
Wertstoffsammlungen muss genügend 
Platz zum Aufnehmen dieser Stoffe 
und auch ebenso zum Rangieren zur 
Verfügung stehen. Siehe auch § 8, § 9 
und § 10 der Satzung über die Abfall-
entsorgung in der Stadt Braunschweig 
(Abfallentsorgungssatzung) vom 17. 
Dezember 2003 (in der Fassung der 
Fünften Änderungssatzung vom 30. 
September 2008, Amtsblatt Nr. 16 vom 
7. Oktober 2008, S. 51).  


5. Gegen den in Ihrer Planung vorgese-
henen Standort für die Wertstoffcon-
tainerstation haben wir keine Einwän-
de.  


 
Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gern 
zur Verfügung. 
 
Im Anhang finden Sie als Planungshilfe 
die zu beachtenden Standplatzkriterien 
für eine Wertstoff-Containerstation. 
 


Zu den Punkten 4 und 5: 
Standort und Ausführung der Wertstoff-
sammelanlage wurden mit der Alba 
Braunschweig GmbH abgestimmt und 
entsprechend in die Planunterlagen ein-
gearbeitet. 


 Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 8 
Schreiben der Eon Netz GmbH, 
Eisenbahnlängsweg 2a, 31275 Lehrte, 
vom 7. April 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Der Bereich des obigen Bebauungspla-
nes wird von 110-kV-Freileitungen unse-
rer Gesellschaft im südlichen Abschnitt 
überspannt. 
 
Da dieser Teilbereich zu Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft 
vorgesehen ist, bestehen bei Beachtung 
folgender Hinweise und Bedingungen von 
unserer Seite keine Bedenken gegen die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.  
RA 27, "Roselies-Süd": 
 
1. Anpflanzungen innerhalb der Leitungs-


schutzbereiche von 20,0 m – gemes-
sen von der Leitungsachse nach bei-
den Seiten -, die eine max. 
Aufwuchshöhe von 3,0 m überschrei-
ten, sind mit uns abzustimmen. 


 
Der Verlauf der Freileitungen sowie die 
Schutzbereiche wurden in die Planzeich-
nung übernommen. 
 
 
Die Bepflanzung innerhalb der Leitungs-
schutzbereiche wurde zwischen dem 
ausführenden Fachbereich und dem Lei-
tungsträger explizit abgestimmt. 
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2. Vorgesehene Bodenmodellierungen 
zur Herstellung von unterschiedlichen 
Standortbedingungen innerhalb der 
Leitungsschutzbereiche sind mit uns 
bezüglich erforderlicher Sicherheitsab-
stände zu Geländeverläufen sowie für 
den Einsatz von Baumaschinen von 
uns zu prüfen. 


 
Am Verfahren bitten wir, uns weiter zu 
beteiligen. 
 Vorschlag der Verwaltung:  


 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 9 
Schreiben der Eon Avacon AG, 
Ohrsleber Weg 5, 38364 Sc höningen, 
vom 28. März 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Die uns von Ihnen mit Schreiben vom 
09.03.2011 übersandten Unterlagen zur 
104. Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Stadt Braunschweig haben wir im 
Hinblick auf unsere Belange überprüft. 
 
In dem von den Änderungen betroffenen 
Bereich verlaufen neben einer 20kV-
Doppelfreileitung drei Systeme 20kV-
Mittelspannungskabel und zwei Steuer-
kabel unseres Unternehmens. 
 
Da diese Leitungen zur Versorgung der 
Bereiche Cremlingen und Sickte zwin-
gend benötigt werden, gehen wir davon 
aus, dass der Fortbestand der im ausge-
wiesenen Gebiet vorhandenen Netzanla-
gen gesichert ist. Insbesondere ist es 
erforderlich, den Schutzstreifen der Lei-
tungen einzuhalten. Einer Bepflanzung 
des Schutzstreifens mit hochstämmigen 
Bäumen bzw. Büschen stimmen wir nicht 
zu. 
 
Wir hoffen, Ihnen die zur weiteren Bear-
beitung notwendigen Informationen ge-
geben zu haben, stehen jedoch für Rück-
fragen gern zur Verfügung. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Verlauf der Freileitungen sowie die 
Schutzbereiche wurden in die Planzeich-
nung übernommen. 
 
Die Bepflanzung innerhalb der Leitungs-
schutzbereiche wurde zwischen dem 
ausführenden Fachbereich und dem Lei-
tungsträger explizit abgestimmt. 


 Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 


 







- 16 - 
 


Stellungnahme Nr. 10 
Schreiben vom Wasserverband 
Weddel-Lehre, Berliner Straße 1-3, 
38165 Lehre vom 10. Mai 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Die Trinkwasserversorgung des Bauge-
bietes wird durch Anschluss an das vor-
handene Versorgungsnetz des Wasser-
verbandes sichergestellt. 
 
Im anliegenden Übersichtsplan sind die 
geplanten Leitungen rot dargestellt. 
 
Eine Anbindung soll im Bereich des östli-
chen Grünzuges erfolgen. Der zweite 
Anschluss ist über den westlichen Grün-
zug zum Wendehammer der Roselies-
Straße geplant. 


 
 
 
 
 
 
Die geplanten Leitungen werden in den 
zukünftigen öffentlichen Grünflächen lie-
gen. Eine Sicherung mit Hilfe eines Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechtes ist somit nicht 
erforderlich. 
 
Die Stellungnahme wurde an das Ref. 
0600 (Baureferat) zwecks Berücksichti-
gung bei der Koordinierung der Erschlie-
ßungsmaßnahmen weitergeleitet. 
Darüber hinaus wurde die Stellungnahme 
an den Fachbereich Stadtgrün mit der 
Bitte um Beachtung weitergeleitet.  
 


  
Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 11 
Schreiben der Grundstü cksgesell-
schaft Braunschweig GmbH, 
Kleine Burg 14, 38100 Braunschweig 
vom 19. April 2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Vielen Dank für die Beteiligung im Rah-
men des o. g. Bebauungsplanverfahrens. 
Ich habe folgende Anmerkungen zu den 
Unterlagen: 
 
1. Begründung und Umweltbericht: Ab-


schnitte 4.6.1 auf Seite 13 und 5.6.4 
auf Seite 22 
 
Mit der „Versorgung des Gebietes 
durch eine zentrale Wärmeversorgung 
(Fernwärme)“ bin ich grundsätzlich 
einverstanden. Angesichts der zur Ver-
fügung stehenden ökologisch ebenfalls 
sinnvollen Alternativen darf damit aber 
kein Anschlusszwang verbunden sein, 
da dieser die Entscheidungsfreiheit der 
künftigen Bauherren und damit das In-


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Anschlusszwang ist nicht vorgese-
hen. 
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teresse an diesem Wohnstandort ein-
schränken würde (nach meinen Er-
kenntnissen wird die Versorgung des 
Wohnbaugebietes „Roselies-Kaserne“ 
mit Fernwärme ohne Anschlusszwang 
angeboten). 
 


2. Begründung und Umweltbericht: Ab-
schnitt 5.6.6 auf Seite 22 
 
Die oberirdischen Hochspannungslei-
tungen im südlichen Teil des Plangel-
tungsbereichs und die Ermittlung des 
Sicherheitsabstandes der neuen Bau-
grundstücke zu diesen Leitungen wer-
den wesentlichen Einfluss auf die Ent-
scheidung der Baulandinteressenten 
für oder gegen diesen Wohnstandort 
haben.  
Aus diesem Grund bitte ich Sie um 
ausführlichere Informationen zu dieser 
Thematik in Anlehnung an die dortigen 
Vermerke vom 7. März 2000 und 22. 
Mai 2000 und unter Berücksichtigung 
aktueller Regelungen und Erkenntnis-
se.  
 


3. Begründung und Umweltbericht: Ab-
schnitt 5.8.1 Buchstabe a) auf Seite 27 
Textliche Festsetzungen und Hinwei-
se: A VIII 
 
Zum Straßenverkehrslärm wird ausge-
führt, dass bei dem vorgesehenen Ab-
stand von mindestens 12,0 m der 
westlichen Grenzen der Baufelder von 
der westlichen Plangebietsgrenze die 
Überschreitung der schalltechnischen 
Orientierungswerte an den westlichen 
Grenzen der Baufelder des WA 1 auf 
maximal 5 dB(A) begrenzt wird = 60 
dB(A).  
Dieser Wert läge im Bereich des maß-
geblichen Außenlärmpegels für den 
Lärmpegelbereich II (siehe A VIII 1. 
der Textlichen Festsetzungen und 
Hinweise). Dennoch werden erheblich 
größere Grundstücksflächen dem 
Lärmpegelbereich III zugeordnet.  
Über eine Aufklärung dazu und zum 
Verlauf der Abgrenzung des nördlichen 
Teiles des Lärmpegelbereichs III, mit 
dem Baugrundstücke lediglich ange-


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Wunsch nach ausführlicheren Infor-
mationen wurde in die Begründung und 
den Umweltbericht übernommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Lärmpegelbereiche bestimmen sich 
nach dem errechneten maßgeblichen 
Außenlärmpegel in den die unterschiedli-
chen Lärmarten (Straßen- und Schienen-
verkehr, Gewerbelärm) einfließen. Inner-
halb des Plangebietes sind als maßgebli-
che Außenlärmpegel 56 dB(A) bis 
65 dB(A) schalltechnisch ermittelt wor-
den. Diese ergeben sich im vorliegenden 
Fall aus den Gewerbe- und Schienenver-
kehrslärmimmissionen sowie den um 
3 dB erhöhten Verkehrslärmimmissionen 
gemäß DIN 4109.  
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schnitten werden, würde ich mich sehr 
freuen. 
Außerdem müssten diese Angaben m. 
E. auch für die Teile der Baufelder des 
WA 2 gelten, die im Lärmpegelbereich 
III liegen.  
 
Zum Orientierungswert nachts von 45 
dB(A) und dessen Überschreitung sind 
keine Ausführungen gemacht worden. 
Eine Ergänzung wäre sicherlich im 
Sinne der künftigen Bauherren. 
 


4. Begründung und Umweltbericht: Ab-
schnitt 5.8.1. Buchstabe c) auf Seite 29 
Textliche Festsetzungen und Hinwei-
se: A VIII 3. 
 
Im Lärmpegelbereich III müssen 
schutzwürdige Außenwohnbereiche 
wie z. B. Terrassen und Freisitze auf 
der dem Möncheweg abgewandten 
Seite des Gebäudes im direkten 
Schallschatten des Hauses liegen oder 
durch eine mindestens 2,0 m hohe Ab-
schirmmaßnahme (z. B. Wand oder 
Nebengebäude etc.) geschützt wer-
den. 
Da die vom Möncheweg abgewandte 
Seite in Richtung Osten liegt, werden 
viele Bauherren von der Alternative 
Gebrauch machen wollen. Aus diesem 
Grund bitte ich Sie insbesondere für 
die unmittelbar am Möncheweg lie-
genden Grundstücke um Prüfung und 
Mitteilung, ob die Abschirmmaßnahme 
zwingend unmittelbar an der Terrasse 
usw. vorgesehen werden muss oder 
ob auch eine 2 m hohe Einfriedung 
des Grundstücks mit dem gemäß der 
Textlichen Festsetzungen und Hinwei-
se für Einfriedungen jeweils vorgese-
henen Material ausreichen würde. 
Könnten für den Fall, dass diese Höhe 
der Einfriedung zulässig ist und zuge-
lassen würde, zusätzlich auch noch 
andere Materialien zugelassen wer-
den? 
 


5. Begründung und Umweltbericht: Ab-
schnitt 5.7.1 auf Seite 25 
Textliche Festsetzungen und Hinwei-
se: A IV 3.4 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die angesprochene Abschirmmaßnahme 
macht aus schalltechnischer Sicht nur 
Sinn, wenn sie unmittelbar an den zu 
schützenden Außenwohnbereich grenzt. 
Als Einfriedung an der Grundstücksgren-
ze zum Möncheweg müsste sie, um wirk-
sam zu sein, aufgrund des hohen Ab-
standes ungleich höher ausfallen und 
wäre somit aus städtebaulicher Sicht 
nicht verträglich. 
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Die öffentlichen Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung „Parkanlage“ sind 
spätestens zwei Jahre nach Beginn 
der Erschließungsarbeiten herzustellen 
und binnen zwei Jahren abzuschlie-
ßen. 
Bitte berücksichtigen Sie, dass der 
Endausbau der Verkehrsflächen frü-
hestens nach Fertigstellung von min-
destens 75 % der Wohnhäuser erfol-
gen kann und eine Fläche für die Bau-
stelleneinrichtung verfügbar sein muss. 
Aus diesem Grund wird eine mit den 
Fachbereichen 66 und 67 noch festzu-
legende Teilfläche der fraglichen öf-
fentlichen Grünflächen zu gegebener 
Zeit erst später hergestellt werden 
können. 


 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur 
Verfügung. 


Der zeitliche Spielraum bei der Umset-
zung der öffentlichen Grünflächen er-
scheint großzügig genug, um diesem 
bauorganisatorischem Belang in ausrei-
chender Weise Rechnung zu tragen. 
 
 
 
 
 
 
 


 Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt. 
 


 




























Bebauungsplan „Roselies-Süd“, RA 27  Textliche Festsetzungen, Stand: 7. November 2011 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 


 


 Anlage 4 
 
 
 Stand 7. November 2011 
 
 
Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
„Roselies-Süd“ RA 27 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
Klarstellungen und Vereinfachungen siehe Seiten 3 und 4 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung  
 
1. In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 


WA 2 sind Nutzungen gem. § 4 Abs. 2 BauNVO 
wie folgt zulässig:  


 
 Wohngebäude,  
 nicht störende Handwerksbetriebe und 
 Kioske. 


 
2. Ausnahmsweise können gem. § 4 Abs. 3 
 BauNVO zugelassen werden: 


 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke,  


 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 
 


3. Nicht zulässig sind:  
 


 die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften, 


 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  
 Anlagen für Verwaltungen,  
 Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 


 
 
II Höhe baulicher Anlagen  
 
1. Trauf- und Firsthöhen  


In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 
WA 2 dürfen Gebäude eine Traufhöhe von 
7,50 m sowie eine Firsthöhe von 11,50 m über 
dem Bezugspunkt nicht überschreiten. 


First im Sinne dieser Festsetzungen ist die obe-
re Begrenzungskante der Dachflächen. Traufe 
im Sinne dieser Festsetzungen ist die Schnittli-
nie der Außenflächen von Außenwand und 
Dachhaut. 
 


2. Bezugspunkte der Höhenangaben 


Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die 
Höhenlage der nächstgelegenen öffentlichen 
Verkehrsfläche an dem Punkt der Straßenbe-
grenzungslinie, der der Mitte der straßenzuge-
wandten Gebäudeseite am nächsten liegt. 


 


Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugspunkt 
zur Mitte der straßenseitigen Gebäudeseite, so 
ist die Normalhöhe um das Maß der natürlichen 
Steigung oder des Gefälles zu verändern. 


 
 
III Überbaubare Grundstücksflächen 
 
1. Überschreitung von Baugrenzen 


In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 
WA 2 dürfen die Baugrenzen durch Eingangs-
überdachungen, Hauseingangstreppen, Keller-
außentreppen, Kellerlichtschächte und Balkone 
bis zu einer Tiefe von 1,50 m auf max. 50 % der 
jeweiligen Fassadenbreite überschritten wer-
den. 


2. Nebenanlagen   


Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
müssen zu öffentlichen Flächen einen Abstand 
von mindestens 3,0 m einhalten. Ausgenom-
men von dieser Abstandsregelung sind Einfrie-
dungen, Müllboxen, Fahrradständer und Brief-
kastenanlagen.  


Auf den für oberirdische Garagen, offene Gara-
gen (Carports) und Stellplätze vorgesehenen 
Flächen sind in Garagen oder Carports inte-
grierte Geräteräume ohne die o. g. Abstandsre-
gelung zulässig. Eine Begrünung hat gemäß 
3.1 zu erfolgen. 


3. Stellplätze und Garagen, Zufahrten  


3.1  In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 
WA 2 sind oberirdische Garagen, offene Gara-
gen (Carports) und Stellplätze nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen und auf den 
dafür vorgesehenen Flächen zulässig. Soweit 
der Abstand zu öffentlichen Flächen weniger als 
3,0 m beträgt, sind die den öffentlichen Flächen 
zugewandten Seiten von Garagen, Carports 
und baulich integrierten Geräteräumen vollflä-
chig zu begrünen. 


3.2  Je Grundstück ist nur eine Ein- und Ausfahrt in 
einer Breite von maximal 4,0 m zulässig.  


3.3 Garagen, offene Garagen (Carports) und Stell-
plätze müssen an ihrer Zufahrtsseite einen Ab-
stand von mind. 5,0 m zur öffentlichen Ver-
kehrsfläche einhalten. 


 
 







- 2 - 


IV Grünordnung  
 
1. Begrünung öffentlicher Flächen 
 


1.1 Die öffentlichen Grünflächen Nr. 2.1 und 2.2 mit 
der Zweckbestimmung „Parkanlage“ sind durch 
die Pflanzung von mindestens mittelkronigen 
Bäumen alleeartig zu gestalten. 


 Die innerhalb der Grünfläche Nr. 2.1 befindliche 
Fläche für Anlagen der Ver- und Entsorgung 
(Elektrizität) ist mit einer Hecke aus Laubgehöl-
zen oder mit einem mindestens 1,6 m hohen 
und vollständig mit Schling- und Kletterpflanzen 
berankten Stabgitterzaun in Absprache mit dem 
zuständigen Leitungsträger einzufassen.  


1.2 Die öffentlichen Grünflächen Nr. 3 und Nr. 4.1 
bis 4.3 mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ 
sind mit Rasen- und Wiesenflächen sowie mit 
Einzelbäumen und unterschiedlich dichten 
Gehölzpflanzungen zu gestalten.  


  In die öffentliche Grünfläche Nr. 3 mit der 
Zweckbestimmung „Parkanlage“ sind Spielflä-
chen für Kinder mit einer Gesamtgröße von et-
wa 600 m² zu integrieren.  


In die öffentliche Grünfläche Nr. 4.2 mit der 
Zweckbestimmung „Parkanlage“ sind Spielflä-
chen für Jugendliche mit einer Gesamtgröße 
von etwa 600 m² zu integrieren. Der Platz für 
Jugendliche ist so anzulegen, dass eine Lärm-
beeinträchtigung der benachbarten allgemeinen 
Wohngebiete entlang der Planstraßen A 3 und 
A 2 ausgeschlossen wird; der Nachweis hierü-
ber ist im Baugenehmigungsverfahren zu er-
bringen. Als altersübergreifende Nutzungsele-
mente sind nur überdachte Sitzgelegenheiten, 
Boule-Plätze, Tischtennisplatten, Fitnessgeräte 
und  Beachvolleyballfelder zulässig. Darüber 
hinaus ist in der öffentlichen Grünfläche Nr. 4.2 
eine Ballspielwiese zulässig.  


  Der Gehölzflächenanteil innerhalb der öffentli-
chen Grünflächen Nr. 4.1 bis 4.3 mit der 
Zweckbestimmung „Parkanlage“ muss mindes-
tens 15% betragen. Die Randzonen zur freien 
Landschaft und angrenzend an die Flächen 
gemäß A.V sind als extensiv zu pflegende Wie-
sen- und Gehölzflächen zu gestalten und zu un-
terhalten. 


1.3 Die öffentlichen Grünflächen Nr. 5.1 und 5.2 mit 
der Zweckbestimmung „Parkanlage“ sind als 
extensiv zu pflegende Rasen- und Wiesenflä-
chen herzustellen.  


 Im nördlichen Abschnitt der öffentlichen Grün-
fläche 5.1 sind an der Grenze zum Regenrück-
haltebecken Gedenksteine zulässig, soweit sie 
landschaftlich integriert werden.  


 In der öffentlichen Grünfläche Nr. 5.2 ist eine 
Lindenreihe im Regelabstand von 10,0 m zu 
pflanzen. 


1.4 Die öffentliche Grünfläche Nr. 6 ist als Über-
gangsbereich zu den nördlich und südlich an-
grenzenden Grünflächen 2.1 und 2.2 platzartig 
zu gestalten und mit einem Baumhain aus min-
destens 15 Laubbäumen zu bepflanzen. 


 


1.5  In den Planstraßen A 1-3 und B sind im Bereich 
der vorgesehenen öffentlichen Parkplatzanla-
gen insgesamt 32 mittelkronige Laubbäume zu 
pflanzen. Die Baumstandorte sind als gliedern-
de Elemente in die Parkplatzanlagen zu integ-
rieren. 


  In der Planstraße C ist eine platzartige Fläche 
mit einem Baumhain aus mindestens 15 Laub-
bäumen zu bepflanzen. 


 In der Planstraße E sind südlich des Kreisels 
mindestens 3 großkronige Laubbäume anzu-
pflanzen.     


 Der Wertstoffcontainerstandort in der Planstra-
ße D ist dreiseitig mit einem mindestens 1,6 m 
hohen und vollständig mit Schling- und Kletter-
pflanzen berankten Stabgitterzaun einzufassen. 


1.6 Die Art der Bepflanzung im Schutzbereich der 
Leitungstrassen ist mit den zuständigen Lei-
tungsträgern abzustimmen. 


1.7 In der mit A, B, C, D, E, F, G, H, J, A bezeich-
neten Fläche innerhalb der öffentlichen Grün-
flächen Nr. 1 und 2.1 ist eine Zufahrt für Ein-
satzfahrzeuge der Feuerwehr und sonstige Ret-
tungsfahrzeuge herzustellen. 


2. Begrünung privater Flächen 
 


  Auf den privaten Grundstücken ist jeweils min-
destens ein kleinkroniger heimischer Laubbaum 
oder Obstbaum (Hochstamm) zu pflanzen. 


3. Ausführung der Begrünung auf öffentlichen und 
privaten Flächen 


3.1 Für die anzupflanzenden Bäume auf öffentli-
chen Verkehrsflächen ist je Baum eine offene 
Vegetationsfläche von in der Regel mind. 2,0 m 
Breite und mind. 9 m² Fläche vorzusehen. Die 
Flächen sind nachhaltig gegen Überfahren zu 
schützen. 


3.2 Die anzupflanzenden Bäume sind als Hoch-
stämme mit folgenden Mindeststammumfängen 
(StU), gemessen in 1,00 m Höhe, zu pflanzen: 


 auf öffentlichen Straßenverkehrsflächen: 
Laubbäume mit einem StU 20-25 cm, 


 auf öffentlichen Grünflächen: Laubbäume mit 
einem StU 18-20 cm, Obstbäume 10-12 cm, 


 auf Privatgrundstücken: Laubbäume mit ei-
nem StU 16-18 cm, Obstbäume 10-12 cm. 


 
Es sind überwiegend heimische Gehölze zu 
verwenden. 
 


3.3 Die Anpflanzungen sind fachgerecht auszufüh-
ren, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu 
ersetzen. 


3.4 Die Maßnahmen in den öffentlichen Grünflä-
chen mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ 
sind spätestens zwei Jahre nach Beginn der 
Erschließungsarbeiten herzustellen und binnen 
zwei Jahren abzuschließen. Die Anpflanzungen 
auf den öffentlichen Verkehrsflächen sind spä-
testens in der nächstfolgenden Pflanzperiode 
nach Abnahme der Verkehrsflächen entspre-
chend den Festsetzungen herzustellen. 


 Die festgesetzten Baumpflanzungen auf Privat-
grundstücken sind spätestens ein Jahr nach 
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Bezugsfertigkeit der Hauptgebäude durchzufüh-
ren. 


3.5 Für alle öffentlichen Pflanz- und Rasenflächen 
ist im Anschluss an die Fertigstellungspflege ei-
ne zweijährige Entwicklungspflege durchzufüh-
ren. 


 
 
V Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 


Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
 
1. Innerhalb der Fläche zum Schutz, zur Pflege 


und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft A 1 sind Wiesen-, Ruderalflächen 
mit Einzelgehölzen und Gehölzgruppen über 
Sukzession zu entwickeln, dabei sind Initial-
pflanzungen von Gehölzen vorzusehen. Der 
Gehölzflächenanteil beträgt maximal 15%.  


 
2. Innerhalb der Fläche zum Schutz, zur Pflege 


und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft A 2 (Poolfläche) sind Wiesen- und  
Ruderalflächen mit vereinzelten Gehölzgruppen 
über Sukzession zu entwickeln. 


 
3. Innerhalb der Fläche zum Schutz, zur Pflege 


und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft A 3 ist die Einsaat einer blütenrei-
chen Saatgutmischung vorzunehmen. Zum Er-
halt einer kargen Vegetation mit kleinflächigen 
offenen Stellen ist eine oberflächliche Boden-
bearbeitung (grubbern) mit vorheriger Mahd 
zwischen dem 1. August und dem 31. März 
notwendig. Jeweils die Hälfte der Fläche ist 
jährlich wechselnd zur Verhinderung von zu 
starker Vergrasung und Verfilzung der Pflan-
zendecke entsprechend zu bearbeiten und 
durch Einsaat einer blütenreichen Saatgutmi-
schung zu bestellen. 


  
 Im Südosten der Fläche sind drei großkronige, 


heimische Laubbäume wie z. B. Stieleichen 
oder Gemeine Eschen als Dreiergruppe zu 
pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang 
zu ersetzen.  


  
4. Im Bereich der Freileitungen sind die zulässige 


Höhe für Gehölze sowie eventuelle Bodenmo-
dellierungen zur Herstellung von unterschiedli-
chen Standortbedingungen mit den Leitungs-
trägern abzustimmen. 


 
5. Die Maßnahmen auf den Flächen zum Schutz, 


zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft A 1 und A 3 sind zeitgleich 
mit der Herstellung der öffentlichen Grünflächen 
gem. A.IV spätestens zwei Jahre nach Beginn 
der Erschließungsarbeiten durchzuführen und 
innerhalb von zwei Jahren abzuschließen.  


 
 Hiervon ausgenommen sind die Maßnahmen 


innerhalb der Fläche zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft A 2 (Poolfläche). 
 


6.  In südlicher Verlängerung der öffentlichen 
Grünfläche Nr. 2.2 sowie am Ostrand der Maß-
nahmenflächen A 1-3 ist jeweils die Anlage ei-
nes Weges in wassergebundener Bauweise 
und maximaler Breite von 2,5 m zulässig. 


 


 Die anzupflanzenden Bäume sind als Hoch-
stämme mit folgenden Mindeststammumfängen 
(StU), gemessen in 1,00 m Höhe, zu pflanzen: 
Laubbäume mit einem StU 16-18 cm, Obst-
bäume 10-12 cm. 


 
 Sträucher sind mindestens in der Qualität ver-


pflanzt, 4 Triebe, 60 - 100 cm zu pflanzen. Art-
bedingte Abweichungen sind möglich. 


 
 Die festgesetzten Gehölzpflanzungen, Wiesen- 


und Ruderalflächen sind fachgerecht mit einer 
zweijährigen Entwicklungspflege im Anschluss 
an die Fertigstellungspflege herzustellen und 
dauerhaft im Sinn der Festsetzung zu erhalten. 


 
 
VI Zuordnung der Ausgleichsflächen und Maß-


nahmen  
 
1.  Die festgesetzten Flächen (A 1 und A 3) und 


Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
unter A.V dienen im Sinne des § 1a BauGB 
dem Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur 
und Landschaft, die aufgrund dieses Be-
bauungsplanes ermöglicht werden. 


 
2.  Die Flächen (A 1 und A 3) und Maßnahmen 


unter A.V werden im Sinne von § 9 Abs. 1a und 
§ 135a BauGB wie folgt zugeordnet:  


 
Allgemeine Wohngebiete:  56% 
Planstraßen A-D u. Versorgungsanlagen: 44% 


 
 Von der Zuordnung ausgenommen ist die Flä-
che zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft A 2 
(Poolfläche). 


 
 


VII Regenrückhaltebecken 
 
Innerhalb der festgesetzten Fläche ist ein Regenrück-
haltebecken mit einem Volumen von mindestens  
1.500 m³ zur Rückhaltung und Versickerung des im 
Baugebiet anfallenden Regenwassers anzulegen.  
 
Das Regenrückhaltebecken ist mit geringen Bö-
schungsneigungen in die vorgesehene Fläche zu 
integrieren und naturnah zu gestalten. Die Randbe-
reiche sind als extensive Wiesenfläche anzulegen 
und locker mit Gehölzen zu begrünen.  
 
 
VIII Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 


Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes 


 
1.  In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 


WA 2 sind passive Schallschutzmaßnahmen 
für Aufenthaltsräume nach den Bestimmun-
gen für die im Bebauungsplan festgesetzten 
Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 
"Schallschutz im Hochbau" durchzuführen.  


 
Innerhalb der festgesetzten Lärmpegelbereiche 
ist von den nachfolgenden Außenlärmpegeln 
auszugehen: 
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Lärmpegel- 


bereich 
maßgeblicher 


Außenlärmpegel 
II 
III 


56 bis 60 dB (A) 
61 bis 65 dB (A) 


 


Der Nachweis zu eingehaltenen Schalldämm-
maßen auch für Gebäudeaußenbauteile nach 
der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist 
mittels geeigneter nachvollziehbarer Bauvorla-
gen zugehörig zum Bauantrag/ zur Bauanzeige 
zu erbringen bzw. der Bauaufsichtsbehörde 
vorzulegen. 


2.  Im Lärmpegelbereich III sind Fenster schutz-
würdiger Räume wie Schlaf- und Kinderzimmer 
an den dem Möncheweg zugewandten und an 
den seitlichen Gebäudeseiten nur mit schallge-
dämmten Lüftungseinrichtungen gem. VDI 2719 
zulässig.  


Der Nachweis der einzuhaltenden Schalldämm-
maße auch für Gebäudeaußenbauteile nach 
der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist 
mittels geeigneter nachvollziehbarer Bauvor-
lagen zugehörig zum Bauantrag/ zur Bauanzei-
ge zu erbringen bzw. der Bauaufsichtsbehörde 
vorzulegen.  


3.2. Im Lärmpegelbereich III sind Terrassen, Loggi-
en und Balkone nur auf der dem Möncheweg 
abgewandten Gebäudeseite im direkten Schall-
schatten des Hauses zulässig. Alternativ sind 
sie an anderen Gebäudeseiten zulässig, sofern 
sie durch eine mindestens 2,0 m hohe Ab-
schirmmaßnahme geschützt sind. 


4.3. Von den Festsetzungen unter A.VIII 1 bis 3und 
2 kann ganz oder teilweise abgewichen wer-
den, wenn nachgewiesen wird, dass der erfor-
derliche Schallschutz auf andere Weise ge-
währleistet ist.  


 
 
IX Sonstige Festsetzungen 


 
Über die Verkehrsflächen mit der besonderen 
Zweckbestimmung „Geh- und Radweg“ ist die 
Erschließung der angrenzenden Grundstücke 
zulässig, sofern kein unmittelbarer Anschluss 
an eine öffentliche Straßenverkehrsfläche be-
steht. 
 
 


B Gestaltung 
 
gemäß §§ 56, 91, 97, 98 NBauO in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 4 BauGB 


 
I Geltungsbereich 


 
Die Gestaltungsvorschriften gelten für den ge-
samten Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Roselies-Süd“, RA 27.  


 
 
II Dächer  


 
1. Dachformen  


 
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 
WA 2 sind für alle Hauptgebäude nur Sattel-


dächer und gegeneinander versetzte Pultdä-
cher mit einer Dachneigung von 35 - 45° zu-
lässig.  
 
Satteldach im Sinne dieser Festsetzung ist ein 
Dach, das von zwei Dachflächen mit gleicher 
Neigung, gemeinsamem horizontalem First und 
rechtwinklig zum First stehenden Giebelflächen 
ohne Abwalmungen gebildet wird. 
 
Ein gegeneinander versetztes Pultdach im Sin-
ne dieser Festsetzungen ist ein Dach, das von 
zwei gegeneinander versetzen Dachflächen mit 
gleicher Neigung, zwei horizontalen höhenver-
setzten Firsten und rechtwinklig zu den Firsten 
stehende Giebelflächen ohne Abwalmungen 
gebildet wird. 
 
Gauben und Zwerchgiebel dürfen eine maxima-
le Dachneigung von 60° nicht überschreiten. 
Sie sind auf maximal die Hälfte der Länge der 
betroffenen Dachfläche, gemessen auf halber 
Höhe zwischen Trauf- und Firstlinie, zu be-
schränken. 


In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 
WA 2 sind für überdachte Nebenanlagen, Ga-
ragen, offene Garagen (Carports), Wintergär-
ten, Eingangsüberdachungen, Terrassenüber-
dachungen, Überdachungen von Kelleraußen-
treppen nur Flachdächer mit einer Neigung bis 
max. 6° zulässig. 
 
Material und Farbe von Dacheindeckungen  
 
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 
WA 2 sind für die geneigten Flächen der Dä-
cher nur die Farbtöne rot bis braun und anthra-
zit zulässig. Darüber hinaus sind zulässig:  


 Dacheindeckungen aus Schiefer/ Zinkblech, 
 Glasdächer und -elemente, 
 Dachflächen, die als Solar- oder Fotovoltaik-


anlagen ausgebildet werden, 
 Dachflächen von Gründächern. 


 
 
III Einfriedungen  
 


Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und 
der öffentlichen Grünfläche Nr. 6 darf die Höhe 
von Einfriedungen maximal 1,20 m, entlang der 
öffentlichen Grünflächen Nr. 2 bis Nr. 4 und zur 
Fläche des Regenrückhaltebeckens maximal 
1,60 m betragen. Im Ausfahrtsbereich von Ga-
ragen oder Einstellplätzen darf eine undurch-
sichtige Einfriedung nicht höher als 0,8 m sein.  
 
Einfriedungen entlang der öffentlichen Ver-
kehrsflächen und der öffentlichen Grünflächen 
Nr. 2 bis Nr. 6 sind nur wie folgt zulässig: 
 
 als Hecke aus Laubgehölzen oder 
 als Hecke aus Laubgehölzen in Verbindung 


mit einem Maschendrahtzaun. 
 
 
IV Ordnungswidrigkeiten  
 
Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO, 
wer eine Baumaßnahme durchführt oder durchführen 
lässt, die den Gestaltungsfestsetzungen wider-
spricht. 
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C Hinweise 
 


1. Das Planungsgebiet liegt teilweise in der 
Schutzzone III B des Wasserwerkes „Bienroder 
Weg“ der Braunschweiger Versorgungs AG. Die 
Bestimmungen der „Verordnung über die Fest-
setzungen eines Wasserschutzgebietes für das 
Wasserwerk des Bienroder Weges der Braun-
schweiger Versorgungs AG vom 12. Oktober 
1978“ sind zu beachten. Die Einrichtung von 
Erdwärmeanlagen ist der Unteren Wasserbe-
hörde der Stadt Braunschweig anzuzeigen. 


2.  Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist 
mit Kampfmitteln aus dem 2. Weltkrieg zu rech-
nen. Eine Gefahrenerkundung/ Oberflächen-
sondierung auf Bombenblindgänger ist aus 
Sicherheitsgründen vor Beginn von Baumaß-
nahmen durchzuführen. 


3. Im gesamten Areal muss mit zeitweise hohen 
Grund- oder Stauwasserständen gerechnet 
werden. Bei unterkellerten Bauweisen sind da-
her besondere Maßnahmen zur Grundwasser-
haltung und Trockenhaltung der Keller einzu-
planen. Im größten Teil des Areals werden 
wasserundurchlässige Bauweisen erforderlich 
werden.  


 Eine planmäßige technische Versickerung von 
Niederschlagswasser ist abgesehen vom nord-
westlich gelegenen Bereich möglich. Weiterge-
hende Informationen sind bei der Unteren Was-
serbehörde erhältlich. Wegen der Lage in der 
Wasserschutzzone III B sind nicht alle Versicke-
rungsanlagen zulässig. In Frage kommen ent-
weder Flächen- und Muldenversickerungen 
oder Mulden-Rigolen-Systeme. 


4. In der Bauverbotszone gemäß § 24 NStrG sind 
Hochbauten jeder Art (auch Werbeanlagen) 
und sonstige bauliche Anlagen (auch Garagen, 
Stellflächen etc.) sowie Aufschüttungen und 
Abgrabungen größeren Umfanges unzulässig. 


 
5. Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen 


A.VIII „Festsetzungen zum Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes“ sind fol-
gende Grundlagen maßgeblich: 
 
 VDI-Richtlinie 2719 „Schalldämmung von 


Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“, 
Herausgeber Deutsches Institut für Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin,1987, 


 DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Her-
ausgeber Deutsches Institut für Normung, 
Beuth-Verlag, Berlin, 1989. 


 
Diese Unterlagen können in der „Beratungsstel-
le Planen - Bauen - Umwelt“ der Stadt Braun-
schweig eingesehen werden. 
 


6. Das Plangebiet ist durch den Verkehr auf dem 
Möncheweg lärmvorbelastet.  


 





